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D e r  a k t u e l l e  B e i t r a g

Präsident Dr. Klaus Hoffmann

Wiener Advokatengespräche 2000

ropa gezogen hatte. Von Wien aus und
über Wien konnten Kontakte geknüpft
und Informationen getauscht werden. In
schweren Zeiten konnte den Kollegen
im Osten Unterstützung in ihren Bemü-
hungen für ihre Auftraggeber und für
die Entwicklung in ihren Ländern gege-
ben werden.

Über all die Jahre bis heute entwickelten
sich die Wiener Advokatengespräche –
Europäische Präsidentenkonferenz (EPK)
zu der anwaltlichen Großveranstaltung
des Jahres. Heute nehmen an ihr die
Präsidenten aller Anwaltsorganisatio-
nen der Europäischen Union und der
so genannten „Beitrittskandidaten“ teil,
aber auch der CCBE als Vereinigung
der europäischen Anwaltschaften im
Rahmen der Europäischen Gemein-
schaft und andere internationale An-
waltsvereinigungen.

Von besonderer Bedeutung ist das
alljährliche Treffen in Wien für den
Aufbau des Bildes eines europäischen
Anwalts, seine Ausbildung und Qualifi-
kation.

Die heuer, am 3. 3. stattfindende Kon-
ferenz wird sich vor allem mit der Um-
setzung der so genannten „Niederlas-
sungsrichtlinie“ der Europäischen Union
in nationales Recht befassen und damit
einen wichtigen Beitrag zur Freizügig-
keit der Anwaltschaften Europas leisten.
Weiters wird über die geplante Novel-
lierung der „Geldwäscherichtlinie“ ge-
sprochen werden. Ein höchst brisantes
Thema, geht es doch um die Erhaltung
der absoluten Vertraulichkeit der Klien-

teninformation. Von Melde- und Anzei-
gepflicht ist die Rede. Von einem Angriff
auf fundamentale Anwaltsrechte wird
ebenso gesprochen wie von der Beein-
trächtigung der Verteidigungsrechte des
Bürgers.

Erinnert man sich an die 27 schon abge-
haltenen Konferenzen, ihre Themen und
Aussagen, an die Gespräche von An-
wälten aus unterschiedlichen Gesell-
schaftsordnungen, dann wird bewusst,
dass es bei den Wiener Advokatenge-
sprächen – Europäische Präsidenten-
konferenz stets um die Bewahrung der
Menschenrechte und um Grund- und
Freiheitsrechte der Bürger gegangen ist.
Im Vordergrund stand das Selbstver-
ständnis des Rechtsanwaltes als Mit-
glied eines freien Berufes in Selbstver-
waltung, aber auch die Funktion des
Rechtsanwaltes im Rechtsstaat als Ga-
rant der Rechtsstaatlichkeit.

Ist man sich der Bedeutung der Europäi-
schen Präsidentenkonferenz bewusst,
schmerzen die Absagen, die wir in den
letzten Tagen erhalten haben, umso
mehr. Wegen der belasteten Beziehun-
gen zwischen der Europäischen Union
und ihrem Mitglied Österreich werden
mit der Begründung, um Menschen-
rechte und die Demokratie in Österreich
besorgt zu sein, jahrzehntelang auf-
gebaute Beziehungen unterbrochen und
Freundschaften belastet.

Von tatsächlicher Besorgnis ist die
Rede, eine Begründung wird in Wahr-
heit nicht gegeben. Erreichtes wird
infrage gestellt. Gute Beziehungen,

Im Jahre 1973 hat der inzwischen ver-
storbene Präsident der Rechtsanwalts-
kammer für Wien, Niederösterreich und
Burgenland, gleichzeitig Präsident des
Österreichischen Rechtsanwaltskammer-
tages, Dr. Walter Schuppich, die Präsi-
denten der Rechtsanwaltsorganisatio-
nen aus Belgien, der Tschechoslowaki-
schen Sozialistischen Republik, der Bun-
desrepublik Deutschland, aus England,
Frankreich, Jugoslawien, Liechtenstein,
Luxemburg, den Niederlanden und der
Schweiz neben anderen zu einer Konfe-
renz nach Wien eingeladen, die am
1. 2. 1973 stattfand. Anwesend waren
neben Vertretern der österreichischen
Rechtsanwaltschaft die Präsidenten der
eingangs genannten Rechtsanwaltsor-
ganisationen. Aus Anlass der Wiener
Advokatengespräche vom 1. 2. 1973
kamen die anwesenden Präsidenten
dahin überein, Wien zur „Schaltstelle“
anwaltlicher Kontakte in Europa zu
machen.

Das erste Treffen in Wien war ein viel
versprechender Anfang. Geplant war
ein ständiger Informationsaustausch der
Standesvertretungen in Ost und West
über das Grundsätzliche und die Praxis
der Berufsausübung, die Abstimmung
der Standesregeln und Richtlinien, aber
auch die Abhaltung wechselseitiger
Lehrveranstaltungen und vieles mehr.
Wenn auch nicht ausgesprochen, so
war die eigentliche Bedeutung das Zu-
sammenrücken der Rechtsanwaltschaf-
ten in Europa über die Grenze, die der
so genannte „Eiserne Vorhang“ in Eu-
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aufgebaut im Interesse der Rechts-
anwaltschaften innerhalb Europas, fin-
den ein Ende. Eine unwirkliche Ent-
wicklung, ungerecht, sinnlos und kurz-
sichtig. Was hat sich denn an der
Einstellung der österreichischen Rechts-
anwaltschaft geändert? Tritt sie nicht
weiterhin, wie eh und je, für die Be-
wahrung der Menschenrechte und die
Freiheit der Bürger ein? Gibt es denn
die enge kollegiale Zusammenarbeit
über die Grenzen in Europa nicht

mehr? Das ist so nicht, und gerade
deshalb muss ich denen, die ihren Platz
an dem Konferenztisch verlassen ha-
ben, in aller Offenheit sagen, dass sie
den wahren Sinn des europäischen
Anwaltstreffens missverstanden oder
etwas auszudrücken versucht haben,
das mit der Zielsetzung der Europäi-
schen Präsidentenkonferenz nichts zu
tun hat.
In Österreich sind weder Menschen-
rechte noch Demokratie gefährdet. Dies-

bezüglich hat sich nichts geändert.
Wir wollen weiter Anwaltskollegen in
Europa bleiben, verpflichtet den anver-
trauten Interessen und den Interessen
unserer Berufsstände.
Die Konferenz am 3. 3. 2000 wird, wie
ich hoffe, ein Signal dafür sein, dass
Rechtsanwälte für Menschenrechte und
Grundfreiheiten und gegen Intoleranz
auftreten, so wie es ihrer Funktion im
Rechtsstaat entspricht.
Geschrieben am 22. 2. 2000

114 AnwBl 2000/3
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Erstes Bundesrechts-
bereinigungsgesetz

An den Herrn Bundesminister für Justiz wurde nachstehende
Anfrage von Bundesräten gerichtet:

1. Trifft es zu, dass das Erste Bundesrechtsbereinigungsgesetz zu
Zweifeln über den räumlichen Geltungsbereich des ABGB führt?

2. Führt die Aufhebung des Hofdekrets vom 31. 1. 1844 tat-
sächlich zu Unsicherheiten über die Rechtsnatur des Pflichtteils-
anspruchs?

3. Sehen Sie in diesem Zusammenhang oder auf Grund anderer
Konsequenzen des Ersten Bundesrechtsbereinigungsgesetzes im
Bereich des Justizressorts einen legislativen Handlungsbedarf?

Diese Anfrage wurde wie folgt beantwortet:

Zu 1:

Schon aus dem Umstand, dass das ABGB in den Anhang zum
1. Bundesrechtsbereinigungsgesetz, BGBl I Nr 191/1999, aufge-
nommen worden ist, kann nicht zweifelhaft sein, dass das Allge-
meine bürgerliche Gesetzbuch für das gesamte Gebiet der Re-
publik weiterhin in Geltung bleiben soll. Von manchen (siehe etwa
Spunda in ecolex 1999, 670) wird jedoch darauf hingewiesen,
dass im Anhang zum 1. BRBG als Entstehungsquelle des ABGB
lediglich das Kundmachungspatent JGS Nr 946/1811 angeführt
ist, nicht hingegen das Kundmachungspatent JGS Nr 1127/1815
und die Kundmachung der oberennsischen Regierung vom 28. 5.
1817, durch die der Geltungsbereich des ABGB auf Tirol und Vor-
arlberg bzw auf Salzburg und den Innkreis ausgedehnt wurde
(diese Gebiete standen 1811 noch unter bayerischer Herrschaft
und unterlagen sohin damals nicht der österreichischen Jurisdik-
tion). Nun könnte (entgegen Spunda) sehr wohl argumentiert wer-
den, dass diese Kundmachungspatente als Novellen iSd § 3 Abs 1
1. BRBG anzusehen und deshalb mit der Anführung der Stamm-
norm im Anhang gleichfalls aufrechterhalten sind. Jedenfalls aber
ist zu beachten, dass – wie Pisko/Klang in Klang, Kommentar zum
ABGB I/1, 29 dartun – der örtliche Anwendungsbereich des
ABGB ohnedies nicht auf den Kundmachungspatenten der Jahre
1811, 1815 und 1817 beruht, sondern vielmehr auf einem ge-
setzgeberischen Akt im Jahre 1918. Kraft der allgemeinen Rezep-
tionsklausel des § 16 des Verfassungsbeschlusses vom 30. 10.
1918, StGBl Nr 1, ist nämlich das ABGB in der Gestalt, in der es
damals gegolten hat, zugleich mit der Gründung des neuen Staa-
tes für diesen (und zwar für das gesamte damalige Staatsgebiet)
neu in Geltung gesetzt worden. Von einer Aufhebung des ABGB
für die angeführten Gebietsteile kann daher auch aus diesem
Grund keine Rede sein.

Zu 2:

Das Justiz-Hofdekret vom 31. 1. 1844 (JGS 781/1844) steht auf-
grund des 1. Bundesrechtsbereinigungsgesetzes seit 1. 1. 2000
nicht mehr in Geltung. Dieses Hofdekret lautete: „Der Notherbe hat
nach dem § 784 des allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches kei-
nen Anspruch auf verhältnißmäßige Antheile an den einzelnen,
zur Verlassenschaft gehörigen beweglichen und unbeweglichen
Sachen, sondern nur auf den nach gerichtlicher Schätzung berech-
neten Werth seines Erbtheiles.“

Durch den Wegfall dieser Bestimmung resultiert keineswegs eine
Änderung der Rechtsnatur des Pflichtteilsanspruchs. Vielmehr han-
delte es sich bei dem kaiserlichen Dekret um eine authentische
Interpretation des § 784 ABGB, dessen Text auch ohne Heranzie-
hung einer zusätzlichen „Auslegungshilfe“ klar zum Ausdruck
bringt, dass der Pflichtteilsanspruch des Noterben nicht in einem
Anspruch auf anteilige Sachwerte aus der Verlassenschaft, son-
dern jedenfalls in einem Geldanspruch besteht. So wird in § 784
ABGB die „Art der Ausmessung“ und die „Berechnung“ des Pflicht-
teils geregelt und eine „Schätzung“ der Verlassenschaftsstücke an-
geordnet. Diese Anordnungen ergeben aber nur für den Fall Sinn,
dass es sich beim Pflichtteilsanspruch eben um einen Geld-
anspruch handelt, und nicht um eine bloße Erbquote, deren Aus-
maß sich bereits aus den §§ 765, 766 ABGB in Verbindung mit
den Bestimmungen über den gesetzlichen Erbteil (ohne Ausmes-
sung, Berechnung oder Schätzung) ergeben würde. Die Rechts-
natur des Pflichtteilsanspruchs als Geldanspruch ist allein aus
§ 784 ABGB abzuleiten, sodass es daher einer weitergehenden
Erläuterung durch das Justiz-Hofdekret vom 31. 1. 1844 nicht
bedarf. Es kann daher kein Zweifel bestehen, dass der Pflichtteils-
anspruch wie bisher auch künftig ein Geldanspruch ist.

Zu 3:

Neben dem von Pkt 2. dieser Anfrage erfassten Justiz-Hofdekret
wurden durch das 1. Bundesrechtsbereinigungsgesetz noch wei-
tere Hofdekrete auf dem Gebiet des Erbrechts außer Kraft gesetzt.
Zu nennen ist hier beispielsweise das Hofdekret vom 25. 6. 1817
(JGS 1340/1817), wonach ein Erbvertrag in Ergänzung zu
§ 1249 ABGB nicht nur zwischen Ehegatten, sondern auch zwi-
schen Brautleuten (unter der aufschiebenden Bedingung der nach-
folgenden Heirat) geschlossen werden kann, und das Hofdekret
vom 27. 3. 1847 (JGS 1051/1847), wonach der gem § 786
ABGB am Gewinn oder Verlust beteiligte Noterbe für den Zeit-
raum zwischen Tod des Erblassers und wirklicher Zuteilung des
Pflichtteils berechtigt ist, Rechnungslegung zu fordern.

Nach Auffassung des Bundesministeriums für Justiz ergibt sich
auch die in diesen Hofdekreten lediglich „erläuterte“ Rechtslage
bereits zweifelsfrei aus einer den Interpretationsgrundsätzen des
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§ 6 ABGB verpflichteten Auslegung der angesprochenen erbrecht-
lichen Bestimmungen des Allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuchs
selbst.

Generell ist zu sagen, dass der Gesetzgeber des 1. Bundesrechts-
bereinigungsgesetzes wohl nur eine – als längst erforderlich er-
kannte – Rechtsbereinigung und Rechtsvereinfachung, jedoch zu
keiner Zeit eine grundlegende Änderung der bis dahin geltenden

Rechtslage nach dem ABGB anstrebte. Schon diese Zwecksetzung
des 1. BRBG erfordert im Zweifel eine Interpretation der betroffe-
nen Gesetzesbestimmungen zu Gunsten der bestehenden Rechts-
lage. Legislativen Handlungsbedarf sehe ich in diesem Zusammen-
hang nicht.

Dr. Nikolaus Michalek
BM für Justiz aD
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Wichtige

Stand der Rechtsanwälte und Rechtsanwaltsanwärter
per 31. 12. 1999

Rechtsanwälte Rechtsanwaltsanwärter
RAK Hauptstadt Land zusammen davon weiblich Hauptstadt Land zusammen davon weiblich

Burgenland 9 30 39 2 10 13 23 9

Kärnten 121 102 223 18 29 21 50 11

Niederösterreich 37 252 289 24 14 104 118 30

Oberösterreich 204 289 493 33 94 97 191 52

Salzburg 258 71 329 30 75 17 92 34

Steiermark 236 157 393 48 83 56 139 43

Tirol 250 144 394 39 110 39 149 50

Vorarlberg 43 129 172 12 14 49 63 19

Wien 1525 225 781 257

Gesamt 3857 431 1606 505

Wohnrechtsnovelle 1999

Durch die Wohnrechtsnovelle 1999, welche zum Teil am 1. 12.
1999, zum Teil am 1. 1. 2000 in Kraft getreten ist, wurde das
Mietrechtsgesetz in zahlreichen Punkten geändert. Die wichtigsten
mietrechtlichen Neuerungen dieser Novelle wurden in einer Infor-
mationsbroschüre des Bundesministers für Justiz zusammengefasst.
Diese Unterlage kann auf der Homepage des Bundesministeriums
für Justiz http://www.bmj.gv.at unter dem Menüpunkt Broschüren
abgerufen werden.

Bundesasylsenat
Die von der Vollversammlung des Unabhängigen Bundesasylsenats
beschlossene Geschäftsverteilung für das Jahr 2000 liegt im ÖRAK
zur Einsichtnahme auf.

Änderung des GGG
Aufgrund wiederholter Anfragen möchten wir darauf hinweisen,
dass durch die Steuerreform 2000 auch das Gerichtsgebühren-
gesetz geändert worden ist (BGBl I 1999/106). Unter anderem
wurden hierbei die in TP 5 geregelten Eingabegebühren erhöht.
So beträgt nunmehr die Gebühr für den Konkurseröffnungsantrag
durch den Gläubiger S 420,– statt wie bisher S 370,– und die
Gebühr für die Forderungsanmeldung S 220,– statt wie bisher
S 170,–. Dies wird nach den uns zugekommenen Mitteilungen
immer wieder übersehen.
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Inland
20. und
21. März

Innsbruck
EU-Spezialseminar: Rechtsfragen in der Anwendung
des Amsterdamer Vertrags – Funktionsweise und
Weiterentwicklung der Union von Amsterdam unter
besonderer Berücksichtigung Österreichs

21. März Wien
Verlag Österreich – Seminare: Der Privatkonkurs –
Dr. Franz Mohr

23. März Wien
Verlag Österreich – Seminare: Die Haftung des
Architekten und der übrigen (Bau-)Sonderfachleute –
HR Prof. Dr. Franz Hartl, VPräs. des OGH Dr. Horst
Schlosser

27. März Graz
Akademie für Recht & Steuern (ARS): Dr. Wolfgang
Dirnbacher, Wohnungseigentum nach der Wohn-
rechtsnovelle 1999

28. März Wien
Verlag Österreich – Seminare: Fünfundzwanzig Mus-
termietverträge – Dr. Wolfgang Dirnbacher

28. und
29. März

Wien
Akademie für Recht & Steuern (ARS): Mag. Andreas
Kauba, Mag. Gottfried Schellmann, Univ.-Ass. Mag.
Dr. Friedrich Fraberger, Entgeltliche und unentgeltli-
che Betriebsübertragung

29. März Wien
Akademie für Recht & Steuern (ARS): Mag. Dietmar
Ecker, RA Dr. Thomas Höhne, Stefan Janny,
Mag. Georg Streit, Ihr Unternehmen in den Medien

29. März Graz
Grazer Juristische Gesellschaft: Aktuelle Fragen des
Wirtschaftsrechts – Univ.-Prof. Dr. Wolfgang Brand-
stetter

29. und
30. März

Wien
Akademie für Recht & Steuern (ARS): Referententeam,
Rechtsforum: Digitale Signatur

30. März Wien
MANZ-Seminar: RA Dr. Brigitte Birnbaum, RA
Dr. Alfred Kriegler, Die Ehescheidung – Familienrecht
aktuell / Eherechtsänderungsgesetz 1999, Sozialver-
sicherungsrechtliche Aspekte

30. März Wien
MANZ-Seminar: Edward Daigneault, B.Sc., LL.B.,
Lawyering Skills – Professionelles Englisch für Juris-
ten – The Art of Advocacy

31. März Graz
ÖRAV-Seminar: Grundbuch II – RegR Franz Eiden-
berger

3. und
4. April

Wien
MANZ-Seminar: Mag. Daniela Castner, Lena Roth-
stein, Kommunikative Rhetorik – Überzeugend prä-
sentieren – kompetent und authentisch auftreten

4. April Wien
Akademie für Recht & Steuern (ARS): ao.Univ.-Prof.
Dr. Franz Schrank, Werkverträge

4. April Wien
Akademie für Recht & Steuern (ARS): Dr. Franz Mohr,
Richter Mag. Oskar Straßegger, Der Gläubiger im
Konkurs

4. April Wien
Akademie für Recht & Steuern (ARS): DDr. Meinhard
Ciresa, Verletzung der Markenrechte

5. April Wien
Akademie für Recht & Steuern (ARS): Mag. Dr. Günter
Wellinger, Dr. Elisabeth König, RA Dr. Maximilian
Eiselsberg, Grundlagenseminar Stiftungen

5. April Wien
Akademie für Recht & Steuern (ARS): Dr. Adolf Poindl,
Internationale Unternehmensakquisitionen

6. April Wien
Akademie für Recht & Steuern (ARS): Univ.-Prof.
Dr. Thomas Klicka, Aktuelles Zivilverfahrensrecht

6. und
7. April

Graz
Akademie für Recht & Steuern (ARS): Ass.-Prof. Gert-
Peter Reissner, Arbeitsrecht für Praktiker

10. und
11. April

Wien
Akademie für Recht & Steuern (ARS): Dr. Wolfgang
Dirnbacher, Grundkurs Mietrecht

10. und
11. April

Wien
Akademie für Recht & Steuern (ARS): Referententeam,
Forum: Internet die Rechtsfrage

10. und
11. April

Wien
IIR Technology – EDV-Vertragsrecht – Tipps für das
Erstellen Ihres Vertrages – Dipl.-Ing. DDr. Walter J.
Jaburek

11. April Wien
Akademie für Recht & Steuern (ARS): Mag. Andreas
Kauba, Steuerfragen der GmbH

12. April Wien
Akademie für Recht & Steuern (ARS): Ass.-Prof. Gert-
Peter Reissner, Arbeitsrecht für Praktiker
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Termine

12. April Wien
Akademie für Recht & Steuern (ARS): OR Dr. Rudolf
Weninger, Mag. Dr. Stefan Hübner, Steuerfragen des
e-commerce

12. April Graz
Grazer Juristische Gesellschaft: Zuständigkeitsab-
grenzung zwischen VfGH und VwGH – HR des
VwGH Hon.-Prof. Dr. Rudolf Müller

13. April Wien
Akademie für Recht & Steuern (ARS): Dr. Karl F.
Engelhart, Univ.-Ass. Mag. Dr. Friedrich Fraberger,
Mag. Manfred-Georg Korn, Mag. Dr. Sabine Kristen,
Insolvenz und Steuern

13. und
14. April

Wien
Akademie für Recht & Steuern (ARS): Referententeam,
Forum: Wiener Strafrechtstage

14. April Wien
International Bar Association (IBA): The United Nati-
ons Convention on the International Sale of Goods –
celebrating the first twenty years, and looking to its
future application

5. Mai Salzburg
ISLA-Tagung: Doping und seine Folgen

8. Mai Wien
MANZ-Seminar: Sen.-Präs. DDr. Paul Nechvatal,Univ.-
Prof. Dr. Bernhard Wielke, Der Verkehrsunfall – Von
der Rekonstruktion bis zum Urteil – Teil II

10. Mai Graz
Grazer Juristische Gesellschaft: Vermögensaufteilung
bei Ehescheidung – Univ.-Prof. Dr. Helmut Ofner

12. Mai Graz
3. Fakultätstag der Rechtswissenschaftlichen Fakultät
der Karl-Franzens-Universität Graz – Neue Medien

15. Mai Wien
Österreichische Gesellschaft für Versicherungsfach-
wissen: Haftung der rechtsberatenden Berufe insbe-
sondere mit der hiezu ergangenen Judikatur und die
Behandlung von Schadensfällen unter Berücksichti-
gung des Rechtsanwaltsberufsänderungsgesetzes
1998 – RA Dr. Wolfgang Völkl

18. Mai Wien
MANZ-Seminar: Univ.-Prof. Mag. Dr. ChristianHuber,
Grund des Schadenersatzanspruches

19. Mai Graz
ÖRAV-Seminar: Kosten – RA Dr. Andreas Grundei

19. und
20. Mai

Wien
MANZ-Seminar: Edward Daigneault, B.Sc., LL.B.,
Lawyering Skills – Professionelles Englisch für Juris-
ten – Drafting of Legal Documents

Ausland

24. Mai Graz
Grazer Juristische Gesellschaft: Erfahrungen mit der
Wertgrenzennovelle 1997, insbesondere im Zusam-
menhang mit dem Rechtsmittelverfahren vor dem
OGH – Hon.-Prof. Dr. Karl-Heinz Danzl

5. Juni Wien
MANZ-Seminar: Sen.-Präs. DDr. Paul Nechvatal, Univ.-
Prof. Dr. Bernhard Wielke, Der Verkehrsunfall – Von
der Rekonstruktion bis zum Urteil – Teil III

16. und
17. Juni

Wien
MANZ-Seminar: Edward Daigneault, B.Sc., LL.B.,
Lawyering Skills – Professionelles Englisch für Juris-
ten – Negotiating Skills

10. Juli Wien
ÖRAV-Seminar: ÖRAV-Sommer-Sonder-Seminar (BU-
Kurs)

17. und
18. März

Paris
AIJA-Seminar: Jüngste Entwicklungen im Internatio-
nalen Bankrecht

20. und
21. März

Peru
International Bar Association (IBA): Human Rights
Institute Conference

22. bis
24. März

Santiago
International Bar Association (IBA): 3rd Latin America
Regional Conference

24. und
25. März

Madrid
AIJA-Seminar: Reunión Regional

26. März
bis 2. April

Val d’Isère
XXVII. Skilex Kongreß

27. und
28. März

Peru
International Bar Association (IBA): Human Rights
Institute Conference

1. bis
6. April

Honkong
International Bar Association (IBA) – Section on
Energy & Natural Resources Law: Energy & Resour-
ces Law 2000

7. und
8. April

London
AIJA-Seminar: Europa und die Medien

10. bis
14. April

Nicosia
Cyprus Bar Association: International Law Congress

13. und
14. April

Zürich
International Bar Association (IBA): Corporate Go-
vernance
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Termine

16. bis
18. April

Beirut
International Bar Association (IBA): Middle East Law
in the New Millennium

21. und
22. April

Japan
AIJA-Seminar: Elektronischer Handel im Internet

30. April
bis 3. Mai

Bermuda
International Bar Association (IBA): 11th Globalisation
of Mutual Funds Conference

4. bis
7. Mai

New York
AIJA-Seminar: Unternehmenserwerb

11. und
12. Mai

Cannes
International Bar Association (IBA): 14th Annual Inter-
national Audio Visual Law Conference

11. und
12. Mai

Prag
International Bar Association (IBA): 11th Annual Tele-
communication Services and Competition Law in
Europa Conference

17. Mai Washington DC
International Bar Association (IBA): 17th Annual Fran-
chising Conference

18. bis
20. Mai

Straßburg
DACH: 22. DACH-Tagung: „Information über und
Bedeutung des GATS für die Anwälte“

24. bis
26. Mai

Lissabon
International Bar Association (IBA): 17th Annual Inter-
national Financial Law Conference

24. bis
28. Mai

Ankara
Union of Turkish Bars: Ankara Conference

19. und
20. Juni

Mailand
International Bar Association (IBA): Insolvency Con-
ference

22. und
23. Juni

Rom
International Bar Association (IBA): What’s New in
Law Firm Management

23. bis
25. Juni

Stuttgart
AIJA-Seminar: Unternehmensnachfolge

27. Aug.
bis 1. Sept.

Helsinki
AIJA 2000: 38th Annual Congress

17. bis
22. Sept.

Amsterdam
International Bar Association (IBA): IBA 2000
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1. Die Einberufung der Hauptversammlung erfordert bei einem
mehrgliedrigen Vorstand einen Vorstandsbeschluss, sofern in der
Satzung nichts Gegenteiliges geregelt ist.
2. Beschlüsse der Hauptversammlung, die lediglich von einem
Vorstandsmitglied einberufen wurde, sind nichtig. OLG Wien 2. 6.
1998, 2 R 128/97a, wbl 1999, 423 (Anm Schuhmacher).

■

Ist die Übertragung von GmbH-Geschäftsanteilen gesellschaftsver-
traglich an die Zustimmung der Generalversammlung gebunden,
dann bedarf eine Änderung der Übertragungsbeschränkungen als
Satzungsänderung eines notariell zu beurkundenden Generalver-
sammlungsbeschlusses. Ein Notariatsakt ersetzt die notarielle Beur-
kundung nur dann, wenn alle Gesellschafter mitwirken. OGH
20. 5. 1999, 6 Ob 23/99x, RdW 1999, 655.

■

Erwirbt ein Minderheitsgesellschafter weitere Stammeinlagen an-
derer Gesellschafter und ist er nunmehr mit mehr als 50% am
Stammkapital beteiligt und verfügt damit über die Stimmenmehr-
heit, dann ist darin eine entscheidende Änderung der rechtlichen
und – zumindest im konkreten Fall – auch der wirtschaftlichen
Einflussmöglichkeiten in der Gesellschaft iSd § 12a Abs 3 MRG zu
sehen. OGH 29. 9. 1998, 1 Ob 226/98m, GesRZ 1999, 50.

■

Die Haftung nach § 2 GmbHG setzt ein Handeln im Namen der
Gesellschaft voraus. Handelt der Handelnde im eigenen Namen,
so haftet er persönlich. Die Haftung kann nicht durch eine „Schuld-
übernahme“ iSd § 2 Abs 2 GmbHG erlöschen; ebenso wenig
kommt ein (automatischer) Übergang der Verbindlichkeiten auf die
eingetragene GmbH in Frage. OGH 15. 12. 1998, 4 Ob 289/
98y, ecolex 1999, 328.

■

§ 105 Abs 1 StGB: Grundloses, abruptes Abbremsen eines PKW,
nachfahrender Lenker, Erzwingung einer Notbremsung, Nötigung
Das plötzliche Abbremsen eines Kfz ohne verkehrsbedingte Not-
wendigkeit zur Erzwingung einer Notbremsung des unmittelbar fol-
genden PKWs zwecks Verhinderung eines Auffahrunfalles stellt
eine besonders unfallträchtige Vorgangsweise und eine die Erheb-
lichkeitsgrenze deutlich überschreitende Gewalt gegen eine Per-
son iSd § 105 StGB dar und ist nicht als eine im Straßenverkehr
häufig vorkommende „blockierende“ oder „unfreundliche“ Fahr-

weise zu verstehen, die der verwaltungsbehördlichen Ahndung
vorbehalten bleibt. OLG Wien 17. 3. 1999, 21 Bs 29/99, ZVR
1999/93.

■

§ 207a FinStrG (§§ 378ff EO): Konkurseröffnung
Die einstweilige Verfügung zur Sicherung der Geldstrafe, des Ver-
falls und des Wertersatzes nach § 207a Abs 1 FinStrG verliert
nach den sinngemäß anzuwendenden Bestimmungen der EO
(§§ 378ff) mit der Eröffnung des Konkurses über das Vermögen
des Gegners ihre Wirksamkeit und ist von Amts wegen, jedenfalls
aber über Antrag des Masseverwalters aufzuheben. OGH 2. 3.
1999, 14 Os 175/98 = ÖJZ-LSK 1999/151, EvBl 1999/135.

■

§ 276 (§ 224) StPO: Rückleitung an den UR
Voraussetzung einer „Rückleitung an den UR“ ist, dass die dem
erkennenden Gericht notwendig erscheinenden Untersuchungs-
handlungen neu sind, also im Vorverfahren entweder überhaupt
noch nicht oder nicht in einer bestimmten Richtung gepflogen wur-
den. Im Rückleitungsbeschluss sind die durchzuführenden Unter-
suchungshandlungen gezielt nach Beweismittel und Beweisthema
unter Hinweis auf neue bzw bisher nicht beachtete Verfahrens-
ergebnisse zu präzisieren. Der UR hat in einem solchen Fall nicht
die Stellung eines selbstständigen Untersuchungsorgans, sondern
ist als Hilfsorgan des erkennenden Gerichtes an dessen Ersuchen
gebunden, sofern die aufgetragenen Untersuchungshandlungen
nach den für seinen Bereich geltenden Bestimmungen gesetzlich
zulässig sind.

■

§ 488 Z 2 (§§ 224, 276) StPO: Voraussetzungen für die Rück-
leitung an den UR
Die im ERVerfahren gem § 488 Z 2 (§§ 224, 276) StPO unter-
suchungsrichterliche Erhebungs- und Untersuchungshandlungen
auslösenden, der Beweisaufnahme in der HV entgegenstehenden
Hindernisse können nicht allein in der Qualität (den Modalitäten),
sondern auch in der – etwa ohne vorbereitende Straffung die Mög-
lichkeiten der HV überfordernden – Quantität einer Beweisauf-
nahme gelegen sein. Ob diese Voraussetzungen vorliegen, bleibt
nach dem Gesetz der an das pflichtgemäße Ermessen gebunde-
nen Beurteilung durch den erkennenden ER vorbehalten. – Das
Ersuchen um Beweisergänzung unterliegt der Überprüfungskompe-
tenz des UR nur hinsichtlich der seinen eigenen Wirkungsbereich
betreffenden gesetzlichen Zulässigkeit, nicht aber hinsichtlich der
ausschließlich dem erkennenden Gericht vorbehaltenen Beurtei-
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lung der Durchführbarkeit von Beweisen in der HV. OGH 18. 2.
1999, 12 Os 150, 151/98 = ÖJZ-LSK 1999/116, 117, 118,
EvBl 1999/122.

■

Wiederaufleben von Unterhaltsansprüchen von (auch erwachse-
nen) Kindern bzw von Eltern gegenüber ihren Kindern: Die Unter-
haltspflicht der Eltern kann aus den „unterschiedlichsten Gründen
wiederaufleben“. Auch für die Selbsterhaltungsfähigkeit iSd § 143
ABGB der Vorfahren gilt: Diese liegt nur dann vor, wenn der
Vorfahre die angemessenen Bedürfnisse (und nicht nur die not-
wendigen) befriedigen kann. OGH 27. 4. 1999, 1 Ob 288/98d;
JBl 1999, 725.
(Ein „Lehr- und Lese“-Urteil mit einer tour d’horizon zu einer Fülle
von Unterhaltsfragen: Was hat der sehr gut verdienende Ehegatte

nach § 55 Abs 1 EheG-Scheidung mit Ausspruch gem § 61 Abs 3
EheG „Zerrüttung allein durch den Mann“ der geschiedenen Ehe-
gattin, die ihren blendend datierten Beruf aufgibt, zu zahlen? Was
der Tochter aus erster Ehe, die schon fertig studiert hat, aber nichts
verdient? Was der bedürftigen Mutter, die nur den Ausgleichs-
zulagenrichtsatz erhält? Genaue Darlegung der 33%-Regel beim
einkommenslosen Elternteil bzw der 40%-Regelung bei Doppelver-
dienern, prozentuale Reduktion bei weiteren Unterhaltspflichten
etc! Bisanz).

■

Diese Ausgabe von „Schon gelesen?“ entstand unter Mitwirkung
von Dr. Manfred Ainedter, Dr. Harald Bisanz und RAA Dr. Ullrich
Saurer (Kzl Prof. DDr. Hellwig Torggler).



124 AnwBl 2000/3

Abhandlungen

RA Dr. Werner Steinacher, Salzburg1)

Die Mediationsrichtlinie

I. Vorbemerkung

Nach Vorarbeiten des vom Österreichischen Rechtsanwaltskam-
mertag eingesetzten Arbeitskreises Mediation hat der Rechtsan-
waltskammertag am 9. 4. 1999 die Mediationsrichtlinie beschlos-
sen und die Richtlinien für die Ausübung des Rechtsanwaltsberufes
um Artikel XII und die §§ 63–69 erweitert.

Innerhalb des Arbeitskreises Mediation wurde beginnend ab Mai
1998 die Arbeit zum Entwurf aufgenommen; ein Entwurf vom
September 1998 wurde mehrfach in verschiedenen Arbeitssit-
zungen überarbeitet, dabei wurden annähernd 10 Stellungnah-
men von Länderkammern, anderen Arbeitskreisen und einzelner
Kollegen erörtert und eingearbeitet. Mitglieder des Arbeitskreises
Mediation sind: Kollege Dr. Michael Auer, Wien (Vorsitzender),
KollegInnen Dr. Brigitte Birnbaum, Wien, Dr. Elisabeth Hrastnik,
Burgenland, Dr. Friedrich Staudacher, Kärnten, Dr. Max Urbanek,
Dr. Elisabeth Zimmert, Niederösterreich, Dr. Georg Schwab,
Oberösterreich, Dr. Elisabeth Mühlberger, Salzburg, Dr. Elisabeth
Simma, Dr. Michael Kruletz, Steiermark, Dr. Andrea Haniger,
Tirol, Dr. Manfred Puchner, Vorarlberg, kooptierte Mitglieder
Dr. Max Allmayer-Beck, Dr. Werner Steinacher.

II. Diskussionsschwerpunkte bei der Erarbeitung
der Richtlinie

• Ist Mediation Rechtsanwaltstätigkeit?

• Erweitert Mediation das Berufsbild des Rechtsanwaltes?

• Genügen die Verschwiegenheitsprivilegien des Rechtsanwaltes
für Mediation?

• Ist der Rechtsanwalt befugt, gemeinsame Interessen zu vertre-
ten?

• Ausbildungsfragen der Mediation

• Mediation als geeignetes Tätigkeitsgebiet für Kooperationen mit
anderen Berufsgruppen

Bewusst wurde in den Richtlinien davon Abstand genommen, eine
Definition des Begriffes Mediation vorzunehmen. In der auch im
deutschen Sprachraum zunehmenden Mediationsliteratur gibt es
eine Vielzahl entsprechender Definitionen, die mehr oder weniger
differieren.

Mediation ist die Einschaltung eines neutralen und unparteiischen
Dritten in einem Konflikt, der die Parteien bei ihren Verhandlungs-
und Lösungsversuchen unterstützt, jedoch über keine eigene Ent-
scheidungsmacht verfügt. Der englische Begriff „mediation“ lässt
sich noch am ehesten durch „Vermittlung“ übersetzen. Im engli-
schen Sprachraum hat sich der Begriff „alternative dispute reso-

lution“ für Mediation und ähnliche Verfahren, Schlichtungs- und
Schiedsgerichtsverfahren durchgesetzt. Mediation entspricht einer
gesellschaftlich feststellbaren Tendenz, Konflikte zunehmend nicht
über staatliche Konfliktentscheidungsmechanismen, sondern im
Rahmen der Privatautonomie zu lösen.

Mediation ist auch keine Neuentdeckung der letzten Jahrzehnte;
praktisch in jedem Kulturkreis gibt es jahrhundertealte und eigen-
ständige Wurzeln und Traditionen in Streitschlichtung und Vermitt-
lung neben herrschaftlicher Entscheidung.

Das relativ Neue an Mediation ist vielleicht der Einsatz speziel-
ler Gesprächstechniken, Verhandlungssettings, Einbeziehung von
Erkenntnissen der Gruppendynamik, über Organisationssysteme,
zB Familiensystemen, bei besonderer Betonung der Eigenverant-
wortlichkeit und Selbstständigkeit der Konfliktparteien. Mediation
ist insofern auch für die Parteien anspruchsvoll: Sie sind selbst
gefordert, den Konflikt zu lösen, können den Streit nicht auf die
Ebene des Anwaltes als den für sie eintretenden Streiter verlagern.
Diese Betonung der eigenen Verantwortung der Parteien ist wohl
der bedeutendste Unterschied zu allen anderen Konfliktlösungs-
modellen.

Die wesentlichsten Elemente der meisten Definitionen sind:

• Mediation ist Vermittlung; das heißt, der Mediator hat keine
Entscheidungsmacht, das unterscheidet ihn vom Richter oder
Schlichter. Ein Schwerpunkt seiner Tätigkeit liegt in den meisten
Fällen in der Herstellung einer geeigneten Gesprächs- oder
Verhandlungsatmosphäre, Wiederherstellung eines vertrauens-
vollen Verhandlungsklimas.

• Mediation vermittelt in einem Konflikt zweier oder mehrerer
Parteien. Der Konflikt kann mehr oder weniger ausgeprägt sein,
Mediation eignet sich auch für relativ eskalierte Konfliktphasen,
sowohl im kleinsten bis zum größten Maßstab.

Ziel einer Mediation ist die Einigung der Konfliktparteien, wobei
die Parteien freiwillig und eigenverantwortlich eine faire und
rechtsverbindliche Lösung anstreben. Kommt es zu einem Grund-
konsens, wird es Sache des Mediators sein, zukunftsorientiert die
wesentlichen Bereiche anzusprechen, die typischerweise zu Inte-
ressenkonflikten führen können oder regelungsbedürftig erschei-
nen. Dieser Teil einer Mediation kann mit Vertragsverhandlungen
verglichen werden, wobei es Aufgabe des Mediators sein wird,
die Fragestellungen aufzuzeigen und die Parteien zu unterstützen,
ihnen entsprechende Lösungen zu finden.

1) Dr. Werner Steinacher, Rechtsanwalt und seit 1994 tätiger Mediator,
ist Mitglied des Arbeitskreises Mediation und Verfasser des Entwurfes
der Mediationsrichtlinie.
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Der Begriff der Fairness wird in Mediationen wesentlich umfassen-
der verstanden und verwendet, als er in gerichtlichen oder Behör-
denverfahren Platz hat. Es werden auch außerrechtliche Gesichts-
punkte wie beispielsweise wirtschaftliche, persönliche, soziale,
auch ethische, religiöse Aspekte und Interessen angesprochen und
die Konfliktparteien sollen eine Einigung, die ihren konkreten Inte-
ressen und Bedürfnissen entspricht, eigenverantwortlich erarbei-
ten. Selbst in nicht mit einer Vereinbarung abgeschlossenen Me-
diationsfällen wurde beobachtet, dass die Wiederherstellung der
Gesprächsatmosphäre für sich schon wesentliche Auswirkungen
hatte. In einer Reihe von Fällen konnten die Konfliktparteien im
Anschluss oder außerhalb der Mediation selbstständig ihren Kon-
flikt lösen. Mediationsvereinbarungen sind in der Regel auch in
höherem Maße vom gemeinsamen Konsens umfasst als beispiels-
weise Gerichtsvergleiche, haben daher tendenziell höherer Akzep-
tanz.

III. Abgrenzungen

Zu verschiedenen benachbarten Gebieten ist Mediation abzugren-
zen:

• Zur Moderation: Gerade im Bereich des Umweltrechtes, des Be-
triebsanlagenrechtes, von UVP-Verfahren werden verschiedent-
lich Informationsveranstaltungen der Betreibergesellschaften als
„Mediation“ verkauft. Das ist in den meisten Fällen nicht richtig,
da es in solchen Fällen nicht eine Vermittlung durch unabhän-
gige Dritte gibt und in vielen Fällen keine echte Entscheidungs-
möglichkeiten der Parteien vorhanden sind. Damit soll die
Bedeutung von Moderation zur Streitschlichtung aber nicht in
Frage gestellt werden. Die Grenzen sind fließend. Im Bereich
der Wirtschaftsmediation, Organisationsentwicklung ist Mode-
ration bereits fest etabliert und die Domäne der Betriebs- und
Unternehmerberater. Methoden und Techniken der Moderation
werden auch in der Mediation eingesetzt.

• Zur Psychotherapie und zur Familienberatung: In Scheidungs-
mediationen geht es nicht um die Aufarbeitung alter psychischer
Konflikte und auch nicht um die Wiederherstellung der schon
zerbrochenen Ehe. Familienmediationen sind auf die Erarbei-
tung einer tragbaren und beiden Teilen eine Zukunftsperspektive
bietenden Scheidungsvereinbarung ausgerichtet. In diesen Fäl-
len wird insbesondere auch Wert auf die Kindesinteressen ge-
legt.

• Zur einseitigen Rechtsberatung/Vertretung: Der Anwaltsmedia-
tor ist auch berufen, allen Konfliktparteien die rechtlichen Impli-
kationen einer ins Auge gefassten Regelung zu verdeutlichen.
Die „allseitige“ Beratung im Rahmen der Mediation vermeidet
es in der Regel eigene Lösungsvorschläge zu präsentieren. Das
ist etwas deutlich anderes als die Interessen nur einer Konflikt-
partei im Auge zu haben und zu vertreten oder Vertragsent-
würfe für eine Partei zu entwerfen.

1. Kooperation mit anderen Berufsgruppen

Innerhalb des Arbeitskreises gab es Übereinstimmung darüber,
dass es kein Anwaltsmonopol für Mediation gibt. Das ist auch die
Auffassung des Gesetzgebers in der Regierungsvorlage zu § 8
Abs 5 RAO2). Mediation ist ein breites Feld, auf welchem Anwälte
und andere Berufsgruppen wie insbesondere Psychotherapeuten,
Psychologen, Unternehmensberater, aber auch Pädagogen und
Angehörige anderer juristischer Berufe tätig sind. Mediation ist
besonders geeignet, in interdisziplinären Teams ausgeübt zu wer-
den. Insbesondere in Scheidungs-/Obsorgemediationen arbeiten
vorwiegend Anwälte und Psychologen/Psychotherapeuten/Sozial-
arbeiter im Rahmen von festen Co-Mediatorenteams zusammen.
Co-Mediation hat sich auch international bewährt, wobei sich je
nach Einsatzgebiet und Fall Angehörige unterschiedlicher Berufs-
gruppen zusammenschließen. Ursprünglich war im Entwurf eine
Bestimmung vorgesehen, die solche Kooperationen mit anderen
Berufsgruppen befürwortet. Diese Bestimmung wurde im Hinblick
auf die allgemeine Diskussion dieses Kooperationspunktes inner-
halb der Anwaltschaft aus dem Entwurf genommen, ohne aller-
dings die sich bereits entwickelten Kooperationsformen im Bereich
der Mediation dadurch zu verpönen. Im Arbeitskreis wurde die
Auffassung vertreten, dass es an der Anwaltschaft liegt, durch
hohe Qualität der eigenen Mediationsarbeit die neuen Chancen
zu nützen und gerade auch die Chancen in Kooperation mit den
anderen Berufsgruppen zu sehen.

2. § 63 Der Rechtsanwalt als Mediator

Anwaltliche Tätigkeit umfaßt auch Mediation. Wird der Rechtsanwalt bei
unterschiedlichen Interessenlagen für die Parteien gemeinsam und gegen
keine der Parteien tätig, kann er einen solchen Auftrag mit Einverständnis
der Parteien und nach sachbezogener Aufklärung auch als Mediator durch-
führen.

Der Mediator ist nicht entscheidungsbefugt und setzt sich dafür ein, daß von
den Parteien eine Konfliktregelung erarbeitet wird.

Es ist somit klargestellt, dass Mediation Teil des anwaltlichen Be-
rufsbildes darstellt. Der als Mediator tätige Rechtsanwalt hat daher
auch alle sonstigen Rechtsanwaltspflichten einzuhalten, aber auch
alle Anwaltsprivilegien3). Darüber gab es im Arbeitskreis eine län-
gere Diskussion, in welcher von einer Seite vor allem das traditio-
nelle Rollenbild des Anwaltes als Streithelfer und einseitiger Partei-
envertreter hervorgehoben wurde. Dieses Rollenbild wird durch
Mediation auch nicht in Frage gestellt, allerdings hat ein solches
Verständnis nie alle Aspekte des anwaltlichen Berufsbildes abge-
deckt. Schon bisher waren Rechtsanwälte zB berufen, für mehrere
Parteien Verträge auszuarbeiten und im Vertragswesen und Gesell-
schaftsrecht mehrere Parteien zu vertreten. Insoweit das Ergebnis

2) Vgl Schuppich/Tades Anm 5 zu § 8 RAO (1999).
3) Vgl auch § 8 Abs 5 RAO.
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einer Mediation aus einer Vereinbarung besteht, ist Mediation
nichts Neues, daher auch durchaus Teil des klassischen, umfas-
send verstandenen Anwaltsbildes. Neu sind allenfalls die Wege,
wie der Konsens der Parteien erreicht wird. Durch die stärkere
Beschäftigung mit Mediation wird sich allerdings das Berufsbild
des Rechtsanwaltes als Interessenvertreter iS eines Streitbeilegers
umgewichten. Ein Teil der Kollegenschaft sieht Mediation auch als
Erweiterung möglicher Tätigkeitsfelder, auch zur Entlastung der
Gerichte und Behörden.

Aus § 63 Abs 1 Satz 1 folgt auch, dass der Rechtsanwalt für
die Ausübung der Mediation keiner weiteren Befugnis nach dem
Gewerberecht bedarf.

Als Bestandteil des Berufsbildes des Rechtsanwaltes ist die Tätigkeit
als Mediator Teil seiner „beruflichen Tätigkeit“ nach den allgemei-
nen Bedingungen zur Haftpflichtversicherung für Vermögensschä-
den (AVBV 1951, AVBV 1996). Den Kollegen, die als Mediatoren
arbeiten, ist allerdings dringend die Überprüfung der Polizze und
der Haftpflichtversicherungsbedingungen zu empfehlen: Manhart
hat im Anwaltsblatt 1998, 606ff auf die ABHV 1997 und EBHV
1997 verwiesen, insbesondere auf die taxative Aufzählung in Z 3
EBHV 1997, und die Auffassung vertreten, dass Mediation in der
taxativen Aufzählung der EBHV 1997 einer bestimmten Versiche-
rungsanstalt nicht enthalten ist. Insoweit diese Bedingungen im
konkreten Fall gelten, ist dem als Mediator tätigen Anwalt daher
unbedingt die mit der Versicherung im Korrespondenzweg vorzu-
nehmende Klarstellung zu empfehlen, dass die Haftpflichtversiche-
rung auch ausdrücklich Mediation umfasst.

Durch § 63 Abs 1 Satz 2 wird klargestellt, dass nicht jede Tätigkeit
des Rechtsanwaltes, wenn er mehrere Parteien berät oder vertritt
und einen Ausgleich zwischen diesen herbeiführt, Mediation ist.
Der Rechtsanwalt kann einen solchen Auftrag zB zur Vertrags-
verfassung, Erbschaftsregelung für eine Erbengemeinschaft sowohl
als Rechtsanwalt, aber auch als Mediator durchführen. Geboten
wird in jedem Falle allerdings sein, den Parteien die eigene Rolle
unmissverständlich klar zu machen: ob der Rechtsanwalt als An-
walt einer Partei, als Vertragsverfasser für mehrere Parteien oder
als Mediator einschreitet, ist deutlich offen zu legen.

Dass der Mediator nicht entscheidungsbefugt ist (als solcher wäre
er Schiedsmann, Schlichter oder Schiedsrichter), wird in § 63
Abs 2 ausdrücklich festgehalten. Diese Festlegung wurde für
zweckmäßig erachtet, um die besondere Position des Mediators
zu betonen. Ebenfalls wird festgehalten, dass die Konfliktregelung
von den Parteien eigenverantwortlich erarbeitet wird, es also im
Normalfall nicht Sache des Mediators ist, einen Katalog von mehr
oder weniger bewährten Regelungsvorschlägen zu unterbreiten
und den Parteien nahezulegen, welche Vorschläge für sie die bes-
ten sind. Im Normalfall ist der Mediator auch nur für den Ablauf
der Mediation verantwortlich, nicht für den Inhalt des von den Par-
teien Gewollten.

Das unterscheidet eine in der Mediation erarbeitete Vereinbarung
allerdings nicht von einem vom Anwalt verfassten Vertrag: auch
dieser gibt das von den Parteien Gewollte wieder und dokumen-
tiert den Parteienkonsens.
Die Erörterung dieser Frage führt zu den Themen Aufklärungs-
pflichten in der Mediation und Haftung für Kunstfehler.

Jedenfalls ist der Anwaltsmediator wie jeder Rechtsanwalt ver-
pflichtet, sämtliche Konfliktparteien über ihre jeweiligen Rechte
und Pflichten umfassend zu informieren, auch wenn das eine Eini-
gung letztendlich erschwert oder verunmöglicht. Ein wesentliches
Element der Mediation ist, dass die Parteien sich in Kenntnis aller,
auch rechtlicher Umstände zur Einigung entschließen. Diese Pflicht
kann sich erübrigen, wenn die Parteien in der Mediation durch
eigene Anwälte vertreten sind oder der Mediator abgeklärt hat,
dass die Parteien durch beigezogene Experten (zB Steuerberater,
Sachverständige ua) über den relevanten Sachverhalt informiert
sind. Eine selbstverantwortliche Lösungsfindung durch die Parteien
setzt aber auch voraus, dass diese die Rechtslage und die aktuelle
Judikatur kennen und verstehen. Bei Bedarf wird der Mediator zu
erörtern haben, wie die Gerichte bei dem gegebenen Informa-
tionsstand vermutlich entscheiden würden.
Aufklärungspflichten und Haftung für Kunstfehler stehen in einem
inneren Zusammenhang. Für jeden Mediator, nicht nur den An-
waltsmediator, gilt meines Erachtens grundsätzlich, dass über die
Rolle und die übernommenen Aufgaben des Mediators Klarheit
bestehen muss. Diese Aufgaben sind andere, je nachdem, ob alle
Konfliktparteien, einzelne oder keine durch eigene Anwälte vertre-
ten sind.
Sind die Konfliktparteien durch eigene Anwälte vertreten, kann
sich der Mediator auf den Ablauf der Mediation konzentrieren. Er
sollte klarstellen, dass es Sache dieser Parteienvertreter ist, die
jeweilige Partei angemessen zu beraten. Kunstfehler können zB in
der fehlenden Offenlegung von früheren Beziehungen zu einer Par-
tei und daraus resultierender Besorgnis einer Befangenheit oder
mangelnde Allparteilichkeit liegen, kurz, wenn grundlegende und
anerkannte Regeln der Mediation missachtet werden und das zum
Scheitern der Mediation führt.
Sind nur einzelne Parteien anwaltlich vertreten, wird der Mediator
auch auf dieses Ungleichgewicht hinzuweisen haben, ohne aber
in die Rolle des Anwaltes der nichtvertretenen Partei überzuwech-
seln. In einem solchen Fall sollte der Mediator jedenfalls der Auf-
klärung des juristischen Umfeldes besonderes Augenmerk schen-
ken oder wenn er besorgt ist, seine Neutralität könnte bezweifelt
werden, dieser Partei die Einholung kompetenter Beratung empfeh-
len.
Sind Parteien nicht anwaltlich vertreten, wird die Aufklärungs-
pflicht gleich wie für den Vertragsverfasser zu sehen sein; es
wäre abzulehnen, für Vereinbarungen aus oder nach Mediationen
einen geringeren Sorgfaltsmaßstab anzulegen als für sonstige von
Anwälten verfasste Verträge.



AnwBl 2000/3 127

Abhandlungen

Insoweit Vereinbarungen aus Mediationen im Rahmen des disposi-
tiven Rechts oft ungewöhnlich erscheinen, wird es zweckmäßig
sein, im Anlassfall auch dokumentieren zu können, dass die Par-
teien über die Rechtslage und aktuelle Judikatur belehrt wurden.
Das kann auch die Aufklärung über die Durchsetzbarkeit (oder
fehlende Durchsetzungsmöglichkeit) von Vereinbarungen am Ende
einer Mediation miteinschließen4).

In komplexeren Mediationen, zB im Umweltbereich, kann es
von Bedeutung sein, die verschiedenen Bedingungen, unter denen
eine Vereinbarung gilt, deutlich zu definieren (zB Vorbehalt von
behördlichen Genehmigungen, Klarstellung was gilt, sollte diese
Bewilligung nicht eintreten oder andere als die erwarteten Auf-
lagen vorgeschrieben werden), und auch über die Grenzen zivil-
rechtlicher Vereinbarungen im öffentlichen Recht aufzuklären.
Dass generell die Grenzen des dispositiven Rechts zu beachten
sind, gilt in gleicher Weise für Vereinbarungen nach Mediationen
wie für alle sonstigen Verträge. Allenfalls werden auch salvatori-
sche Klauseln oder die Folgen von Vertragsanfechtungen zu erör-
tern und zu regeln sein.

3. § 64 Befangenheit

Die Funktion als Mediator setzt Unabhängigkeit, Allparteilichkeit und Neu-
tralität des Rechtsanwaltes voraus. Der Rechtsanwalt als Mediator ist ver-
pflichtet, von sich aus die Parteien sofort über Umstände zu informieren, die
seine Unabhängigkeit, Allparteilichkeit und Neutralität beeinflussen können.
Er hat bei Besorgnis des Fehlens einer dieser Voraussetzungen das Mediati-
onsmandat abzulehnen oder zu beenden.

Bei Übernahme eines Mediationsmandates wird der Rechtsanwalt
sorgfältig zu prüfen haben, ob ihm nach dem Inhalt des Auftrags
eine Tätigkeit im gemeinsamen Interesse der Parteien möglich ist
oder nicht. Die Unabhängigkeit könnte in Frage gezogen werden,
wenn der Mediator mit einer Partei eine besonders lange oder
bedeutende Geschäftsverbindung innehat und nun zwischen die-
ser und anderen Konfliktparteien vermitteln soll.

Auch die Frage, wer die Kosten des Mediators übernimmt, hat
Einfluss auf dessen Unabhängigkeit, weshalb – wenn möglich –
darauf geachtet werden sollte, dass jede Partei im Rahmen ihrer
Möglichkeit zu den Kosten beiträgt. Gerade in Umweltmediatio-
nen wurde die Unabhängigkeit von Mediatoren in Frage gestellt,
die vom Projektbetreiber eingesetzt und bezahlt wurden. Günstiger
wäre es in solchen Fällen, wenn Mediatoren von einer übergeord-
neten Ebene finanziert werden.

Allparteilichkeit ist ein spezieller Mediationsbegriff, der als „posi-
tive Neutralität“ umschrieben werden kann, nämlich Arbeit für eine
„Win-Win“ Situation, in welcher beide Parteien für sich das Opti-
mum aus einer Konfliktsituation herausholen. Je nach Verständnis
vertreten einzelne Stimmen (zB Glasl) in der Literatur die Auffas-
sung, dass die klassische Neutralität auch in diesem Sinne einer
positiven Allparteilichkeit verstanden war. In einem US-amerika-

nischen Code of professional conduct wird zu Neutralität aus-
geführt:

„Neutrality – A mediator should determine and reveal all monet-
ary, psychological, emotional, associational, or authoritative affili-
ations that he or she has with any of the parties to a dispute that
might cause a conflict of interest or affect the perceived or actual
neutrality of the professional in the performance of duties. If the
mediator or any one of the major parties feels that the mediator’s
background will have or has had a potential to bias his or her per-
formance, the mediator should disqualify himself or herself from
performing a mediation service.“5)

Grenzen der Neutralität können auch bei der Frage der Fairness
einer Vereinbarung hervorkommen. Jeder Mediator hat sein eige-
nes Wertesystem; wenn eine stärkere Partei ihren schwächeren
Gegner „über den Tisch zieht“, also ein Machtungleichgewicht für
eine bestimmte Regelung einsetzt, stellt sich die Frage, ob oder
inwieweit der Mediator das aufgreift bis hin zur Frage, ob er die
Mediation abbricht.

§ 64 Satz 2 geht auf die besondere Position des Rechtsanwaltes
als Mediator ein. Der Besonderheit der Mediation entspricht, dass
der Mediator alle allenfalls Einfluss habenden Umstände von sich
aus offenlegt. Alles andere würde zum Vertrauensverlust und zum
Scheitern der Mediation führen. Eine solche Befangenheit kann
auch im Laufe eines Verfahrens hervorkommen. Die Befangenheits-
regelung geht tendenziell über die Ausschluss- oder Befangenheits-
gründe von Richtern oder Sachverständigen hinaus. In der Praxis
ist die Frage der Befangenheit allerdings nicht schwierig: Nach-
dem es sich um ein freiwilliges Verfahren handelt, hat auch jede
der Konfliktparteien das Recht, die Mediation sofort zu beenden
oder von einem anderen Mediator abhängig zu machen, was
sicherlich dann der Fall sein wird, wenn eine der Parteien den –
vielleicht unbegründeten – Verdacht auf Einseitigkeit des Media-
tors hat. Gerade das Herausarbeiten des korrekten Rollenbildes
des Mediators, Sensibilität gegenüber und Umgang mit Unabhän-
gigkeit, Machtungleichgewicht, Allparteilichkeit, Neutralität, Ein-
flüsse der eigenen Sozialisation (Selbsterfahrung), Kenntnis von
Übertragungs- und Gegenübertragungsmechanismen sind deshalb
auch wesentliche Inhalte der Mediationsausbildung.

4. § 65 Verschwiegenheitspflicht

(1) Der Rechtsanwalt als Mediator ist zur umfassenden Verschwiegenheit
berechtigt und verpflichtet. Selbst wenn er von seiner Verschwiegenheits-
pflicht entbunden werden sollte, hat er sein Recht auf Verschwiegenheit in
Anspruch zu nehmen.

(2) Die Verschwiegenheitspflicht des Mediators beinhaltet auch, daß er
eigene Aufzeichnungen nicht herausgeben darf. Sonst erhaltene Unterlagen

4) Vgl die Beispiele in RZ 1998, Seiten 276ff.
5) Aus Breidenbach, Mediation, (1995) 170.
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darf er an die Parteien oder deren Vertreter zurückstellen, aber nicht an
Dritte oder Gerichte (Behörden) herausgeben.

(3) Die Verschwiegenheitspflicht gilt nicht für die Mitteilung an die Gerichte
(Behörden), daß eine Mediation zwischen bestimmten Parteien stattgefun-
den hat, wann diese begonnen und geendet hat.

Die Anforderung an den Mediator besteht neben § 9 RAO und
geht über diese Bestimmung hinaus: Sie entspricht dem unbeding-
ten Erfordernis, in der Mediation eine absolute Vertrauenssitua-
tion, ähnlich wie in einer Psychotherapie, in der Diplomatie oder
beim Gespräch mit einem Geistlichen, herzustellen. Mediation ist
nur möglich, wenn alle streiterheblichen Tatsachen in der Media-
tion offen gelegt werden. Es können also in der Mediation Um-
stände offen gelegt werden, die im streitigen Verfahren nicht
bewiesen werden könnten. Im Falle einer gescheiterten oder mög-
licherweise nur aus Informationsgründen seitens einer Partei betrie-
benen Mediation können der offen legenden Partei möglicher-
weise irreversible Rechtsnachteile entstehen. Das ist vom Mediator
unbedingt zu beachten, weshalb er auch bei Entbindung von
der Verschwiegenheitspflicht sein Recht auf Verschwiegenheit in
Anspruch zu nehmen hat. In der Mediation ist daher insbesondere
auch zu beachten, inwieweit Protokolle ausgefertigt und den Par-
teien weitergegeben werden oder nicht. Ob und inwieweit Infor-
mationsunterlagen der Parteien wechselseitig ausgetauscht wer-
den, wird Gegenstand der Mediationsgespräche sein.

Besondere Beachtung wird der Frage der Verschwiegenheit bei
der Anwesenheit von Parteienvertretern in der Mediation ge-
schenkt werden müssen. Hier wird es zu verhandeln sein, inwie-
weit die Parteienvertreter in die Vertraulichkeit mit eingebunden
werden oder inwieweit die Vertraulichkeit (zB auf Betriebs- oder
Steuergeheimnisse) eingeschränkt wird. Es entspricht schon jetzt
dem Standard von Mediationsverträgen, diese Fragen genau zu
behandeln und zu regeln.

Es empfiehlt sich für den Mediator, insbesondere auch zur
Dokumentation der Erfüllung seiner Rechtsbelehrungspflichten, sich
eigene Aufzeichnungen zu machen. Diese fallen allerdings auch
unter die Geheimhaltungspflicht; allenfalls verwendbar zur Ab-
wehr eines Haftungsanspruches.

Die Herstellung dieser besonderen Vertrauenssituation, die in
puncto Verschwiegenheit den Mediator in eine ähnliche Position
wie den Psychotherapeuten, Psychologen oder Geistlichen bringt,
wurde jüngst auch vom Gesetzgeber in § 99 EheG für den Bereich
der Ehescheidung und Regelung der Scheidungsfolgen anerkannt.
Es ist zu erwarten, dass Mediationsregelungen für andere Bereiche
die gleiche unbedingte Verschwiegenheitspflicht ohne Entbindungs-
möglichkeiten festschreiben werden.

§ 65 Abs 3 übernimmt den im Bereich der Familienmediation ent-
wickelten Standard des Modellprojektes Mediation des Familien-
und Justizministeriums. Gerade auch im Hinblick auf Fristenrege-
lungen ist es geboten, den Beginn und das Ende (Abbruch) einer

Mediation terminlich zu dokumentieren. In der Praxis wird das
auch im Bereich des Verwaltungsverfahrens bereits punktuell so
gehandhabt.

5. § 66 Schriftlichkeit

Die Übernahme des Mediationsmandates, die wesentlichen Grundregeln
der Mediation und deren Ziele sind schriftlich zu vereinbaren. Ein Ergebnis
der Mediation sollte schriftlich festgelegt werden.

a) Mediationsvertrag

Die unbedingte Verpflichtung, die Übernahme des Mediations-
mandates, die wesentlichen Grundregeln der Mediation und deren
Ziele schriftlich zu vereinbaren, entspricht dem sich allgemein in
der Praxis herausgebildeten Standard. Zweck der Regelung ist die
Klarstellung, dass der Anwalt als Mediator arbeitet; weiters die
Grundregeln und Rahmenbedingungen der Mediation transparent
und unstrittig zu machen und darüber den Konsens herzustellen.
Dieser Mediationsvertrag, der die erste Phase einer Mediation
abschließt, könnte folgende Punkte umfassen:

• Datum des Beginns der Mediation: Einigung über die Inan-
spruchnahme der Mediation; erstes Mediationsgespräch; Eini-
gung über Mediationsvertrag

• Ziel der Mediation

• Festlegung, dass außergerichtlich und selbstverantwortlich an
einer für alle Beteiligten fairen Vereinbarung gearbeitet werden
soll

• Verpflichtung der Offenlegung aller wesentlichen Informationen
in der Mediation; Verpflichtung, während der Mediation ohne
Offenlegung und Zustimmung des anderen Teiles keine außer-
gewöhnlichen Verfügungen zu treffen (vor allem in der Familien-
mediation)

• Vertraulichkeit des Inhalts der Mediationsgespräche; zur Kennt-
nisnahme der unbedingten Verschwiegenheitspflicht des Media-
tors auch nach Abschluss (Abbruch der Mediation). Information
über Beginn und Ende der Mediation als fristenrelevanten Sach-
verhalt (§ 99 EheG)

• allenfalls: Modifikationen der Vertraulichkeit:
entweder Verstärkung und Ausdehnung durch Einbeziehung
der Parteien und allfälliger Parteienvertreter (Betriebsgeheim-
nisse oä)
oder Hinweis auf Ausdünnung; Verwendbarkeit von Unterlagen,
Messergebnissen in späteren Behördenverfahren

• Information über die jederzeitige Abbruchmöglichkeit durch
jede der Konfliktparteien, aber auch durch den Mediator
(zB wenn dieser zur Überzeugung kommt, dass grundlegende
Voraussetzungen für eine Mediation fehlen). Regelung der
Rechtsfolgen eines Abbruches (zB die sanktionslose Abbruch-
möglichkeit durch alle Beteiligte)
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• Arten der Mediationsgespräche: gemeinsame Sitzungen, allen-
falls Einzelgespräche. Der Mediator ist kein Geheimnisträger
zwischen den Parteien, das heißt, dass alle Informationen an
den Mediator zwischen den Parteien offen gelegt werden. Rege-
lung über Protokolle und deren Geheimhaltung/Öffentlichkeit

• Ruhen/Aussetzung allfälliger Gerichts-/Behördenverfahren wäh-
rend der Dauer der Mediation; Regeln über Art der Einbezie-
hung der allfälligen Parteienvertreter der Mediationsparteien

• Empfehlenswert ist der Schriftlichkeitsvorbehalt für eine abschlie-
ßende Mediationsvereinbarung; Unverbindlichkeit der Gesprä-
che bis dahin zur Schaffung eines kreativen, lösungsorientierten
Verhandlungsklimas

• Information über § 67 RLBA: Die juristische Ausformulierung der
Mediationsvereinbarung (Punktation) erfordert die gesonderte
ausdrückliche Beauftragung der Parteien und allenfalls das Ein-
verständnis der Parteienvertreter: Klarstellung, womit eine erfolg-
reiche Mediation endet (zB mit einer Punktation)

• Honorarregelung: üblich sind Zeithonorare, Honorarregelung
der abschließenden Vereinbarung (zB Punktation, letter of intent
oä).

Beispiele von Mediationsverträgen befinden sich in Krabbe, Schei-
dung ohne Richter, Rowohlt Verlag, 1991, S 275ff; Haynes,
Scheidung ohne Verlierer, Kösel Verlag, München, 1993, S 287ff.
Allerdings ist bei Heranziehung der deutschen Mediationsliteratur
durchwegs der andere rechtliche Kontext zu beachten: Eine dem
deutschen Rechtsberatungsgesetz vergleichbare Regelung, welche
verpflichtend die Beiziehung außenstehender Rechtsberater für die
Konfliktparteien in Scheidungsfällen vorsieht, gibt es im Rahmen
des österreichischen Rechtes nicht.

Der hier beispielhaft aufgezählte Punktekatalog eines Mediations-
vertrages wird sich – je nach Mediationsgebiet – allenfalls ein-
schränken oder erweitern. Übliche Ergänzungen beispielsweise in
Wirtschafts- oder Umweltmediationen sind:

• Auflisten der Konfliktparteien; Sprecher; Festlegung des Teilneh-
merkreises

• Regelungen über Öffentlichkeitsarbeit (gemeinsam durch die
Parteien, durch den Mediator)

• Geheimhaltungsverpflichtung des Mediators auch nach Ab-
schluss der Mediation

• Publikationsbeschränkungen, Zustimmungsvorbehalte zu Publi-
kationen

• Regeln bei der Einbeziehung von Sachverständigen: Beauftra-
gung, Bezahlung, Gutachtenserörterungen

• Handhabung von Betriebs- bzw Geschäftsgeheimnissen einzel-
ner Konfliktparteien durch die übrigen Parteien

• üblicherweise anderer Ablauf der Mediation: Möglichkeit,
Arbeitsgruppen zu bilden; Festlegung eines vorläufigen Zeit-
planes (Design); unterschiedliche Gesprächs-, Informations- und
Arbeitsforen

• Definition der Rolle des Mediators im Verhältnis zu den Aufga-
ben der beigezogenen Anwälte der Parteien: Abgrenzung, Ver-
deutlichung oder Verantwortung des Mediators (Haftungsfrage).

Im Hinblick darauf, dass die verschiedenen Anwendungsbereiche
von Mediation durchaus unterschiedliche Grundregeln und Set-
tings erfordern, andererseits durchaus unterschiedliche Methoden
in der Mediation zum Einsatz kommen, zum Teil auch erst entwi-
ckelt werden, kann der hier dargelegte Katalog nur als beispielhaft
angesehen werden.

a) Abschlussvereinbarung

Dass die gleiche unbedingte Schriftlichkeitsverpflichtung nicht
auch für das Ergebnis der Mediation festgelegt wurde, entspricht
den vielfältigen Einsatzmöglichkeiten von Mediation (zB in der
Schulmediation oder ähnlichen Bereichen) und nimmt Rücksicht auf
einige Meinungen innerhalb der Mediationsliteratur und -praxis.
Gerade im Bereich der Anwaltsmediation sollte allerdings von den
Vorteilen einer schriftlichen Regelung als Abschluss einer Media-
tion nicht abgegangen werden. Abschlussvereinbarungen haben
in der Praxis verschiedenste Ausformungsmöglichkeiten mit unter-
schiedlichsten Verbindlichkeitsformen; zum Teil sind es Deklaratio-
nen, Absichtserklärungen, Punktationen, ausformulierte Vereinba-
rungen unterschiedlichsten Inhalts und Umfangs.

6. § 67 Rechtliche Ausgestaltung des Mediations-
konsenses

Über gesonderte ausdrückliche Beauftragung unvertretener Parteien oder
mit ausdrücklicher Zustimmung der Parteienvertreter darf der als Mediator
tätig gewordene Rechtsanwalt die – allenfalls dem Gericht (Behörde) vor-
zulegende – Vereinbarung mit dem rechtlich gebotenen Inhalt und in der
gesetzlich geforderten Form verfassen und dafür ein nicht im Rahmen der
Mediation abzugeltendes Honorar verlangen.

Es ist standesrechtlich nicht gestattet, dass sich der Anwaltsmedia-
tor bereits im Mediationsvertrag zur Verfassung der vollständig
ausformulierten Abschlussvereinbarung, zB Scheidungsvergleich,
beauftragen lässt; die Parteien sollen auch nicht am Beginn der
Mediation den Eindruck vermittelt bekommen, dass der Anwalts-
mediator über die Mediation die anschließende Vertragsver-
fassung/Vertretung akquirieren möchte. Insofern wird zwischen
Mediation, die nach dem in Familiensachen maßgeblichen Stan-
dard des Modellprojektes Mediation mit einer Punktation abge-
schlossen wird und der anschließenden ausformulierten und zB
mit Aufsandungsklausel versehenen Scheidungsvereinbarung unter-
schieden.

Diese Bestimmung wurde innerhalb des Arbeitskreises und in der
Rechtsanwaltschaft insgesamt am heftigsten und kontroversiellsten
diskutiert. Einige KollegInnen vertraten die Auffassung, dass auch
nach einer erfolgreichen Mediation die juristische Ausformulierung
des erzielten Mediationsergebnisses nicht dem Mediator überlas-
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sen werden dürfe, sondern in jedem Falle außenstehende Anwälte
hinzugezogen und die Vereinbarung sodann von diesen ausge-
arbeitet werden müsse. Von den Vertretern dieser Auffassung
wurde es mit der Rolle des Mediators unvereinbar angesehen, den
mit den Parteien erarbeiteten Konsens vom Anwaltsmediator juris-
tisch ausformulieren zu lassen.

Dem widersprach schon die bisherige Mediationspraxis und ge-
rade der vielfach beobachtete Wunsch von unvertretenen Media-
tionsparteien, dass der Anwaltsmediator, der erfolgreich zur Kon-
fliktlösung beigetragen hat, den so erreichten Konsens auch juris-
tisch sauber ausformuliert. Die Mehrheitsmeinung führte ins Tref-
fen, dass es geradezu widersinnig wäre, jenen Anwaltsmediator,
der in oft mühsamen Gesprächen bei der Erreichung des Konsen-
ses der Parteien mitgearbeitet hat, von der Realisierung und Umset-
zung der Mediation fernzuhalten. Ein weiteres Argument bestand
darin, dass es dem Mediator auch möglich sein müsse, ein viel-
leicht unübliches Mediationsergebnis dem Scheidungsrichter oder
der sonst entscheidenden Behörde zu erläutern.

Die gesonderte Vereinbarung wird noch nicht am Beginn der Me-
diation in den Mediationsvertrag aufgenommen werden dürfen;
aus dem Wort „ausdrücklich“ wird abzuleiten sein, dass auch der
gesonderte Auftrag schriftlich zu erfolgen hat, zumindest dokumen-
tiert sein muss.

Angesprochen wurde in diesem Zusammenhang auch die Position
der außenstehenden Parteienanwälte in der Mediation. Deren
Rolle wird in der Mediation ausdrücklich anerkannt. Dass der
Anwaltsmediator eine Abschlussvereinbarung nur mit Zustimmung
der außenstehenden Parteienanwälte verfassen darf, ist auf Beden-
ken eines Teils der Kollegenschaft zurückzuführen, die befürchten,
dass sie anderenfalls das Vertragshonorar immer an den Mediator
verlieren würden.

Aber auch im Hinblick auf die umfassende anwaltliche Rechtsbe-
lehrungspflicht wäre eine künstliche Trennung zwischen Abschluss
der Mediation und ausformulierter umfassender Einigung praxis-
fremd, da sich Detailfragen auch erst im Zuge einer Vertragsver-
fassung stellen können. Auch in diesem letzten Stadium kann es
zweckmäßig werden, andere Berater wie zB Steuerberater beizu-
ziehen, wenn das nicht schon früher erfolgte.

7. § 68 Keine anschließende einseitige
Beratung/Vertretung

Wurde der Rechtsanwalt als Mediator tätig, so ist eine einseitige Beratung
oder Vertretung einer der Parteien in dieser oder einer damit zusammenhän-
genden Angelegenheit gegen andere Parteien, die an der Mediation teil-
genommen haben, nicht gestattet.

Dass der Rechtsanwalt nach gescheiterter oder beendeter Media-
tion nicht eine der Parteien gegen eine andere beraten oder vertre-
ten darf, ist eine Selbstverständlichkeit. In § 68 wird präzisiert,
dass dieses anschließende Beratungs-/Vertretungsverbot sich nur

auf eine mit der Mediation zusammenhängende Angelegenheit
bezieht. Die Regelung greift einen Fall der unerlaubten Doppel-
vertretung wegen Kollision speziell heraus. Der Rechtsanwalt kann
entweder als einseitiger Parteienvertreter oder als allparteilicher,
unabhängiger und neutraler Anwaltsmediator agieren. Jeder Rol-
lenwechsel, der zu einer Kollision führt, fügt der Mediation und
auch dem Ansehen der Anwaltschaft schweren Schaden zu. Diese
Gedanken sind nicht nur für Mediation, sondern auch allgemein
für die Anwaltstätigkeit relevant, sind allerdings besonders bei der
Mediation zu betonen.
Die deutliche Beschränkung auf „zusammenhängende Angelegen-
heiten“, in denen der Anwalt anschließend nicht tätig sein darf,
sollte einem Missbrauch der Mediation vorbeugen, wenn sich eine
Partei auf eine Mediation mit einem bestimmten Anwaltsmediator
nur deshalb einlässt, um diesen anschließend in einer anderen –
eben nicht zusammenhängenden – Causa abzulehnen.

8. § 69 Qualifikation des Rechtsanwaltes
als Mediator

Die Tätigkeit des Rechtsanwaltes als Mediator ist eine höchstpersönliche. Sie
erfordert Kenntnisse über das Wesen und die Techniken der Mediation. Der
Österreichische Rechtsanwaltskammertag legt nach Anhörung der AVM An-
waltsvereinigung für Mediation und kooperatives Verhandeln Grundsätze
der Aus- und Fortbildung fest.

Die Tätigkeit des Anwaltsmediators erfordert den Erwerb spezieller
Mediationstechniken, zum Teil auch auf dem speziellen Einsatz-
gebiet der Mediation. Beispielsweise werden Familienmediationen
neben Kenntnissen des Familienrechts auch Kenntnisse der Fami-
liendynamik, Trennungsdynamiken, Kenntnisse der Entwicklungs-
psychologie usw erfordern. In anderen Mediationsbereichen wie
beispielsweise Umweltmediation oder Wohnrechtsmediation bei
vielen Parteien werden Kenntnisse der Gruppendynamik und Inter-
ventionstechniken bei Großgruppen usw erforderlich sein. Über
Art und Umfang der Ausbildung gab es innerhalb der AVM
Anwaltsvereinigung für Mediation und kooperatives Verhandeln
gerade in letzter Zeit umfangreiche Diskussionen. Nach derzeiti-
gem Stand hat sich ein Ausbildungsstandard mit 120 Stunden
Grundseminaren und 80 Stunden Fortbildungsseminaren durchge-
setzt, mit anschließender weiterer verpflichtender Weiterbildung.
Ein solches Ausbildungsmodell entspricht dem im europäischen
Maßstab üblichen Ausbildungsstandard von rund 200 Stunden,
auch für Rechtsanwälte.
Mediation erlernt man durch praktisches Training, vor allem Rollen-
spiele, sie ist nicht allein durch Literatur oder Vorträge zu vermit-
teln. Es gibt deshalb keine geborenen Mediatoren; die Ansicht,
dass die normale Anwaltsausbildung und -praxis für die Ausübung
von Mediation ausreichend ist, ist verfehlt.
Daraus und aus dem für eine erfolgreiche Mediation erforderlichen
besonderen Vertrauensverhältnis der Konfliktparteien zum Media-
tor folgt auch, dass die Tätigkeit des Rechtsanwaltes als Mediator
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höchstpersönlich ist. Ein Mediationsmandat kann in aller Regel
nicht substituiert werden; ebenso ist eine Vertretung des Mediators
in einzelnen Sitzungen durch einen Rechtsanwaltsanwärter nicht
zulässig.

Nach Auffassung des Arbeitskreises folgt aus dem Erfordernis der
speziellen Aus- und Fortbildung, dass es standesrechtlich unzu-
lässig ist, sich ohne entsprechender anerkannter Ausbildung als
„Mediator“ zu bezeichnen. Im Interesse einer Qualitätssicherung,
aber auch im Interesse des Vertrauensschutzes der rechtssuchen-
den Bevölkerung dürfen sich nur jene Anwälte als Mediatoren
bezeichnen und damit auch werben, die eine ausreichende und
fachlich anerkannte Ausbildung aufweisen. Es sollte auch Zurück-
haltung geübt werden, Mediation anzubieten, bevor der Anwalt
fertig ausgebildet ist, sich zumindest im letzten Teil einer entspre-
chenden Ausbildung befindet.

Die Frage, ob auch die Position als Parteienvertreter in einer Me-
diation eine zumindest einführende Ausbildung in Mediation erfor-
dert, wurde im Arbeitskreis diskutiert, in den Richtlinien allerdings
noch offen gelassen. Dazu wurde ins Treffen geführt, dass eine

solche Einschränkung und Erfordernis einer Spezialausbildung als
Parteienvertreter in allen anderen staatlichen Verfahrensordnun-
gen nicht vorgesehen ist. Dessen ungeachtet ist anerkannt, dass
sich auch die Rolle des Parteienvertreters in der Mediation von der
Rolle des Parteienvertreters in einem anhängigen Gerichtsprozess
oder Verwaltungsverfahren – je nach Selbstverständnis und eige-
nem Berufsbild des Anwaltes – mehr oder weniger grundlegend
unterscheiden kann und dass kontroversiell ausgerichtete Parteien-
vertreter oder solche, die Mediationen ablehnend gegenüber-
stehen, den Erfolg von Mediationen gefährden können. Insoweit
wäre es auch in Österreich überlegenswert, die weitere Entwick-
lung zu beobachten und gegebenenfalls darauf zu reagieren. In
der Bundesrepublik Deutschland empfiehlt der Arbeitskreis Media-
tion bei der Bundesrechtsanwaltskammer, dass

• jeder Anwalt über Grundkenntnisse der Mediation verfügen
sollte;

• auch der Parteienberater und -vertreter in Mediationen zumin-
dest Grundlagenkenntnisse aus einem oder mehreren Grund-
lagenseminaren aufweisen sollte.
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Univ.-Ass. Dr. Mario Kostal, Salzburg

Der entschuldigende Notstand im Verwaltungsstrafrecht (II)
(Fortsetzung aus AnwBl 2000, 70)

IV. Kriterien zur Beurteilung des Notstandes

Voraussetzung für einen Schuldausschluss nach § 6 VStG ist das
Vorliegen einer Notstandsituation und einer darauf gründenden
Notstandshandlung, verbunden mit dem Willen, eine Gefahr ab-
zuwehren (Rettungswille).

1. Einheit der Rechtsordnung

Der VwGH (Bundesgerichtshof) geht unter Heranziehung der Ma-
terialien von der Einheit der Rechtsordnung aus, deren Anwen-
dung nicht zu widersprechenden Ergebnissen führen dürfe.75) Dem-
nach sei der Begriff des Notstandes im VStG nicht bestimmt wor-
den, weil er im Verwaltungsstrafrecht kein anderer als auf anderen
Rechtsgebieten sei und daher als durch die in diesen Rechtsgebie-
ten vorkommenden Begriffsumschreibungen gegeben aufzufas-
sen.76)

Um den Begriffsumfang für das Verwaltungsstrafrecht zu erschlie-
ßen, griff der ehemalige Bundesgerichtshof auf den Wortlaut des
§ 1306a ABGB („wenn jemand im Notstande einen Schaden ver-
ursacht, um eine unmittelbar drohende Gefahr von sich abzuwen-
den“) und den Sinn des § 2 lit g StG („wenn die Tat durch unwider-
stehlichen Zwang erfolgte“) zurück und folgerte daraus, dass ein
Notstand iSd § 6 VStG nur dann gegeben sei, „wenn eine Verwal-
tungsübertretung zur Abwendung einer dem Übertreter unmittelbar
drohenden Gefahr erfolgte, die so groß ist, daß er sich in unwider-
stehlichem Zwang befindet, eher die in Betracht kommende Vor-
schrift zu übertreten, als das unmittelbar drohende Übel über sich
ergehen zu lassen.“77)

„Im Sinn der Einheit der Rechtsordnung“ hat der damalige Bun-
desgerichtshof somit Teile der schadenersatzrechtlichen Regelung
des ABGB mit der strafrechtlichen Regelung des StG zu einer ein-
heitlichen Argumentationsfigur verbunden. Die Entwicklung dieses
eigenständigen, dem Verwaltungsstrafrecht angepassten Not-
standsbegriffs hat im Ergebnis zu einer äußerst restrikitven Aus-
legung des Notstandsbegriffs im Verwaltungsstrafrecht geführt, die
eine Berücksichtigung von Normzweck und Inhalt der unterschied-
lichen Verwaltungsmaterien nicht zulässt.

In der Tat ist den Materialien zum VStG zu entnehmen, dass der
Gesetzgeber von einem aus anderen Rechtsgebieten bekannten
Notstandsbegriff ausgegangen ist und daher keine Veranlassung
sah, den Notstand eigens im VStG zu definieren.78) In den ein-
schlägigen Rechtsgebieten, die der Gesetzgeber augenscheinlich
als Grundlage herangezogen hat, nämlich im ABGB und StG, ist
jedoch der Notstandsbegriff selbst nicht definiert. Nach dem

Herrenhausbericht sollte die Notstandsdefinition im ABGB wegen
der „wünschenswerten Übereinstimmung mit dem künftigen Straf-
rechte“ dem Strafrechtsgesetzgeber vorbehalten bleiben.79) Der in
§ 2 lit g StG nicht näher umschriebene Begriff des „unwiderstehli-
chen Zwanges“ gilt nach hA als gewohnheitsrechtlich festgelegt.80)

Eine ähnliche Tendenz, nämlich die Angleichung an strafrechtliche
Regelungen, verfolgte der Verfassungsausschuss zum VStG, wo-
nach kein vom gerichtlichen Strafrecht abweichender Allgemeiner
Teil geschaffen werden sollte.81)

Die Grundlegung im Strafrecht ist jedoch zumindest bis zur Erlas-
sung im StGB unterblieben, gleichzeitig erfolgte aber ein Paradig-
menwechsel: Demzufolge wäre die Regelung des (rechtfertigen-
den) Notstands im StGB „in erster Linie im Zusammenhang des bür-
gerlichen Rechts festzulegen und es deshalb zweckmäßig ist, die
Formulierung einem Gesetzgebungsakt auf diesem Rechtsgebiet
vorzubehalten“.82)

Der Rückblick hat gezeigt, wie uneinheitlich von Seiten der Ge-
setzgebung die Regelungszuständigkeit für den Notstandsbegriff
gesehen wurde; entgegen den Materialien zum VStG kann daher
von einem als „bekannt“ vorausgesetztem Inhalt des Begriffes
nicht ausgegangen werden, zumal sich die Notstandsregelung im
ABGB und StG bereits vom Wortlaut her deutlich unterschieden ha-
ben.

Was die Materialien zum VStG sowie die Rsp des VwGH anbe-
langt, ist es daher aufgrund des historischen Befundes fraglich,
inwieweit ein Rückgriff auf die Regelungen im ABGB und StG im
Rahmen der Auslegung des VStG zulässig ist; ferner welche dieser
beiden sehr unterschiedlich ausgestalteten Bestimmungen bei der
Auslegung „im Sinne der Einheit der Rechtsordnung“ vorrangig
heranzuziehen ist.

Die Formel von der „Einheit der Rechtsordnung“ ist nicht bloß ein
rechtspolitisches Desideratum, sondern dient Lehre und Rechtspre-
chung als Argumentationsfigur; ungeklärt bleibt jedoch, „was

75) VwSlg 8491 A/1973, 6496 A/1964, Slg 85 A/1934.
76) Slg 85 A/1934.
77) Slg 85 A/1934.
78) AB 360 BlgNR 2. GP.
79) Herrenhausbericht (in Kaiserliche Verordnung über die dritte Teil-

novelle zum ABGB. Mit Materialien (1916).
80) Rittler, Lehrbuch des österreichischen Strafrechts, Erster Band, Allgemei-

ner Teil (1933), 169.
81) AB 360 BlgNR 2. GP jedoch unter Anlehnung an den damals aktuellen

„Amtlichen Entwurf eines Allgemeinen Deutschen Strafgesetzbuches“
(1925).

82) Dokumentation zum StGB (hrsg vom BMJ) 65.



AnwBl 2000/3 133

Abhandlungen

genau die Formel besagt, worin sie selbst ihren Grund hat oder
warum im konkreten Fall dieses oder jenes aus ihr zu folgern
ist“.83) Der VfGH verwendet diese Argumentationsfigur in unter-
schiedlicher Gewichtung, in deren schwächster Ausprägung als
„im Interesse der Einheit der Rechtsordnung“,84) während in späte-
rer Folge die „Einheit der Rechtsordnung“ als „Grundsatz“85) und
zuletzt gar als „allgemeines Prinzip“86) zur Auslegung bestimmter
Begriffe herangezogen wird. Bereits in seinem Erk Slg 5879/
1968 führte der VfGH aus, dass die Meinung, die Einheit der
Rechtsordnung verlange einen für alle Bereiche gleichen Begriff
des ordentlichen Wohnsitzes, unzutreffend sei; wenn es um ver-
schiedene Bereiche gehe, seien auch verschiedene Regelungen
zulässig.

Zur Frage, inwieweit ein Rückgriff auf andere Regelungsbereiche
zulässig ist, stellte der VfGH im Zusammenhang mit der Umschrei-
bung von Planstellen fest, dass dem Bundesfinanzgesetzgeber
nichts verbiete, hiebei an von ihm vorgefundene, von anderen
Autoritäten erlassene Normen (welcher Rechtssatztype immer),
anzuknüpfen. So sei es also nicht bloß zulässig, bei der Spezifizie-
rung der einzelnen Planstelle auf Begriffe zurückzugreifen, die vom
Dienstrechtsgesetzgeber geschaffen wurden (zB auf die von die-
sem eingeführten Besoldungsgruppen, Verwendungsgruppen und
Dienstklassen), sondern auch zur Umschreibung der Stellenberei-
che an organisationsrechtliche Vorschriften anzuknüpfen (seien es
solche auf Gesetzesstufe, wie zB das BundesministerienG, seien es
solche innerdienstlicher Art, wie etwa die Geschäftseinteilung ei-
nes Bundesministeriums). Diese Methode, nach der sich die Um-
schreibung des Planstellenbereiches an der übrigen, jeweils beste-
henden Rechtsordnung orientiere, biete sich als die nächstliegende
und die Einheit der Rechtsordnung wahrende geradezu an.87)

Vom VwGH wird die „Einheit der Rechtsordnung und der Rechts-
sprache “ als Auslegungsprinzip verstanden, das er aus § 6 ABGB
ableitet.88) Ähnlich wie der VfGH geht auch der VwGH prinzipiell
vom rechtspolitischen Gestaltungsspielraum des jeweiligen Mate-
riengesetzgebers aus und anerkennt dabei auch Rückgriffe auf un-
terschiedliche Rechtssetzungsautoritäten: „Der Gesetzgeber kann
den Inhalt von Tatbestandsvoraussetzungen, an deren Vorliegen er
Rechtsfolgen knüpft, im allgemeinen selbst festsetzen. Er ist nicht
an Begriffsinhalte gebunden, die der von ihm verwendete Aus-
druck in anderen (gleichrangigen) Rechtsvorschriften gefunden
hat. Knüpft der Gesetzgeber jedoch an einen solchen Begriff, der
bereits in einer anderen Rechtsvorschrift inhaltlich umschrieben
wurde, an, ohne seinen Inhalt näher festzulegen, und lässt sich
auch sonst aus der anzuwendenden Norm kein Hinweis dafür fin-
den, dass er von einer abweichenden Bedeutung ausgegangen
wäre (wie zB aus der Gesetzessystematik und dem Regelungs-
zweck), ist im Hinblick auf die Einheit der Rechtsordnung und der
daraus folgenden Einheit der Rechtssprache vom gleichen Begriffs-
inhalt, wie er in ausdrücklichen Regelungen festgelegt wurde, aus-

zugehen. Dabei kann auch der Inhalt einer landesrechtlichen
Vorschrift aus einer bundesrechtlichen Vorschrift und umgekehrt
gewonnen werden.89)

Wesentlich in diesem Zusammenhang ist die Einsicht des VwGH,
dass jedes Rechtsgebiet seine eigenen Tatbestände prägt, wobei
eine Differenzierung nach dem Bedeutungszusammenhang sowie
nach Zweck der Gesamtregelung und dem Inhalt der Einzelrege-
lung vorgenommen werden muss: „So sind etwa steuerrechtliche
Tatbestände, auch wenn sie einem anderen Rechtsgebiet entnom-
men sind, nach dem steuerrechtlichen Bedeutungszusammenhang,
nach dem Zweck des jeweiligen Steuergesetzes und dem Inhalt
der einschlägigen Einzelregelung zu interpretieren.90) Umso be-
dauerlicher erscheint es, dass sich diese Rechtsprechungslinie auf
dem Gebiet des Notstands nicht durchgesetzt hat.

Die Materialien zum VStG deuten darauf hin, dass iS der „Einheit
der Rechtsordnung“ dem Begriff des Notstandes innerhalb der
Gesamtrechtsordnung inhaltlich dieselbe Bedeutung zugemessen
werden soll. Der Gesetzgeber und in der Folge auch der VwGH ist
dabei von einer inhaltlichen Bindung des Verwaltungsstrafrechts
an die Vorgaben des Zivilrechts und des Strafrechts ausgegangen.
Aufgrund der Stellung des Verwaltungsstrafrechts im Gefüge der
Gesamtrechtsordnung gilt es eine Wertung vorzunehmen, inwie-
weit bei der Auslegung des verwaltungsstrafrechtlichen Notstands
vorrangig zivilrechtliche oder strafrechtliche Aspekte herangezo-
gen werden. Das Verwaltungsstrafrecht ist jedenfalls materiell dem
Strafrecht zuzuordnen, wobei die Bestimmungen über den Not-
stand den „Allgemeinen Bestimmungen des Verwaltungsstrafrechts“
iS des Art 11 Abs 2 B-VG zuzuordnen sind. Insofern ist eine mate-
riell am Strafrecht orientierte Auslegung geboten,91) wobei jedoch
iS der oa Rsp des VwGH jeweils, nach dem Bedeutungszusam-
menhang, nach Zweck der Gesamtregelung und dem Inhalt der
Einzelregelung differenziert werden muss. So ist etwa Notstand bei
der Übertretung gewerberechtlicher Vorschriften anders zu beur-
teilen, als Notstand bei der Übertretung straßenpolizeilicher Rege-
lungen; innerhalb der straßenpolizeilichen Regelungen gilt es fer-
ner zu differenzieren, inwieweit etwa ein Verstoß gegen Regelun-
gen zur Sicherheit des Verkehrs (Vorrangregelungen) oder gegen
Vorschriften zur Regelung des ruhenden Verkehrs (Parkverbot) vor-
liegt.

83) Felix, Einheit der Rechtsordnung, 1998, 5.
84) VfSlg 12.384/1990.
85) VfSlg 14.318/1995, 12.947/1991.
86) VfSlg 14.855/1997.
87) VfSlg 9006/1981.
88) VwSlg 14.252 A/1995.
89) VwGH 18. 11. 1991, 90/12/0094.
90) VwGH 16. 9. 1992, 90/13/0063.
91) In diesem Sinne wohl auch der Verfassungsausschuss zum VStG,

wonach kein vom gerichtlichen Strafrecht abweichender Allgemeiner
Teil geschaffen werden sollte, AB 360 BlgNR 2. GP.
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Ferner ist in diesem Zusammenhang von Bedeutung, dass der Not-
stand im Strafrecht eine Begriffsänderung erfahren hat, die auch
im Verwaltungsstrafrecht nachvollzogen werden müsste; die durch
Erlassung des StGB erfolgte Ausdifferenzierung des strafrechtli-
chen Notstands mit einer Annäherung an den zivilrechtlichen Not-
stand ist daher bei der Auslegung des verwaltungsstrafrechtlichen
Notstandsbegriffs entsprechend zu berücksichtigen.92)

2. Die Notstandsituation

Notstand ist eine durch den Zustand einer Gefahr gekennzeich-
nete Lebenslage, in der ein Rechtsgut von einer Vernichtung oder
einer Verletzung bedroht ist. Die Gefahr muss unmittelbar und
gegenwärtig sein und die Notlage muss von außen einwirken. Fer-
ner muss die Gefahr eines erheblichen Schadens bestehen.93) Die
Unmittelbarkeit der drohenden Gefahr schließt präventive Not-
standsmaßnahmen nicht aus.94) Nach Abschluss der Rechtsgut-
gefährdung liegt keine Notstandsituation mehr vor.

a) Zur unmittelbar drohenden Gefahr

In stRsp geht der VwGH von einer „schweren unmittelbar drohen-
den Gefahr“ aus. Erst die unmittelbare Gefahr ist psychologisch so
eindrücklich, dass rechtswidriges Verhalten dadurch entschuldigt
werden kann.95) In diesem Sinne wird die „Unmittelbarkeit der
Gefahr“ vom VwGH auch das „wichtigste“ Tatbestandsmerkmal
des Notstands bezeichnet.96) Unbeachtlich ist, wodurch die Ge-
fahr entstanden ist (zB Gesundheitliche Probleme, Naturereignis,
Unglücksfall).

Neben der Unmittelbarkeit der Gefahr fordert der VwGH, völlig
unbegründet, auch eine besondere Imminenz („schwere“ unmittel-
bare Gefahr). Dies ist nur dadurch erklärbar, dass der VwGH wei-
terhin im Grundsatz an der Rsp des OGH zu § 2 lit g StG („drin-
gende“ Gefahr) festhält, obwohl dies für den Bereich des Straf-
rechts zumindest seit Erlassung des StGB als überholt angesehen
wird.97)

In Anlehnung an die frühere Rsp des OGH zu § 2 lit g StG genügt
es nach der Rsp des VwGH nicht, dass eine Gefahr möglich ist
(„insb auch auf bloß mögliche nachteilige Folgen verweisende
Gründe sind mangels Unmittelbarkeit einer drohenden Gefahr
nicht geeignet, die Annahme eines Notstands zu rechtfertigen“).98)
Eine Unterscheidung, ob eine Gefahr unmittelbar vorliegt oder
bloß möglich ist, ist freilich schwierig und von der Rechtsprechung
nicht nachvollziehbar begründet worden. So wurde etwa das Hal-
ten in einer Autobushaltestelle wegen der Befürchtung, dass das
Kind, nachdem es die Mutter im Auto habe vorbeifahren gesehen,
unkontrolliert zu ihr über die Fahrbahn laufen und sich und andere
Verkehrsteilnehmer gefährden werde, vom VwGH als auf „bloß
mögliche nachteilige Folgen verweisende Gründe“ gewertet, die
nicht geeignete seien, die Unmittelbarkeit der Gefahr zu rechtfer-
tigen.99) In der Regel bezieht sich die Rechtsprechung hinsichtlich

„möglicher Gefahren“ auf wirtschaftliche Nachteile („mögliche
Existenzgefährdung“)100), wobei „bloß allgemeine Behauptungen“
ohne nähere Beweise das Vorliegen eines Notstandes jedenfalls
nicht begründen können.

Die Gefahr muss zeitlich unmittelbar bevorstehen (also gegenwär-
tig sein) bzw noch andauern. In der Lehre wird diese Vorausset-
zung etwa dann als erfüllt angesehen, wenn die Beeinträchtigung
in kürzester Frist ohne Dazwischentreten weiterer Ursachen bevor-
steht.101) Nach Foregger/Kodek entschuldigt nur eine gegenwär-
tige oder unmittelbar drohende Gefahr, die den Eintritt des Scha-
dens als sicher oder höchstwahrscheinlich erscheinen lässt, wenn
nicht alsbald Hilfe geschaffen wird.102) Diese Ansicht ist im Ergeb-
nis wohl zu restriktiv und lässt die tatsächlichen Lebensumstände
außer Acht.

Solange die Gefahr noch nicht unmittelbar ist, kann vom Bedroh-
ten verlangt werden, dass er sich ihr nicht auf Kosten fremder
Rechtsgüter entziehe.103)

In stRsp verneint der VwGH in der Möglichkeit einer wirtschaft-
lichen Schädigung, durch die die Lebensverhältnisse selbst nicht
unmittelbar bedroht sind, das Vorliegen einer „unmittelbar drohen-
den Gefahr“.104) Aus welchen Gründen vom VwGH die unmittel-
bare Bedrohung der „Lebensverhältnisse“ als Voraussetzung für
die Anerkennung wirtschaftlicher Not als Schuldausschließungs-
grund gefordert wird, ist aus der Rechtsprechungsübersicht nicht
nachvollziehbar. Mehrfach hervorgehoben wird in Lehre und Rsp,
dass „Notstand“ nicht mit „materieller Notlage“ verwechselt wer-
den dürfe, sondern eben den Eintritt einer unmittelbaren Gefahr
voraussetze.105)

92) Zur Annäherung an den zivilrechtlichen Notstandsbegriff im StGB vgl
Dokumentation zum StGB (hrsg vom BMJ) 65.

93) Vgl Hellbling, Kommentar zu den Verwaltungsverfahrensgesetzen,
II. Band (1954), 62f.

94) Zum Notstand im Strafrecht vgl Kienapfel, Der rechtfertigende Not-
stand, JBl 1975, 425.

95) EB zur RV 30 BlgNR 13. GP.
96) VwGH 12. 10. 1984, 84/02/0171.
97) Vgl Kienapfel, Der rechtfertigende Notstand, ÖJZ 1975, 424.
98) VwGH 15. 4. 1983, 82/04/0169; 13. 11. 1977, 1953/76;

27. 10. 1977, 1967/76; 3. 3. 1977, 641/76; VwSlg 2783 A/
1952; 2000 A/1938.

99) VwGH 27. 10. 1977, 1967/76.
100) Vgl etwa VwGH 15. 4. 1983, 82/04/0169.
101) Vgl Triffterer, Österreichisches Strafrecht, Allgemeiner Teil2 (1994),

229.
102) Foregger/Kodek, StGB6 (1997), Anm II zu § 10 StGB.
103) VwGH 27. 5. 1987, 87/03/0112; 11. 9. 1979, 1374/79; 24. 4.

1974, 1999/73; 17. 3. 1964, 102/63.
104) Vgl etwa VwGH 28. 9. 1995, 95/17/0154; 22. 3. 1991, 88/18/

0049; 19. 9. 1989, 88/08/0158; 18. 11. 1986, 86/07/0183;
11. 4. 1986/86/18/0051, 0052; 15. 4. 1983, 82/04/0169;
3. 11. 1981, 81/07/0091; VwGH 27. 10. 1977, 1967/76; VwSlg
4074/1956; Slg 2000 A/1938; 85 A/1934.

105) VwGH 31. 11. 1931, A 378/31; Hellbling, Kommentar zu den Ver-
waltungsverfahrensgesetzen, II. Band (1954), 64.
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Die Beurteilung der „wirtschaftlichen Not“ wird vom VwGH selbst
auf die bereits mehrfach zitierte Entscheidung des Bundesgerichts-
hofs (Slg 85 A/1934) zurückgeführt, wobei jedoch in dieser Ent-
scheidung von der „Bedrohung der Lebensverhältnisse“ keine Rede
ist. Der Bundesgerichtshof hat damals lediglich festgehalten, dass
der angefochtene Bescheid richtig ausgesprochen habe, dass in
wirtschaftlicher Not der Strafausschließungsgrund des Notstands
bei unbefugter Ausübung eines Gewerbes nicht zu erblicken sei.
Nach den Ausführungen zur Rückführung des Notstandsbegriffs
auf § 1306a ABGB und § 2 lit g StG kommt der Gerichtshof
zum Schluss, „daß dies bezüglich der unbefugten Vornahme von
Schusterarbeiten – möge auch wirtschaftliche Notlage gegeben
sein – mangels Unmittelbarkeit der Gefahrdrohung nicht zutreffen
kann“.

Aufschlussreicher hinsichtlich der „unmittelbaren Bedrohung der
Lebensverhältnisse“ ist das Erkenntnis des Bundesgerichtshofs
2000 A/1938. Unter Verweisung auf das Erk Slg 85 A/1934
verneinte der Gerichtshof die „Unmittelbarkeit einer drohenden
Gefahr“, wonach in der Ausübung der bisherigen Tätigkeit des
Beschwerdeführers unter verbotswidriger Titelführung nicht die ein-
zige Möglichkeit für den Beschwerdeführer erblickt werden könne,
sich seinen lebensnotwendigen Unterhalt zu erwerben.

Im Erk VwSlg 4074 A/1956 wurde vom Gerichtshof die Formel
über die „unmittelbare Bedrohung der Lebensmöglichkeiten“
schließlich ausdrücklich angewendet. In dem dem Erk zu Grunde
liegenden Sachverhalt hatte der Beschwerdeführer eingewendet,
dass er gezwungen gewesen sei, unter Umgehung des damaligen
Bäckereiarbeitergesetzes im Betrieb mitzuarbeiten, um das Verder-
ben des Mehles zu verhindern. Der VwGH stellte fest, dass es sich
dabei keinesfalls um eine unmittelbar drohende Gefahr handle,
die so groß sei, dass ein unwiderstehlicher Zwang des Täters an-
genommen werden müsste. In der Möglichkeit einer wirtschaftli-
chen Schädigung, durch die die Lebensmöglichkeiten selbst nicht
unmittelbar bedroht seien, könne eine unmittelbar drohende Ge-
fahr und ein Notstand iSd § 6 VStG nicht gesehen werden.

Erklärbar ist diese restriktive Betrachtung wohl nur durch den Um-
stand, dass der VwGH in enger Anlehnung an die frühere Rsp des
OGH, nur die notwehrfähigen Rechtsgüter (Leib, Leben, Vermö-
gen) als notstandsfähige Rechtsgüter angesehen hat.106) Zweifels-
ohne gilt es aber auch im Bereich der „wirtschaftlichen Notlage“
zu differenzieren, ob etwa durch die unmittelbar drohende wirt-
schaftliche Schädigung lediglich kurzfristige Einkommenseinbußen
zu gewärtigen sind oder aber tatsächliche Existenzgefährdung
droht. So gesteht etwa der OGH in der neueren Rsp durchaus ein,
dass eine drohende Umsatzeinbuße durch Entgang eines bestimm-
ten Großauftrags unter Umständen einen bedeutenden Nachteil
darstellen könnte, wenn er eine auf längere Zeit hin wirksame
nachteilige Beeinträchtigung der wirtschaftlichen Gesamtsituation
eines Unternehmens zur Folge hat.107) Auch in der Lehre wird

der Aspekt eines „wirtschaftlichen Notstands“ anerkannt; ob und
inwieweit drohende vermögensrechtliche Nachteile zu berücksich-
tigen sind, hängt dabei freilich von den Umständen des Einzel-
falles ab.108)

Das undifferenzierte Vorgehen des VwGH, Notstand generell zu
verneinen, „wenn die betreffende strafbare Handlung lediglich
dazu dient, die Gefahr einer wirtschaftlichen Schädigung abzu-
wenden“,109) führt im Ergebnis dazu, dass der „wirtschaftliche Not-
stand“ als Entschuldigungsgrund nicht anerkannt wird.110)

b) Zur Bedeutsamkeit der Gefahr

Wie dargelegt, erschließt der VwGH den verwaltungsstrafrechtli-
chen Notstandsbegriff aus einer Verbindung des zivilrechtlichen
Notstandes nach § 1306a ABGB mit dem strafrechtlichen ent-
schuldigenden Notstand nach § 2 lit g StG.

Die Rsp stellt demnach auf dem in § 2 StG normierten „unwider-
stehlichen Zwang“ ab, wonach Notstand schon dann vorlag,
wenn ein Delikt unter Umständen und aus Motiven begangen
wurde, die auch einen maßstabgerechten Menschen dazu be-
stimmt hätten. Im Grundsatz folgt zwar § 10 StGB diesem Gedan-
ken, legt aber durch eine Verhältnismäßigkeitsprüfung die nähe-
ren Voraussetzungen fest („wenn der aus der Tat drohende Scha-
den nicht unverhältnismäßig schwerer wiegt als der Nachteil, den
sie abwenden soll“).111)

Bedeutend ist demnach der drohende Nachteil (die drohende
Gefahr), wenn er so schwer ist, dass er auch einen rechtschaffenen
Menschen zu einem Rechtsbruch veranlassen könnte. Geringe
Nachteile wird ein solcher Mensch, wenn er sie nur durch eine
rechtswidrige Handlung abwenden könnte, auf sich nehmen. Das
Recht muss sich damit abfinden, dass seine Anforderungen unter
solchen Umständen keine motivierende Kraft haben. Dies aller-
dings erst, wenn der bedeutende Nachteil unmittelbar droht. Unbe-
stritten ist, dass neben dem physischen Zwang auch der psychische
Zwang mitumfasst ist und ein Zwang unwiderstehlich ist, wenn das
Recht nicht verlangt und erwartet, dass man ihm widerstehe. Der
Maßstab für die Beurteilung des Notstandes ist somit objektiv, dies
bedeutet, dass es unerheblich ist, wie beträchtlich der Täter die
Gefahr empfunden hat und wie stark er nach seinen persönlichen
seelischen Gegebenheiten zur Tat gedrängt war. Entscheidend ist

106) So wurde im Erk VwGH 22. 3. 1991, 88/18/0049, auf die unmittel-
bare Bedrohung der Lebensmöglichkeiten der Tierhalterin abgestellt,
obwohl deren Kuh einer dringenden Behandlung bedurfte.

107) OGH SSt 54/42, 154.
108) Kienapfel, Grundriss des österreichischen Strafrechts, Allgemeiner

Teil6 (1996) Z 20 RN 11.
109) Vgl etwa VwGH 4. 2. 1993, 92/18/0168.
110) Die im Erk VwGH 11. 10. 1991, 91/18/0079 angedeutete mögli-

che Berücksichtigung der geänderten Rechtslage hat sich nicht durch-
gesetzt.

111) Foregger/Kodek, StGB6 (1997), Anm 1 zu § 10.
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ausschließlich, wie die Lage, in der er gehandelt hat, auf einen
maßstabgerechten Menschen gewirkt hätte. 112)

Zwar fließt die „Bedeutsamkeit der Gefahr“ regelmäßig in die Rsp
des VwGH ein, ohne dass jedoch auf eine Verhältnismäßigkeits-
prüfung eingegangen wird. Dies lässt den Schluss zu, dass die
vom Gesetzgeber im StGB gegenüber dem StG vorgenommene
Differenzierung vom VwGH nicht nachvollzogen wurde, obgleich
der VwGH etwa bei der Beurteilung eines drohenden Vermögens-
nachteils unter unmittelbarer Bezugnahme auf § 10 StGB einge-
räumt hat, dass die Änderung der Rechtslage nach Inkrafttreten
des StGB allenfalls zu berücksichtigen sein werde.113)

c) Bedrohung eines Rechtsgutes

Nach stRsp des VwGH muss es sich um eine unmittelbar drohende
Gefahr für das Leben, die Freiheit oder das Vermögen handeln.114)
Irrelevant ist, ob ein eigenes oder ein fremdes Rechtsgut bedroht
ist, ferner woher die Bedrohung stammt, also auf welche Art die
Notstandslage entstanden ist (zB Gesundheitszustand, Weisung
eines Vorgesetzten, Angriff eines anderen Menschen, eines Tieres,
Naturereignis, Fahrbahngebrechen, Baugebrechen).

Obwohl die Rsp des VwGH sich formelhaft lediglich auf die
genannten (notwehrfähigen) Individualrechtsgüter bezieht, lässt
sich der entschuldigende Notstand im Hinblick auf die Gesamt-
rechtsordnung nicht auf bestimmte Rechtsgüter einschränken.
Nach dem Motivenbericht zum StGB kommt es für den entschul-
digenden Notstand einzig und allein darauf an, ob die in Frage
stehende Notlage auch einen, mit den rechtlich geschützten Wer-
ten verbundenen Menschen zur Tat bewegen konnte. Eine solche
Motivationskraft gehe jedoch nicht nur von einer Gefahr für not-
wehrfähige Rechtsgüter aus. 115)

In der Folge wird auf die in der Rsp des VwGH behandelten
Rechtsgüter des Lebens, der Gesundheit und des Vermögens einge-
gangen.

aa) Leben/Gesundheit

Der VwGH hat zB eine Notstandsituation bejaht, indem ein Kfz-
Lenker die linke Fahrbahn benützte, um eine Gefahr von einem
Menschen abzuwenden: denn das Leben des in Gefahr befindli-
chen Menschen sei zweifellos ein höherwertiges Gut als die Verlet-
zung des § 7 Abs 2 StVO, wonach bei Gegenverkehr am rechten
Fahrbahnrand zu fahren ist.116) Ferner könnte in einem Abge-
drängtwerden auf eine Sperrfläche eine Notstandsituation gelegen
sein.117) Auch wäre etwa eine Bestrafung zu Unrecht erfolgt, wenn
der Beschuldigte aufgrund seines verletzungsbedingten Zustandes
nicht in der Lage gewesen wäre, so in das Atemalkohol-Prüfröhr-
chen zu blasen, dass die ordnungsgemäße Durchführung eines
Alkotests möglich war.118)

Ferner hat der VwGH eine Notstandsituation angenommen, wenn
der Beschuldigte als verantwortlicher Pilot zur Ausführung eines
Vollkreises im Flugbeschränkungsgebiet außerhalb des festgeleg-

ten Sichtanflugverfahrens wegen der Gefahr einer Kollision in An-
sehung der Zeitdifferenz zwischen den Landungszeiten der beiden
vor ihm landeberechtigten Flugzeuge verpflichtet war.119)

Die Rsp, nach der eine unmittelbare Gefahr für Leben und Gesund-
heit verneint wird, lässt sich in folgende Fallgruppen gliedern:

Tatsächliche Verletzungen

– Wenn die Lenkerin eines Kfz für kurze Zeit, verbunden mit star-
ken Blutungen, ohnmächtig wird und der Begleiter, ohne im Besitz
einer gültigen Lenkberechtigung zu sein, die Lenkung des Fahrzeu-
ges übernimmt.120)

– Wenn der Beschuldigte aufgrund der (bei dem Unfall erlittenen)
Verletzungen der Zähne und der Lippe heftig geblutet und nicht ab-
schätzen habe können, wie schwer seine Verletzung gewesen sei
(Verkehrsunfall; Unterlassen der Mitwirkung an der Sachverhalts-
feststellung).121) Ähnlich auch nicht, wenn der Beschuldigte selbst
nicht der Meinung war, sich aufgrund der Verletzung („knapp
oberhalb der Stirnhaargrenze eine frische L-förmige 3/2 cm lange,
derzeit nicht wesentlich blutende Wunde“) in einem Zustand unmit-
telbar drohender Gesundheitsgefährdung befunden zu haben.122)

Besorgniserregender Zustand

– Erste Hilfeleistung bei drohender Lebensgefahr (schwere Nieren-
kolik), plötzlicher Fieberanfall der von den Folgen einer Nie-
renoperation betroffenen Tochter, oder zweckentsprechende Be-
handlung eines Schwächeanfalles wären auch durch den öffentli-
che Rettungsdienst möglich gewesen (Zumutbarkeit des Anrufes
bei der Rettung; Überschreitung der zulässigen Fahrgeschwindig-
keit).123)

– Die Verbringung einer Person in Besorgnis erregendem Zustand
(zB Asthmaanfall; umgehende Versorgung mit Injektionen) in ein
Krankenhaus, ohne die Möglichkeit zu prüfen, ob nicht eine

112) EB zur RV 30 BlgNR 13. GP. Zum Problem der Maßstabfiguren allge-
mein vgl Schmoller, zur Argumentation mit Maßstabfiguren, JBl 1990,
631ff; 706ff.

113) VwGH 11. 10. 1991, 91/18/0079.
114) Vgl etwa VwGH 28. 9. 1995, 95/17/0154; 17. 2. 1992, 91/19/

0328; 22. 3. 1991, 89/18/0040; 27. 11. 1990, 89/04/0012;
31. 10. 1990, 90/02/0118; 27. 6. 1990, 89/03/0293; 27. 5.
1987, 87/03/0112 ua. Noch restriktiver VwGH 23. 9. 1985, 85/
18/0301, wonach als schuldausschließende Zwangslage nur eine
solche zu werten ist, die eine unmittelbar drohende Gefahr für Freiheit
oder Leben mit sich bringen könnte.

115) EB zur RV 30 BlgNR 13. GP.
116) VwSlg 8491 A/1973; 6496 A/1964.
117) VwGH 14. 12. 1988, 88/02/0160.
118) VwGH 7. 9. 1990, 90/18/0060; 1. 2. 1984, 83/03/0233.
119) VwGH 18. 11. 1992, 92/04/0151.
120) VwGH 14. 10. 1971, 663/71.
121) VwGH 18. 10. 1989, 89/02/0106.
122) VwGH 13. 9. 1989, 89/18/0092.
123) VwGH 20. 11. 1991, 91/02/0097; 2. 7. 1980, 729/80; 25. 11.

1985, 85/02/0176.
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andere Transportgelegenheit, insb ein Rettungsfahrzeug, das als
Einsatzfahrzeug nicht an Beschränkungen der Fahrgeschwindig-
keit gebunden ist, zur Verfügung steht (Überschreitung der zulässi-
gen Fahrgeschwindigkeit ).124)

– Bei lediglich vorübergehender Übelkeit, schlechten Zähnen und
Lymphdrüsenschwellung liegt kein Krankheitsbild mit hohem Fie-
ber, geschweige denn eine schwere Virusinfektion vor (Abstellen
des Pkw eines Arztes im Halte- und Parkverbot).125)

– Das Vorbringen des Beschuldigten, er sei von einer Pollenaller-
gie befallen gewesen und habe so rasch wie möglich eine Apo-
theke aufsuchen wollen, um Medikamente zur Linderung des Lei-
denszustandes zu erwerben (Erregung ungebührlichen Lärms
durch schnelles Wegfahren verbunden mit „Reifenquietschen“ und
„Motorheulen“).126)

– Die bloße Behauptung allein, es sei dem Beschuldigten während
der Fahrt plötzlich schlecht geworden, sodass er den Pkw in einem
Halteverbotsbereich abstellen musste, um dringend die nächstgele-
gene öffentliche Toilette aufzusuchen (um zu erbrechen), genügt
nicht.127) Im Hinblick auf das Wissen um ihre Beschwerden (plötz-
lich auftretende Übelkeit) hätte sich die Beschuldigte der erhöhten
Gefahr einer Beeinträchtigung ihres Fahrvermögens bewusst sein
müssen. Überdies hätte die Möglichkeit bestanden, das Lenken des
Fahrzeuges entweder von vornherein der im Besitz einer Lenker-
berechtigtung befindlichen, mitfahrenden Schwester zu überlas-
sen, oder aber dieser den Auftrag zu erteilen, das Fahrzeug noch
vor dem Inkrafttreten des Halteverbotes vom Tatort zu entfernen.128)

Menschliche Bedürfnisse

– Menschliche Bedürfnisse (hier: Verrichtung der Notdurft) sind
im Allgemeinen vorhersehbar und der Berufungswerber hätte sich
daher schon früher einstellen können und müssen (Halte- und Park-
verbot).129)

– Wenn der Lenker eines Kfz schon bei Antritt seiner Fahrt mit ei-
ner Verschlechterung seines Befindens und mit dem Auftreten von
Beschwerden hätte rechnen müssen (Durchfall und Bauchschmer-
zen bei Fahrtantritt, Brechreiz auf der Autobahn in der Kolonne;
Überholen auf dem Pannenstreifen).130)

– Aus Anlass der bevorstehenden Durchführung eines Alkotests
ist der Gendarmeriebeamte nicht verpflichtet, dem Beschuldigten
einen „kurzen Aufschub“ zur Verrichtung der kleinen Notdurft im
WC seines Hauses einzuräumen (Möglichkeit des Nachtrunks). Es
dürfen jedoch keine Umstände vorliegen, welche die nur wenige
Minuten dauernde Fahrt zum Gendarmerieposten und die Verrich-
tung der Notdurft am dortigen WC für den Beschuldigten unzumut-
bar erscheinen lassen.131)

Allfällige Gesundheitsgefährdung

– Auch eine allfällige Gesundheitsgefährdung genügt nicht (Alko-
test trotz Rippenbrüchen).132)

– Abholen von Blutproben eines Patienten vom AKH zwecks Unter-
suchung im Institut für Krebsforschung und diese hätten dort inner-
halb einer halben Stunde bearbeitet werden müssen; mag auch
die Gesundheit des betreffenden Patienten und in weiterer Folge
allenfalls sogar sein Leben von der genannten Vorgangsweise
abhängig gewesen sein (Halte- und Parkverbot).133)

– Wenn der Beschuldigte das in Rede stehende Medikament tat-
sächlich ständig benötigt, hätte er sich vor Antritt der Fahrt davon
überzeugen müssen, ob sich das Medikament im Fahrzeug befin-
det.134)

– Das Vorbringen des Beschuldigten, er habe wegen der niedri-
gen Temperaturen im Fahrzeug den Motor starten müssen, um
gesundheitliche Schäden abzuwenden (Inbetriebnahme eines Kfz
bei Alkoholisierung).135)

Das bloße Bestehen von Sohnespflichten (Besuch der plötzlich
erkrankten Mutter), ohne dass es um eine konkrete Abwendung ei-
nes gesundheitlichen Schadens oder um die konkrete Besserung ei-
ner gesundheitlichen Notstandsituation wie zB durch ärztliche Be-
handlung oder durch Beistellung ärztlicher Pflege geht (Übertre-
tung der StVO).136)

– Die bloße Notwendigkeit, ein Kind (im Pkw) vom Erbrochenen
zu säubern (Halte- und Parkverbot).137)

bb) Vermögen

Zur Frage, inwieweit eine wirtschaftliche Schädigung zur Begrün-
dung einer Notstandsituation herangezogen werden kann, besteht
eine umfangreiche Rsp des VwGH; demnach können wirtschaftli-
che Nachteile nur dann Notstand begründen, wenn sie die Lebens-
möglichkeit selbst unmittelbar bedrohen;138) so sind insb auch auf
bloß mögliche nachteilige Folgen verweisende Gründe (zB mögli-
che Existenzgefährdung) mangels Unmittelbarkeit einer drohenden
Gefahr nicht geeignet, die Annahme eines Notstands zu rechtferti-
gen.139)

124) VwGH 19. 9. 1990, 90/03/0123; 11. 5. 1990, 90/18/0004.
125) VwGH 22. 11. 1984, 84/02/0165.
126) VwGH 16. 11. 1988, 88/02/0123.
127) VwGH 11. 12. 1986, 86/02/0129.
128) VwGH 6. 7. 1984, 84/02 A/0186.
129) VwGH 28. 2. 1985, 84/02/0294.
130) VwGH 7. 4. 1995, 94/02/0519.
131) VwGH 20. 4. 1993, 92/03/0260.
132) VwGH 7. 9. 1990, 90/18/0060; 3. 3. 1977, 641/76.
133) VwGH 12. 10. 1984, 84/02/0022.
134) VwGH 22. 11. 1983, 83/03/0298.
135) VwGH 16. 3. 1994, 93/03/0204.
136) VwGH 18. 2. 1983, 81/02/0006.
137) VwGH 27. 5. 1987, 87/02/0080, 0153.
138) VwGH 26. 4. 1994, 93/04/0004; 3. 3. 1994, 93/18/0090;

17. 9. 1992, 90/19/0463; 15. 6. 1992, 91/10/0249; 26. 5.
1987, 86/17/0016.

139) VwGH 28. 9. 1995, 95/17/0154; 3. 3. 1994, 93/18/0090;
15. 5. 1991, 91/02/0020; 22. 3. 1991, 88/18/0049, 1676/79;
25. 11. 1986, 86/04/0116; 18. 11. 1986, 86/07/0183; 13. 5.
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Notstand ist jedenfalls dann zu verneinen, wenn die betreffende
strafbare Handlung lediglich dazu dient, die Gefahr einer wirt-
schaftlichen Schädigung abzuwenden.140) Dringliche unaufschieb-
bare berufliche Termine (geschäftliche oder berufliche Eile) sind
nicht geeignet, den Schuldausschließungsgrund des Notstandes zu
erfüllen.141)

Die Rsp-Übersicht zu den geschützten Rechtsgütern zeigt, dass der
VwGH bei der Beurteilung der Notstandsituation den Inhalt und
Zweck der jeweiligen Regelung gänzlich außer Acht lässt; ferner
lässt die Rsp eine Verhältnismäßigkeitsprüfung vermissen. Zur
Beurteilung einer Notstandsituation wäre etwa zu differenzieren,
ob die im Zuge der Notstandshandlung übertretene Verwaltungs-
vorschrift bloß verkehrsordnende Funktion hat (zB Halte- und Park-
verbot) oder dem Schutz des Lebens oder der Gesundheit dient (zB
Überholverbot). Ferner wäre im Rahmen der Verhältnismäßigkeits-
prüfung eine Abwägung zwischen dem aus der Gefahr drohenden
Schaden und der abzuwendenden Gefahr geboten.

d) Beweislast/Mitwirkungsverpflichtung

Da es sich im Falle eines entschuldigenden Notstandes um einen
Schuldausschließungsgrund handelt, ist nach der Rsp des VwGH
derjenige beweispflichtig, der ihn behauptet.142) Nach § 5 VStG
gilt jedoch der Grundsatz, dass abgesehen von der Schuldvermu-
tung bei den sog „Ungehorsamsdelikten“, nicht nur die Verwirkli-
chung des (objektiven) Tatbestands durch den Beschuldigten, son-
dern auch der Umstand von der Behörde zu beweisen ist, dass den
Beschuldigten daran ein (subjektives) Verschulden trifft.143) Der
VwGH geht von einer allgemeinen Beweislastumkehr bei angebli-
chem Vorliegen eines Notstands aus,144) was im Hinblick auf Art 6
MRK äußerst bedenklich erscheint.

Derjenige, der Notstand behauptet, ist auch verpflichtet, im Fra-
genbereich des § 6 VStG durch die Darlegung des konkreten
Sachverhalts mitzuwirken.145) Diese Mitwirkungsverpflichtung wird
etwa dahin gehend präzisiert, dass sich die Partei „(auch) darum
bemüht, der Behörde eine allfällige Beweisaufnahme zur Feststel-
lung der Richtigkeit der behaupteten Notstandsituation zu ermögli-
chen“.146) Da ein Beschuldigter gem § 33 Abs 2 VStG zur Beant-
wortung der an ihn gestellten Fragen nicht gezwungen werden
könne, habe die Behörde nicht rechtswidrig gehandelt, wenn sie –
in Anbetracht des Umstandes, dass der Beschwerdeführer ein mög-
licherweise vorhandenes Beweismittel, welches sich die Behörde
ohne Mitwirkung des Beschuldigten nicht verschaffen konnte, ohne
zwingenden Grund vorenthalten habe – seiner unbewiesenen Not-
standsbehauptung keine verwaltungsstrafrechtliche Relevanz bei-
gemessen habe.147) So genügt etwa die bloße Behauptung eines
„akuten Notfalles unter Hinweis auf ein Ordinationsprotokoll und
das Fahrtenbuch“ durch den behandelnden Arzt nicht.148) Auch
kann sich demnach ein Arzt nicht auf bestehende Verschwiegen-
heitspflichten berufen, zumal nach dem ÄrzteG eine solche Ver-
pflichtung nicht bestehe, wenn die „Offenbarung des Geheimnis-

ses nach Art und Inhalt durch Interessen . . . der Rechtspflege
gerechtfertigt ist“. 149)

3. Die Notstandshandlung

Die Notstandshandlung gründet sich auf einer unmittelbar drohen-
den Gefährdung eigener Rechtsgüter oder Rechtsgüter Dritter. Das
rechtswidrige Alternativverhalten ist jedoch aufgrund der (repres-
siven) Notstandsituation entschuldigt.

Für die Notstandshandlung ergibt sich folgende Grundstruktur:

– Der entschuldigende Notstand setzt eine Interessenskollision
voraus,

– die Notstandshandlung muss zur Gefahrenabwehr an sich
geeignet sein,

– die Notstandshandlung darf nicht unangemessen sein,

– der Beschuldigte darf sich der Gefahr ohne einen von der
Rechtsordnung anerkannten Grund nicht ausgesetzt haben und

– die Notstandshandlung muss zumutbar sein.

a) Interessenkollision

Nach der älteren Rsp des VwGH wird die Interessenkollision als
eine (Pflichten[Interessen]kollision,150) nach der neueren Rsp als
Kollision von Pflichten und Rechten bezeichnet.151) Diese besteht
darin, dass zur Durchsetzung bestimmter (eigener oder fremder)
Rechte (zB möglichst rasches Erreichen eines zu behandelnden Pa-
tienten), Rechtspflichten (Verbot des Begehens verwaltungsstraf-
rechtlicher Delikte) verletzt werden. Wie Swoboda überzeugend
dargelegt hat, kann es sich aber keinesfalls um eine reine Pflichten-

1986, 86/05/0065; 18. 9. 1984, 84/05/0115; 15. 4. 1983,
82/04/0169.

140) VwGH 4. 2. 1993, 92/18/0168; 3. 12. 1992, 92/18/0084;
13. 5. 1986, 86/05/0065.

141) VwGH 11. 10. 1991, 91/18/0079; 27. 6. 1986, 86/18/0074.
142) VwGH 6. 10. 1993, 93/17/0266; 28. 2. 1985, 84/02/0294;

23. 5. 1977, 2037/75.
143) Vgl Ringhofer, Die österreichischen Verwaltungsverfahrensgesetze

II. Band, (1992), Anm 5 zu § 5 VStG.
144) Vgl VwGH 11. 12. 1986, 86/02/0129. Zur Kritik an der Rsp des

VwGH vgl Walter/Mayer, Grundriss des österreichischen Verwal-
tungsverfahrens7 (1999), Rz 752.

145) VwGH 18. 2. 1983, 81/02/0006; VwSlg 7657 A/1969.
146) VwGH 13. 12. 1989, 89/02/0124; 28. 2. 1985, 84/02/0294;

13. 3. 1985, 84/03/0202; VwSlg 10.590 A/1981.
147) VwGH 25. 4. 1985, 85/02/0027.
148) VwGH 15. 10. 1987, 87/02/0080, 0153; 25. 4. 1985, 85/02/

0027; VwSlg 10.590 A/1981; ähnlich 13. 3. 1985, 84/03/0202.
149) VwGH 13. 11. 1981, 81/02/0252. Ähnlich etwa auch VwGH

27. 6. 1986, 86/18/0074 zur Verschwiegenheitspflicht eines Rechts-
anwaltes.

150) VwSlg 8456 A/1973; VwGH 12. 4. 1972, 1984/71; 11. 6. 1954,
466/52.

151) VwGH 28. 9. 1995, 95/17/0154; 17. 2. 1992, 91/19/0328;
22. 3. 1991, 89/18/0040; 27. 11. 1990, 89/04/0012; 31. 10.
1990, 90/02/0118; 27. 6. 1990, 89/03/0293; 27. 5. 1987,
87/03/0112.
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kollision handeln, wobei sich zwei oder mehrere zu erfüllende
Rechtspflichten gegenüberstehen, logischerweise aber nur eine,
bei gleichzeitiger Verletzung der anderen Rechtspflicht, erfüllt wer-
den kann.152)

b) Geeignetheit

Im Gegensatz zur Notwehr wird weder im Zivil- noch im Strafrecht
gefordert, dass beim Notstand die Gefahr nicht anders als durch
die Notstandshandlung abwendbar ist.153) Auch wenn die Not-
standshandlung nicht das einzige Mittel ist, um die unmittelbar dro-
hende Gefahr abzuwenden, bleibt sie entschuldigt (zB Abwehr der
Gefahr durch Notwehr).

Nach der Rsp des VwGH hingegen ist es erforderlich, dass die
Notstandshandlung das einzige oder das gelindeste Mittel zur
Abwehr der Gefahr darstellt. 154) Diese Rsp basiert wiederum auf
der früheren Lehre und Rsp des OGH zum StG, die den Notstand
gegenüber der Notwehr als subsidiär betrachtet hat. Die Neu-
fassung der Notstandsregelung nach § 10 StGB ist dieser strengen
Auffassung nicht mehr gefolgt.155) Teilweise scheint der VwGH von
dieser restriktiven Haltung auch wieder abzugehen, wenn er fest-
stellt, dass es zum Wesen des Notstandes gehöre, dass die Gefahr
zumutbarerweise nicht in anderer Art als durch Begehung der
objektiven strafbaren Handlung zu beheben sei.156)

c) Angemessenheit

Die Prüfung der Angemessenheit der Notstandshandlung setzt eine
Interessenabwägung voraus. Die Interessenabwägung orientiert
sich im Allgemeinen an den obersten Prinzipien und Wertbegriffen
der Rechtsordnung.157)

Es kann sich zB derjenige, der eine zum Schutz der Gesundheit
und des Menschen vorgeschriebene Auflage nicht einhält, um bloß
eine, wenn auch schwere Gefahr für sein Vermögen abzuwenden,
nicht unter dem Gesichtspunkt der Interessenabwägung auf Not-
stand berufen.158) Ferner kann sich etwa ein Arbeitgeber, der das –
dem öffentlichen Interesse an der Aufrechterhaltung eines geordne-
ten Arbeitsmarktes und dem Schutz der inländischen Arbeitnehmer
dienende – Gebot des § Abs 1 AuslBG, einen ausländischen
Arbeitnehmer ohne behördliche Bewilligung nicht zu beschäftigen,
nicht einhält, nur um eine wenn auch schwere Gefahr für sein
Vermögen abzuwenden, – von ganz ungewöhnlichen Umständen
abgesehen – unter dem Gesichtspunkt der Interessenabwägung
dann nicht zu Recht auf Notstand berufen, wenn er Möglichkeiten
zur Abwendung der eingetretenen Zwangslage nicht rechtzeitig
wahrgenommen hat.159)

Voraussetzung für die Bejahung eines Notstandes ist, dass zumin-
dest ebenso „wichtige Umstände“ vorliegen müssen; so reicht etwa
die Notwendigkeit zur Verrichtung menschlicher Bedürfnisse nicht
aus, um das Zum-Stillstand-Bringen eines Fahrzeuges als „Anhal-
ten“ zu qualifizieren.160)

Derjenige Wartepflichtige handelt iSd § 19 Abs 5 und 7 StVO
rechtmäßig, der sein Linksabbiegemanöver zu einem Zeitpunkt
beginnt, in dem er, auch unter Bedachtnahme auf die Dauer dieses
Manövers, den Vorrangberechtigten entweder infolge der Entfer-
nungen oder der Geschwindigkeiten der betreffenden Fahrzeuge
oder beider Umstände weder zu unvermitteltem Bremsen noch zum
Ablenken seine Fahrzeuges nötigt. Wird der abbiegende Warte-
pflichtige während der Ausführung seines Manövers von einem
Dritten zum Anhalten gezwungen, ohne dass das hindernde Ver-
halten des Dritten bei Beginn des Manövers voraussehbar war, so
könnte der Wartepflichtige in eine Notstandsituation iSd § 6 VStG
kommen: Er wird zu erwägen haben, ob er eher sich und den hin-
dernden Dritten in Gefahr einer Verletzung bringt, nämlich durch
Fortsetzung seines Linksabbiegemanövers trotz des Hindernisses,
oder ob er das Linksabbiegemanöver abbricht in der Hoffnung,
der Vorrangberechtigte werde noch rechtzeitig bremsen oder
ablenken können.161)

d) Ausschluss des selbstverschuldeten Notstands

Die Rsp des VwGH zum selbstverschuldeten Notstand divergiert im
Hinblick darauf, ob jedes Sebstverschulden zum Ausschluss führt,
oder aber gewisse, von der Rechtsordnung vorgesehene Gründe
einen Ausschluss rechtfertigen.

Nach der Rsp kann eine vom Täter selbst verschuldete Situation
niemals einen entschuldigenden Notstand iSd § 6 VStG darstel-
len.162) Diese Rsp berücksichtigt jedoch nicht Umstände, in denen
jemand sich vorsätzlich einer Gefahr aussetzt wie zB freiwillige
Beteiligung an einer Rettungsaktion, oder aber wer sich bewusst
einer Gefahr aussetzt, die anerkannten Erscheinungen des Sozial-
lebens, wie sportliche Betätigungen, Tätigkeiten im Dienste der For-
schung eigentümlich ist.

Teilweise differenziert die Rsp aber auch insoferne, als nicht jede
selbstverschuldete Situation Notstand ausschließt, sondern dies nur

152) Swoboda, Der missverstandene Notstand – Erfolgshaftung im Verwal-
tungsstrafrecht? ZVR 1997, 182.

153) Zur zivilrechtlichen Problemstellung vgl Hohenecker, Die Notstands-
regelung des ABGB, JBl 1993, 444; zur strafrechtlichen Problematik,
Leukauf/Steininger, Kommentar zum StGB3 (1992), 139; Kienapfel,
Grundriss des österreichischen Strafrechts, Allgemeiner Teil6 (1996),
Z 20 RN15.

154) Vgl etwa VwGH 17. 2. 1992, 91/19/0328; 22. 3. 1991, 89/18/
0040; 27. 11. 1990, 89/04/0012; 31. 10. 1990, 90/02/0118;
27. 6. 1990, 89/03/0293.

155) Vgl RV 30 BlgNR 13. GP, 75.
156) VwGH 2. 12. 1993, 93/09/0186; 17. 9. 1992, 90/19/0463;

21. 4. 1986, 86/08/0067; 17. 11. 1977, 2915/76.
157) OGH SSt 57/65.
158) VwGH 20. 10. 1992, 92/04/0151; VwSlg 10.627 A/1981.
159) VwGH 2. 12. 1993, 93/09/0186.
160) VwGH 28. 2. 1985, 84/02/0294; 29. 6. 1979, 1711/77.
161) VwGH 8. 5. 1979, 264/79.
162) VwGH 30. 6. 1993, 93/02/0066; 12. 4. 1984, 83/06/0162;

VwSlg 8471 A/1973.
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dann erfolgt, wenn „sich der Täter ohne einen von der Rechtsord-
nung anerkannten Grund selbst in eine Zwangslage begeben, die
er voraussehen konnte“.163) Damit übernimmt die Rsp iS der
Gesamtrechtsordnung die entsprechenden Voraussetzungen nach
§ 10 Abs 2 StGB. Es kommt hiebei nicht nur das geschriebene
Recht, sondern die Gesamtheit der Wertungen in Betracht, die vom
Recht bekräftigt und bei der Rechtsanwendung (zB im Zusammen-
hang mit dem Begriff der guten Sitten) zu beachten sind.164)

e) Zumutbarkeit

Bezugnehmend auf die Gesamtrechtsordnung bedeutet Zumutbar-
keit der Notstandshandlung, dass „in der Lage des Täters von
einem mit den rechtlich geschützten Werten verbundenen Men-
schen kein anderes Verhalten zu erwarten war “ (§ 10 Abs 1
StGB). Zur Rechtsfigur des „maßgerechten Menschen“ vgl II/B.

4. Putativnotstand

Im Strafrecht wie im Verwaltungsstrafrecht wird dem Täter vor-
geworfen, dass er das im Tatbild eines bestimmten Deliktstypus um-
schriebene Unrecht verwirklichen wollte oder doch nicht entspre-
chend darauf bedacht war, es zu vermeiden (Vorsatz und Fahrläs-
sigkeit). Hat er irrtümlicherweise eine Sachverhalt angenommen,
bei dessen Vorliegen das, was der Täter verwirklichen wollte, nicht
rechtswidrig wäre, so wollte er keinen Unrechtssachverhalt ver-
wirklichen. Nimmt der Täter das Vorliegen einer Notstandslage irr-
tümlich an, handelt er unter keiner anderen psychischen Vorausset-
zung, als wenn sie tatsächlich gegen wäre.165)

Nach der Rsp des VwGH vermag ein Irrtum nur dann die An-
nahme eines Notstandes zu rechtfertigen, wenn der Irrtum unver-
schuldet ist. So hätte zB vom Beschwerdeführer der Irrtum über die
Aufbewahrung des Medikamentes leicht vermieden werden kön-
nen, wenn er sich vor Antritt der Fahrt über das Vorhandensein des
Medikamentes im Fahrzeug überzeugt hätte, was er jedoch verab-
säumte. Er kann sich daher zur Begründung der Notstandsituation
nicht auf einen entschuldbaren Irrtum berufen.166) Ferner könnte die
irrtümliche Annahme eines Notstandes den Beschwerdeführer nur
entschuldigen, wenn der Irrtum über die tatsächlichen Vorausset-
zungen eines Notstandes nicht auf Fahrlässigkeit beruhte, ihm also
nicht vorwerfbar wäre (hier: Zur verlässlichen Beurteilung der Kon-
sequenzen einer Entfernung der Aufschüttung im Bereich um den
Gittermast hätte es der Einholung von Informationen im Besitz der
Vlbg Illwerke AG bedurft. Diese Informationen hat der Bf nicht ein-
geholt. Die bloße Berufung auf seine Sachkunde reicht daher nicht
aus, ihm einen nicht vorwerfbaren Irrtum über das Vorliegen eines
Notstandes zuzubilligen).167)

Indem der Gerichtshof Fahrlässigkeit ausschließt, negiert er, dass
§ 5 VStG eine Differenzierung der Schuldformen nach Vorsatz und
Fahrlässigkeit vornimmt. Zwar enthält das VStG selbst keine Defini-
tion dieser Schuldformen, jedoch ist auch hier iSd der Gesetzesma-
terialien auf die Normierung im Strafrecht Bedacht zu nehmen.

Nach § 10 Abs 2 StGB ist der Täter wegen fahrlässiger Begehung
zu bestrafen, „wenn er die Voraussetzungen, unter denen seine
Handlung entschuldigt wäre, in einem Irrtum angenommen hat,
der auf Fahrlässigkeit beruhte, und die fahrlässige Begehung mit
Strafe bedroht ist“. § 10 Abs 2 StGB bedeutet jedoch nichts ande-
res, als dass der Täter die Notstandstat in Fahrlässigkeit zu verant-
worten hat, wenn der Irrtum auf Fahrlässigkeit beruht. Zwar hat der
Täter das tatbildmäßige Unrecht vorsätzlich verwirklicht, jedoch
bezieht sich der Schuldvorwurf nicht auf diese Vorsätzlichkeit, son-
dern darauf, dass der Täter das Vorliegen der Umstände, die ihn
eine Notstandslage annehmen ließen, nicht mit angemessener
Sorgfalt geprüft hat. Da der Tatentschluss nur wegen dieser Sorg-
faltsverletzung vorgeworfen werden kann, ist es angemessen, die
Strafbarkeit auf eine fahrlässige Begehung zu reduzieren.168)

V. Schlussbemerkungen

• Der Grundgedanke des entschuldigenden Notstands besteht
darin, dass besondere Druck- und Zwangssituationen den
Schuldvorwurf einer Tathandlung beseitigen sollen.

• Aus den Materialien zu § 6 VStG ist ersichtlich, dass die Rechts-
figur des entschuldigenden Notstands dem Konzept der Gesamt-
rechtsordnung folgt; dieses Konzept hat der Gesetzgeber in
§ 1306a ABGB und § 2 lit g StG (jetzt § 10 StGB) vorgefun-
den. Der Gerichtshof hat aus einer Verbindung zwischen
§ 1306a ABGB und § 2 lit g StG einen eigenständigen Not-
standsbegriff entwickelt. Dessen ungeachtet hat sich die Rsp des
VwGH aber überwiegend an der früheren, restriktiven Aus-
legung des OGH zu § 2 lit g StG orientiert.

• Mit Erlassung des StGB wurden die Grundlagen für den Not-
stand wesentlich abgeändert; so wurde neben der Einführung ei-
ner „Maßstabfigur“ auch eine Verhältnismäßigkeitsprüfung nor-
miert; beides wurde vom VwGH nicht nachvollzogen.

• Die Rsp des VwGH führt im Ergebnis dazu, dass dem Einwand
einer Notstandsituation faktisch keine Bedeutung zukommt.

• Verwaltungsstrafrechtliche Regelungen sind, auch wenn sie an-
deren Rechtsgebieten entnommen sind, nach dem verwaltungs-
strafrechtlichen Bedeutungszusammenhang, nach dem Zweck
des jeweiligen Materiengesetzes und dem Inhalt der einschlägi-
gen Regelung auszulegen. Unter Einbeziehung des Verhältnis-
mäßigkeitsprinzips könnte somit der Grundgedanke des Not-
stands in der Entscheidungspraxis sachgerecht verwirklicht wer-
den.

163) VwGH 17. 2. 1988, 88/03/0023; 25. 5. 1984, 84/17/0029.
164) EB zur RV 30 BlgNR 13. GP.
165) Vgl RV 30 BlgNR 13. GP, 76.
166) VwGH 22. 11. 1983, 83/03/0298.
167) VwGH 26. 4. 1993, 91/10/0196; 27. 6. 1984, 83/03/0321.
168) EB zur RV 30 BlgNR 13. GP.



142 AnwBl 2000/3

Europa

Der Grundsatz der Gleich-
behandlung in der Praxis
Die Lohngleichheit von Männern und Frauen (Art 141, ehemals
119, EGV) ist die wohl bekannteste und auch zentrale, die
Mitgliedstaaten unmittelbar verpflichtende primärrechtliche Bestim-
mung im Sozialbereich. Durch den Vertrag von Amsterdam ist pri-
märrechtlich weiters in Art 2 EGV die Förderung der Gleichstellung
von Männern und Frauen (iVm Art 4, ehemals 3a, EGV) hinzuge-
kommen.
Wie eine Statistik von EUROSTAT1) aber zeigt, verdienen Frauen
im Durchschnitt ein Viertel weniger als Männer, der durchschnittli-
che Bruttomonatsverdienst einer Frau in der EU betrug so etwa im
Jahre 1995 76,3% des Verdienstes eines Mannes. Relativ ausge-
wogen scheint statistisch gesehen die Lage zum EU-Durchschnitt in
Schweden, in den östlichen Bundesländern Deutschlands, in Däne-
mark, Luxemburg und Belgien; in Griechenland, den Niederlan-
den, Spanien, aber auch Österreich sind durchaus größere Unter-
schiede erkennbar. Zudem sind berufstätige Frauen im Durch-
schnitt jünger und scheiden wegen Kindererziehung häufig aus
dem Berufsleben aus. Selbst wenn sie später in den Beruf zurück-
kehren, haben sie es in der Folge naturgemäß schwerer, in ent-
sprechende Positionen aufzusteigen, was sich dann neuerlich im
durchschnittlichen Gehaltsniveau manifestiert.
Auch von österreichischen Gerichten, nämlich vom LG Linz und
vom OLG Wien, wurden bereits im Jahre 1997 Vorabentschei-
dungsersuchen im Bereich der Gleichbehandlung dem Europäi-
schen Gerichtshof vorgelegt. Die Urteile des EuGH dürften aller-
dings nicht unbedingt zur vollen Befriedigung der jeweiligen
Arbeitnehmerinnen im Ausgangsverfahren ausgefallen sein:
Im Zusammenhang mit der Frage der Gemeinschaftskonformität
von § 23a Abs 3 AngG (Abfertigungszahlung) stellte der EuGH
fest, dass „Art. 141 EGV einer nationalen Regelung nicht ent-
gegensteht, nach der Arbeitnehmern, die wegen fehlender Kinder-
betreuungseinrichtungen vorzeitig aus ihrem Arbeitsverhältnis aus-
scheiden, um ihre Kinder zu betreuen, eine geringere Abfertigung
zusteht, als sie Arbeitnehmer, die wegen eines wichtigen Grundes
im Zusammenhang mit den Arbeitsbedingungen im Unternehmen
oder mit dem Verhalten des Arbeitgebers aus dem Arbeitsverhält-
nis ausscheiden, für die gleiche tatsächliche Dauer ihrer Beschäfti-
gung erhalten“ (EuGH, Urteil vom 14. 9. 1999, Gabriele Gruber/
Silhouette International Schmied GmbH, Rs C-249/97, Vorabent-
scheidungsersuchen des LG Linz).
Zur Frage, ob eine „gleiche Arbeit“ oder ein „gleicher Arbeitsplatz“
iSd ehem Art 119 EGV oder der RL 75/117/EWG auch dann vor-
liegt, wenn die gleiche Tätigkeit über einen erheblichen Zeitraum
(mehrere Entgeltzahlungsperioden) von Arbeitnehmern mit unter-
schiedlicher Berufsberechtigung ausgeübt wird, stellte der EuGH
fest, dass eine gleiche Arbeit iSd Art 119 EGV (jetzt Art 141 EGV)
oder der Richtlinie 75/117/EWG des Rates vom 10. 2. 1975 zur

Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die
Anwendung des Grundsatzes des gleichen Entgelts für Männer und
Frauen nicht vorliegt, wenn eine gleiche Tätigkeit über einen erheb-
lichen Zeitraum von Arbeitnehmern mit unterschiedlicher Berufs-
berechtigung ausgeübt wird (EuGH, Urteil vom 11. 5. 1999,
Angestelltenbetriebsrat der Wiener Gebietskrankenkasse/Wiener
Gebietskrankenkasse, Rs C-309/97, Vorabentscheidungsersuchen
des OLG Wien: Das Verfahren betraf die psychotherapeutischen
Tätigkeiten von Psychologen [vorrangig Frauen] und Ärzten).

Dass die Aufrechterhaltung eines Nachtarbeitsverbotes für Frauen
in der Industrie durchaus auch einen Verstoß gegen den Grundsatz
der Gleichbehandlung darstellt, insbesondere hinsichtlich des Zu-
gangs zur Beschäftigung (Berufsbildung und beruflichen Aufstieg),
wenn für Männer ein solches Verbot nicht gilt, manifestiert ua ein
Urteil des Gerichtshofs vom 13. 3. 1997, in dem dieser eine dies-
bezügliche Vertragsverletzung Frankreichs feststellte (Kommission/
Frankreich, Rs C-197/96, Slg 1997, S I-1489). Da Frankreich
bisher allerdings nicht geneigt war, diesem Urteil des EuGH mit
entsprechenden innerstaatlichen Maßnahmen nachzukommen, hat
die Kommission ein zweites Vertragsverletzungsverfahren iSd
Art 228 (ehemals 171) EGV eingeleitet und droht Frankreich nun-
mehr mit entsprechenden Zwangsgeldleistungen.

Zunehmend öfter befasst wird der EuGH auch mit Fragen, die
gewisse Fehlzeiten im Zusammenhang mit Schwangerschaft und
Mutterschaftsurlaub betreffen. So vertrat der Gerichtshof die Mei-
nung, dass die einschlägigen Bestimmungen der RL 76/207/EWG
(zur Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichbehandlung von
Männern und Frauen hinsichtlich des Zugangs zur Beschäftigung,
zur Berufsausbildung und zum beruflichen Aufstieg sowie in Bezug
auf die Arbeitsbedingungen, ABl L 39/1976, S 40) einer Entlas-
sung aufgrund von Fehlzeiten infolge einer durch Schwangerschaft
oder Entbindung verursachten Krankheit nicht entgegenstehen,
auch wenn diese Krankheit in der Schwangerschaft aufgetreten ist
und noch während des bzw nach dem Mutterschaftsurlaub ange-
dauert hat (EuGH, Urteil vom 29. 5. 1997, Handels-og Kontorfunk-
tionaerernes Forbund e Danmark als Beauftragter von Helle Elisa-
beth Larsson/Dansk Handel- und Zeichenservice als Beauftragter
der Fotex Supermarked AS, Rs C-400/95, Slg 1997, S I-2757).
Der Gleichbehandlung läuft es aber zuwider, wenn eine Arbeitneh-
merin zu irgendeinem Zeitpunkt während ihrer Schwangerschaft
aufgrund von Fehlzeiten infolge einer durch diese Schwangerschaft
verursachten Krankheit entlassen wird. Hiebei ist ohne Belang,
dass die Arbeitnehmerin gemäß Vertragsbestimmungen entlassen
wurde, nach der der Arbeitgeber berechtigt ist, Arbeitnehmer unge-
achtet ihres Geschlechts nach einer vertraglich festgelegten Zahl
von Wochen ununterbrochener Fehlzeiten zu entlassen (EuGH,
Urteil vom 30. 6. 1998, Mary Brown/Rentokil Ltd, Rs C-394/96,
Slg 1998, S I-4185). So ist auch eine nationale Regelung, die einer

1) Beilage zu Europa ohne Grenzen, Nr 8/1999.
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Frau den Anspruch auf berufliche Beurteilung – und damit eine
Möglichkeit zum beruflichen Aufstieg – deshalb nimmt, weil sie
dem Betrieb wegen Mutterschaftsurlaubs ferngeblieben ist, als Ver-
stoß gegen den Grundsatz der Gleichbehandlung zu sehen (EuGH,
Urteil vom 30. 4. 1998, Caisse nationale d’assurance vieillesse
des travailleurs salariés/Evelyne Thibault, Rs C-136/95, Slg 1998,
S I-2011). Die Frage der Berücksichtigung von Mutterschutzzeiten
stand auch im Zusammenhang mit einer freiwillig vom Arbeitgeber
gewährten Weihnachtsgratifikation zur Diskussion (EuGH, Urteil
vom 21. 10. 1999, Susanne Lewen/Lothar Denda, Rs C-333/97):
Fest steht für den Gerichtshof jedenfalls, dass eine derartige Weih-
nachtsgratifikation auch dann ein Entgelt iS von Art 141 EGV dar-
stellt, wenn sie vom Arbeitgeber freiwillig gewährt wird bzw wenn
sie überwiegend und ausschließlich zum Anreiz für zukünftige
Dienstleistungen bzw Betriebstreue dienen soll. Allerdings wider-
sprechen weder Art 141 EGV noch die RL 75/117/EWG bzw
92/85/EWG einer Klausel in einem Arbeitsvertrag, die die Zah-
lung eines Entgelts für die Zeit des Mutterschaftsurlaubs, das höher
ist als die in den nationalen Vorschriften über den Mutterschafts-
urlaub vorgesehenen Zahlungen, von der Voraussetzung abhängig
macht, dass die Arbeitnehmerin sich verpflichtet, die Arbeit nach
der Entbindung mindestens für einen Monat wieder aufzunehmen,
andernfalls sie die Differenz zwischen dem Entgelt, das ihr wäh-
rend des Mutterschaftsurlaubs bezahlt wurde, und den genannten
Zahlungen zurückzahlen muss. Diese Richtlinien stehen auch einer
Klausel in einem Arbeitsvertrag nicht entgegen, wonach Ansprüche
auf Jahresurlaub nur während jenes Mutterschaftsurlaubs, der Ar-
beitnehmerinnen gemäß der RL 92/85/EWG mindestens zusteht,
entstehen, nicht aber während weiterer Zeiten zusätzlichen Mutter-
schaftsurlaubs, den der Arbeitgeber ihnen gewährt (EuGH, Urteil
vom 27. 10. 1998, Margaret Boyle ua/Equal Opportunities Com-
mission, Rs C-411/96, Slg 1998, S I-6401): Die Klägerinnen wa-
ren bei einer – öffentlichen – Einrichtung des britischen Staates be-
schäftigt und unterliegen damit arbeitsvertraglichen Mutterschaftsre-
gelungen, wie sie für alle öffentlichen Bediensteten in der Region
gelten. Sie waren der Meinung, dass bestimmte Klauseln ihrer Ver-
träge gegen das Gemeinschaftsrecht verstoßen.

Das Gemeinschaftsrecht verbietet es im Übrigen auch auf eine auf
Art 141 EGV gestützte Klage betreffend eine Anerkennung des
Anspruchs auf Beitritt zu einem beruflichen Altersversorgungssys-
tem eine nationale Vorschrift anzuwenden, nach der ein solcher
Anspruch im Falle eines Obsiegens nur innerhalb von zwei Jahren
vor Klageerhebung zuerkannt werden kann (EuGH, Urteil vom
11. 12. 1997, Mary Teresa Magorrian ua/Eastern Health and
Social Services Bord ua, Rs C-246/96, Slg 1997, S I-7153).

Derzeit anhängig vor dem EuGH ist auch die im Rahmen eines
innerstaatlichen Normenkontrollverfahrens zu überprüfende allfäl-
lige Unvereinbarkeit des Gleichberechtigungsgesetzes des Landes
Hessen mit der Verfassung des Landes Hessen: Das hessische Ge-
setz über die Gleichberechtigung von Frauen und Männern in der

öffentlichen Verwaltung enthält nämlich bestimmte Aspekte der
Frauenförderung, die der Staatsgerichtshof Hessen dem EuGH vor-
legte (Rs C-158/97, Georg Badeck ua; zu erinnern ist hier auch
an das Urteil in der Rs C-409/95, Hellmut Marschall/Land Nord-
rhein-Westfalen, Slg 1997, S I-6363, zur selben Thematik).

Schließlich hatte sich der EuGH auch mit der Frage zu befassen,
ob nationale Entscheidungen betreffend Organisation und Führung
der Streitkräfte allgemein dem Grundsatz der Gleichbehandlung
von Männern und Frauen zu unterwerfen sind. Eine in der briti-
schen Armee beschäftigte Köchin beantragte ihre Versetzung als
Köchin zu den Royal Marines. Der Antrag wurde abgelehnt, weil
diese Einheit keine Frauen zulässt. Der EuGH gesteht den Mitglied-
staaten zu, dass es ihrer Entscheidung obliegt, die Organisation
ihrer Streitkräfte zu erlassen, diese Entscheidung ist allerdings nicht
allgemein vom Anwendungsbereich des Gemeinschaftsrechts aus-
genommen. Der Grundsatz der Gleichbehandlung von Männern
und Frauen ist daher im Prinzip zu beachten. Im Einzelfall vertrat
der EuGH allerdings die Meinung, dass die Royal Marines sich
von allen übrigen Einheiten der britischen Streitkräfte deshalb maß-
geblich unterscheiden, weil sie eine spezielle Kampfeinheit darstel-
len, die Tätigkeiten ausübt, für die das Geschlecht eine unabding-
bare Voraussetzung darstellt. Auf dieser Basis steht den Royal
Marines das Recht zu, Frauen den Zugang zu ihrer Einheit zu ver-
wehren (EuGH, Urteil vom 26. 10. 1999, Angela Maria Sirdar/
The Army Bord, Secretary of State for Defense, Rs C-273/97). Ein
weiterer Fall, in dem sich der Gerichtshof mit der Frage von Frauen
im militärischen Bereich zu befassen hatte, betraf deutsche Rechts-
vorschriften, gemäß denen Frauen in Kampfeinheiten der Bundes-
wehr prinzipiell nicht als Freiwillige dienen dürfen. Eine ausgebil-
dete Energieelektronikerin für Anlagetechnik, die sich für den frei-
willigen Dienst in der Bundeswehr beworben hatte, wurde daher
abgelehnt, weil nach dem Gesetz Frauen keinen Dienst mit der
Waffe leisten dürfen. In seinen Schlussanträgen vertritt der Gene-
ralanwalt die Meinung, dass der Ausschluss von Frauen von der
deutschen Bundeswehr sich auf alle Bereiche beziehe und deshalb
allgemeiner Art sei; während sich Ausnahmen vom Grundsatz der
Gleichbehandlung nur auf spezielle berufliche Tätigkeiten bezie-
hen dürften, für deren Ausübung das Geschlecht eine notwendige
Voraussetzung darstellt. Er kommt daher zu dem Ergebnis, dass
die deutsche Regelung dem einschlägigen Gemeinschaftsrecht
widerspricht (Schlussanträge vom 26. 10. 1999, Tanja Kreil/
Bundesrepublik Deutschland, Rs C-285/98). Zu diesem Ergebnis
kommt grundsätzlich auch der EuGH in seinem Urteil vom 11. 1.
2000; er bestätigt allerdings auch, dass Ausnahmen möglich blei-
ben, wenn das Geschlecht eine unabdingbare Voraussetzung für
den Zugang zu speziellen Kampfeinheiten darstellt. Die Tatsache,
dass die Angehörigen der Streitkräfte zum Einsatz von Waffen ver-
pflichtet sein könnten, rechtfertige für sich allein aber nicht den
Ausschluss von Frauen vom Dienst mit der Waffe.

Christine Stix-Hackl
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Terminübersicht – Seminare
April

Mai

4. 4. Seminarreihe Steuerrecht
4. Gebühren
Seminar-Nr: 200404/8 WIEN

6. bis 8. 4. Zivilverfahren
Seminar-Nr: 200406/8 BRUNN AM GEBIRGE

7. bis 8. 4. Das Umweltrecht
Seminar-Nr: 200407/8 WIEN

7. bis 8. 4. Strafverfahren
Seminar-Nr: 200407/5 GRAZ

7. bis 8. 4. Insolvenzrecht
Seminar-Nr: 200407/3 ST. GEORGEN

13. bis 15. 4. Die französische Rechtssprache
Seminar-Nr: 200413/8 WIEN

14. bis 15. 4. Gesellschaftsrecht
Seminar-Nr: 200414/3 ST. GEORGEN

14. bis 15. 4. Exekutionsrecht
Seminar-Nr: 200414/7 DORNBIRN

14. bis 15. 4. Der Anwalt als Unternehmer
(inkl Honorarrecht)
Seminar-Nr: 200414/6 INNSBRUCK

14. bis 15. 4. AVG, VStG, UVS
Seminar-Nr: 200414/8 WIEN

5. bis 6. 5. Zivilverfahren I
Seminar-Nr: 200505/3 ST. GEORGEN

5. bis 6. 5. Sozialrecht
Seminar-Nr: 200505/8 WIEN

9. und 16. 5. Seminarreihe Steuerrecht
5. Umsatzsteuer
Seminar-Nr: 200509/8 WIEN

11. bis 13. 5. awak.intensive What’s new in the EU?
Seminar-Nr: 200511/3 BAD ISCHL

12. bis 13. 5. Standesrecht
Seminar-Nr: 200512/8 WIEN

19. bis 20. 5. Mietrecht
Seminar-Nr: 200519/3 ST. GEORGEN

19. bis 20. 5. Anglo-amerikanisches Zivil- und
Wirtschaftsrecht (Vertrags- und Gesell-
schaftsrecht inkl Verhandlungstraining)
Seminar-Nr: 200519/8 WIEN

19. bis 20. 5. Verwaltungsverfahren
Seminar-Nr: 200519A/8 WIEN

Juni

Das Signaturgesetz und seine Folgen.
Elektronisch übermittelte Dokumente
werden vertragswirksam.

awak.infopill

Konzentrierte Information für Rechtsanwälte

WARUM SIE TEILNEHMEN SOLLTEN?

Wird sich die rasante Entwicklungsgeschichte der Faxanschlüsse
bei E-Mail-Anschlüssen wiederholen?

Seriöse Geschäftsabwicklung via Internet – Zukunftsmusik?

Was hält Rechtsanwälte davon ab, dieses Medium zu verwenden?

Das mit 1. 1. 2000 in Kraft getretene Signaturgesetz schafft einen
rechtlichen Rahmen, der im Internet und in anderen elektronischen
Diensten Sicherheit, Vertrauen und Transparenz bietet. Vorausset-

23. 5. Seminarreihe Steuerrecht
6. Kapitalverkehrsteuern
Seminar-Nr: 200523/8 WIEN

25. bis 27. 5. Der Rechtsanwalt als Unternehmer
Seminar-Nr: 200525/8 WIEN

26. bis 27. 5. Standesrecht
Seminar-Nr: 200526/3 ST. GEORGEN

6. 6. Seminarreihe Steuerrecht
7. Erbschafts- und Schenkungsteuer
Seminar-Nr: 200606/8 WIEN

16. 6. Grundzüge der Bilanzanalyse
und Unternehmensbewertung
Seminar-Nr: 200616/7 BREGENZ

16. 6. Internationales Privat- und Zivilprozess-
recht in der Europäischen Union
Seminar-Nr: 200616/5 GRAZ

16. bis 17. 6. Verwaltungs(straf)verfahren –
Führerscheinentzug
Seminar-Nr: 200616/3 ST. GEORGEN

16. bis 17. 6. Wettbewerbsrecht
Seminar-Nr: 200616/8 WIEN

16. bis 17. 6. Verkehrsunfallanalyse
Seminar-Nr: 200616/6 INNSBRUCK

20. 6. Seminarreihe Steuerrecht
8. Finanzstrafrecht
Seminar-Nr: 200620/8 WIEN

30. 6. bis 1. 7. Körpersprache und Rhetorik
Seminar-Nr: 200630/2 HERNSTEIN

30. 6. bis 1. 7. Insolvenzrecht
Seminar-Nr: 200630/8 WIEN
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zung dafür, dass sich die neuen Medien in der Rechts- und Wirt-
schaftswelt durchsetzen können, ist die Anerkennung elektroni-
scher Signaturen:

Sie sollen sich als Anwender der neuen Kommunikationsmittel auf
die Identität Ihres Ansprechpartners verlassen können und Gewiss-
heit darüber haben, dass die Ihnen zugesandten oder von Ihnen
abgeschickten Daten nicht verändert wurden.

Termine:

20. 3. in Wien 17.00–19.00 Uhr, Seminar-Nr: 200320/8
21. 3. in Linz 17.00–19.00 Uhr, Seminar-Nr: 200321/3
22. 3. in Salzburg 9.00–11.00 Uhr, Seminar-Nr: 200322/4
3. 4. in Innsbruck 17.00–19.00 Uhr, Seminar-Nr: 200403/6
4. 4. in Klagenfurt 14.00–16.00 Uhr, Seminar-Nr: 200404/1

Referenten: Dkfm. Michael Leistenschneider, Steuerberater in
Schmelz/Deutschland, Vorstandsmitglied der DATEV e.G./
Deutschland, Leiter des Arbeitskreises „Digitale Signatur“ der deut-
schen Berufskammern der Rechtsanwälte, Steuerberater, Wirt-
schaftsprüfer und Notare
Dr. Günther Millner, Rechtsanwalt in Graz, Schwerpunkt EDV-Recht

Seminarinhalte:

Erarbeiten des Signaturgesetzes, welches im Einklang mit der
EU-Richtlinie, die organisatorischen, infrastrukturellen, personellen
und technischen Rahmenbedingungen liefert.

Insbesondere:
• die Zulassung und Nichtdiskriminierung elektronischer Signatu-

ren im Geschäfts- und Rechtsverkehr;
• die Rechtswirkungen elektronischer Signaturen im Rechts- und

Geschäftsverkehr (grundsätzliche Gleichstellung mit eigenhän-
dig unterschriebenen Privaturkunden im zivilrechtlichen Bereich);

• die umfassenden Haftungsregelungen (Verankerung einer Be-
weislastumkehr iS des Konsumentenschutzes);

• die rechtlichen Grundlagen für die Einbringung von Signatur-
und Zertifizierungsdiensten;

• das Statuieren von Verhaltensverpflichtungen der Zertifizie-
rungsanbieter. Erste praktische Erfahrungen mit der digitalen
Signatur in Deutschland (elektronische Klageeinreichung bei
Gericht, elektronische Steuererklärung, Online-Abfrage öffentli-
cher Register, elektronische Mahnbescheide);

• die Aufsichtskompetenz der Telekom-Control Kommission;

sowie:
• eine Einführung in die technischen bzw mathematisch/krypto-

graphischen Verfahren mit vielen anschaulichen und leicht ver-
ständlichen Beispielen aus der beruflichen Praxis;

• und die vorgesehenen Sicherheitsstandards;

letztlich: kritische Diskussion, ob die Intentionen des Gesetz ge-
bers, Missbrauchsvorbeugung und Schaffung von Rechtsklarheit,
verwirklicht wurden.
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Nähere Informationen erhalten Sie unter Tel (01) 710 57 22-0
oder Fax (01) 710 57 22-20 oder e-mail office@awak.at. Zusätz-
lich haben Sie unter www.awak.at Gelegenheit, sich zu informie-
ren und sich anzumelden.

Weitere Veranstaltungen der Anwaltsakademie:

Der Anwalt als Unternehmer (inkl Honorarrecht)
awak.special

Der Inhalt dieses Seminars ist hinsichtlich seiner Themenwahl nicht
nur prüfungsorientiert, sondern soll dem Rechtsanwaltsanwärter
Anregungen und Hilfen für die Ausübung seines zukünftigen Beru-
fes geben.

Termin: Freitag, 14. 4. 2000, bis Samstag, 15. 4. 2000 = 3 Halb-
tage
Planung: Dr. Andrea Haniger, RA in Innsbruck
Referenten: Dr. Wolfgang Offer, RA in Innsbruck
Dr. Klaus Gürtler, RA und Sachverständiger in Hall in Tirol
Dr. Georg Hofherr, Kommunikationsagentur in Innsbruck
Seminarort: Innsbruck
Seminar-Nr: 200414/6

Sozialrecht
awak.special

Gegenstände dieses Seminars sind das Versicherungsverhältnis,
die Leistungen der gesetzlichen Sozialversicherung, der Leistungs-
streit gegen die Sozialversicherungsträger, die Besonderheiten des
Verfahrensrechts und die sozialversicherungsrechtlichen Modifika-
tionen des Schadenersatzrechts.
EU-rechtliche Aspekte besonders im Pensionsversicherungsrecht
werden berücksichtigt. Zur Abrundung und Ergänzung des Semi-
nars „Arbeitsrecht“ werden auch die Grundsätze der Arbeitslosen-
versicherung sowie der Insolvenzentgeltsicherung dargestellt.

Termin: Freitag, 5. 5. 2000, bis Samstag, 6. 5. 2000 = 3 Halb-
tage
Planung: Dr. Andreas Grundei, RA in Wien
Referenten: Dr. Peter Bauer, Sen.-Präs. des OGH
Dr. Gerhard Kuras, Richter des OLG Wien
Dr. Gustav Schneider, Richter des ASG in Wien
Dr. Andreas Grundei, RA in Wien
Seminarort: Wien
Seminar-Nr: 200505/8

Anglo-amerikanisches Zivil- und Wirtschaftsrecht
(Vertrags- und Gesellschaftsrecht inkl
Verhandlungstraining)
awak.special

Dieses Seminar wendet sich sowohl an Rechtsanwaltskonzipienten
als auch an Rechtsanwälte. Schwerpunkt ist die Fachterminologie
des Wirtschaftsrechts: contracts (introduction, terminology, par-

ticular types of contracts), corporate law (introduction, basic termi-
nology, basic instruments/documents), international transactions.
Empfehlenswert ist die vorherige Absolvierung des Seminares
„Anglo-amerikanische Rechtssprache für Rechtsanwälte“.
Die Teilnehmerzahl ist auf 20 Personen beschränkt.

Termin: Freitag, 19. 5. 2000, bis Samstag, 20. 5. 2000 = 4 Halb-
tage
Planung: MMag. Franz J. Heidinger, LL.M., RA in Wien
Referent: MMag. Franz J. Heidinger, LL.M., RA in Wien, ausgebil-
deter Anglist und Amerikanist, Master of Laws of University of
Virginia, Lektor an den Universitäten Wien und Krems für den Be-
reich „Anglo-Amerikanische Rechtssprache“, Gerichtsdolmetscher
Seminarort: Wien
Seminar-Nr: 200519/8

Standesrecht

awak.basic

Ziel dieses Seminars ist die Erarbeitung der Schwerpunkte des
Standesrechts und die Vermittlung von Einblicken in den Aufbau
und in die Arbeit der Standesorganisation. Das materielle und for-
melle Disziplinarrecht wird dargestellt und anhand von praktischen
Fallbeispielen vertiefend bearbeitet. Das Seminar befasst sich aber
auch mit dem Berufsbild des Rechtsanwalts und mit den Auswirkun-
gen des EU-Beitritts auf das anwaltliche Berufsrecht.

Termin: Freitag, 26. 5. 2000, bis Samstag, 27. 5. 2000 = 3 Halb-
tage
Planung: Dr. Eckart Fussenegger, RA in Salzburg
Referenten: VPräs Dr. Leopold Hirsch, RA in Salzburg
Dr. Eckart Fussenegger, RA in Salzburg
Seminarort: St. Georgen im Attergau
Seminar-Nr: 200526/3

Körpersprache und Rhetorik

awak.special

Dieses Seminar soll den Teilnehmern eine realistischere Einschät-
zung der eigenen Wirkung aufzeigen. Das Seminar richtet sich
primär an Rechtsanwaltsanwärter, aber auch an Rechtsanwälte,
denen das Verstehen des Umfelds anwaltlicher Kommunikation und
der Einflussbereiche nonverbaler Komponenten wichtig ist: Nicht
nur das Wort, sei es geschrieben oder gesprochen, entscheidet im-
mer wieder über Erfolg oder Misserfolg anwaltlicher Tätigkeit.
Die Teilnehmerzahl ist auf 15 Personen beschränkt.

Termin: Freitag, 30. 6. 2000, bis Samstag, 1. 7. 2000 = 5 Halb-
tage
Planung: DDr. Gerald Fürst, RA in Mödling
Referenten: Prof. Willi Gansch, Lehrer an der Universität Wien
DDr. Gerald Fürst, RA in Mödling
Seminarort: Hernstein
Seminar-Nr: 200630/2
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Mediation in der Anwaltskanzlei
Wie in anderen Unternehmen, können auch in einer Anwaltskanz-
lei Konflikte entstehen. Sie ergeben sich vielleicht beim Ausschei-
den eines „Seniors“ – womöglich des Kanzleigründers – und Über-
nahme durch einen „Junior“, insbesondere dann, wenn es über
diesen Vorgang keine klare vertragliche Regelung gibt. In Kanzlei-
partnerschaften sind Konflikte oft unvermeidlich, wenn einzelne
Partner über den Weg des Unternehmens Kanzlei und die damit
verbundenen Strategien uneins werden oder, wenn einzelne Part-
ner unterschiedliche Leistungen erbringen. Auch notwendige oder
eben nicht notwendige finanzielle Investitionen in die Anwalts-
kanzlei können Partner entzweien. Schließlich und endlich kann
das tägliche Miteinander im Laufe der Jahre Verletzungen in der
emotionellen Sphäre mit sich bringen, die mit der Zeit die notwen-
dige kollegiale Zusammenarbeit behindern und zum Konflikt eska-
lieren. Konflikte behindern aber ebenso das notwendige Zusam-
menwirken zwischen dem Anwalt und seinen Mitarbeitern oder
der Mitarbeiter einer Kanzlei untereinander. Wo immer eine tief
greifende Auseinandersetzung entsteht, beeinflusst sie den Erfolg
einer Kanzlei negativ.

Nicht jeder Konflikt bedarf der Vermittlung eines Mediators. Vieles
lässt sich im sachlichen Gespräch unter den vom Konflikt Betroffe-
nen selbst regeln, überhaupt dann, wenn dieses Gespräch von
Verhandlungsgeschulten geführt wird. Nun sind RechtsanwältInnen
versierte Verhandler. Sie sind aufgerufen, in komplexen Situatio-
nen für ihre Klienten optimale Verhandlungsergebnisse zu erzie-
len. Gleiches sollte auch in eigener Causa möglich sein. Was hat
also Mediation in der Anwaltskanzlei verloren?

Oft ist ein Konflikt bereits so eskaliert, dass ein Gespräch nicht
mehr möglich ist: Zu unterschiedlich prallen die subjektiven Sicht-
weisen der Konfliktpartner gepaart mit starken Emotionen aufei-
nander. Das sachliche Gespräch gerät weiters ins Stocken, wenn
sich in der Auseinandersetzung ein Machtgefälle manifestiert,
etwa im Konflikt der Mitarbeiter mit ihrem Dienstgeber. Der Grad
der persönlichen Betroffenheit, die Verschiedenartigkeit der invol-
vierten Persönlichkeiten, die Emotionen, verhindern oft die sach-
gerechte Kommunikation, um die positive Kraft eines Konfliktes,
das darin enthaltene nützliche Änderungspotenzial herauszuarbei-
ten und für das Wohl der Kanzlei zu nützen.

In solchen Fällen erscheint mir die Mediation empfehlenswert.
Warum? Durch die Intervention des Mediators werden im Zusam-
menwirken mit den Konfliktpartnern Schritte gesetzt, die es ermög-
lichen, die geistige Verstrickung, in der sich die Gegner zu Beginn
der Mediation befinden, langsam zu lösen und die Kommunikation
miteinander zu versachlichen. Am Anfang steht die Konfliktana-
lyse. Der Mediator hält die von der Auseinandersetzung Betroffe-
nen an, ihm den Konflikt aus ihrer subjektiven Sicht zu schildern.
Das klingt sehr banal und ist doch ein bedeutungsvoller erster

Schritt zur Versachlichung des Streites. Mit einer guten Analyse lei-
tet der Mediator die Betroffenen dazu an, den Konflikt aus ihrer
Sicht zu beschreiben. Erste allfällige Gemeinsamkeiten können aus
der unterschiedlichen Betrachtungsweise der Gegner abgeleitet
und vor allem einzelne Konfliktthemen sachlich definiert werden,
die in der Mediation dann zu behandeln sind. Eine Einigung der
Konfliktparteien über diese Themen und über die Reihenfolge
deren Behandlung in der Mediation führt die Beteiligten bereits in
die richtige Richtung.

Warum? Durch den Kontakt der Betroffenen zunächst ausschließ-
lich mit dem und über den Mediator – gleichgültig ob im Einzel-
gespräch oder am runden Tisch in Gegenwart aller – werden
negative und vor allem kompetetive Verhandlungsmuster schritt-
weise aufgebrochen. Es werden Missverständnisse, die vielen Kon-
flikten zu Grunde liegen, ausgeräumt. Die Mediation transferiert
das Augenmerk der Konfliktpartner langsam von der persönlichen
emotionellen auf eine sachliche Ebene.

Als nächster Schritt werden die Themen des Konfliktes und der
Mediation, über die man sich geeinigt hat, bearbeitet. Durch
entsprechende Techniken wie zB das aktive Zuhören, durch die
Anwendung effektiver Fragetechniken oder durch die Beförde-
rung von sogenannten „Ich-Botschaften“ versucht der Mediator
eine Atmosphäre des Vertrauens zu schaffen, die es dem vom
Konflikt Betroffenen ermöglicht, sich behutsam seinem Gegenüber
zu öffnen. Diese Öffnung des einen Konfliktpartners ermöglicht
dem anderen, es ihm gleich zu tun. So wird das notwendige
wechselseitige Verstehen der Konfliktparteien für ihre gegenteili-
gen persönlichen Sichtweisen des Konfliktes und seiner Themen
gefördert. Plötzlich kann einem Partner klar werden, dass sich hin-
ter der ruppigen Art, mit dem ihm beispielsweise sein Kollege/
seine Kollegin begegnet, in Wahrheit Kränkungen verbergen, die
vielleicht daraus resultieren, dass Leistungen, die er oder sie für
die Kanzlei erbracht haben, nie richtig vom anderen Partner
gewürdigt wurden.

Je klarer die Konfliktanalyse, je besser es dem Mediator gelingt,
die Interessen der vom Konflikt Betroffenen herauszuarbeiten, die
sich hinter vordergründigen Standpunkten verbergen, und je mehr
das gegenseitige Verstehen der vom Konflikt Betroffenen für die
unterschiedliche Sicht der Dinge ihres jeweiligen Gegenübers
wächst, umso besser wird der Boden bereitet, Lösungen zu suchen
und letztlich auch zu finden, die diese zu Tage getretenen unter-
schiedlichen Wünsche und Bedürfnisse unter einen sinnvollen Hut
bringen.

Anwälte treten in der Regel in Auseinandersetzungen kompetetiv
auf. Dies auch dann, wenn es gilt, in einer Kanzleigemeinschaft
eigene Interessen durchzusetzen. Vor dem Hintergrund einer dro-
henden gerichtlichen Auseinandersetzung suchen sie zunächst im
Verhandlungswege das Maximum für sich herauszuholen. Breiden-
bach nennt diese Form der Verhandlung „Litigotiation“.
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Einem guten Mediator sollte es gelingen, die streitigen Anwalts-
partner von diesem ihnen eigentümlichen kompetetiven Muster –
welches letztlich nur die Kategorien von Sieg und Niederlage
kennt – wegzubringen und sie im Rahmen der Mediation soweit zu
führen, dass sie aufhören gegeneinander zu kämpfen, sondern
sich dafür entscheiden, „ihren Karren gemeinsam aus dem Dreck
zu ziehen“; eleganter formuliert: kooperative Lösungen zu suchen,
die das positive Änderungspotenzial ihres Konfliktes nützen. Es gilt
also streitende AnwältInnen davon zu überzeugen, dass Koopera-
tion bei der Konfliktbearbeitung sinnvoller und vor allem Gewinn
bringender ist als Konfrontation. Gelingt dem Mediator diese Be-
wusstseinsbildung, ist Gewähr dafür gegeben, das Ziel der Media-
tion zu erreichen, das heißt die Auseinandersetzung einer Rege-
lung zuzuführen, die für alle akzeptabel ist. Die Konfliktbewälti-
gung sollte das Gesicht aller Betroffenen wahren und sich in der
Zukunft als realistisch und tragfähig erweisen.

Wer kommt für Konflikte in der Anwaltskanzlei als MediatorIn in
Frage? Sicherlich jemand, der dank seiner Ausbildung in der Lage
ist, die eben angesprochenen Techniken im Rahmen des Mediati-
onsvorganges zum Wohle der Betroffenen anzuwenden. Ein guter
Vermittler mit all den dazu notwendigen Eigenschaften wie ua Aus-
dauer und Geduld ist gefragt. Er muss allen an der Mediation
Beteiligten Vertrauen einflößen. Die Konfliktparteien müssen erken-
nen können, dass der Mediator an ihre Anliegen mit Empathie und
Wertschätzung herantritt, ohne deswegen seine Neutralität, seine
Allparteilichkeit aufzugeben. Verschwiegenheit ist für Mediation in
der Anwaltskanzlei ein unverzichtbares Requisit. Es kommen daher
wohl nur solche MediatorInnen in Frage, deren Verschwiegenheit
durch ihre Berufsordnungen gesetzlich gewährleistet ist. Der ver-
trauliche Umgang des Mediators mit allem, was mit der Mediation
in der Anwaltskanzlei zusammenhängt, hat aus meiner Sicht
oberste Priorität. Sollte der Mediator selbst ein Fachmann, also
im konkreten Fall Anwalt sein? Berufliches Know-how kann der
Mediation sicherlich nicht schaden. Im Hinblick auf meine vorigen
Ausführungen kommt es aber bei einem Anwalt als Mediator nicht
so sehr auf sein berufsspezifisches Know-how, sondern in erster
Linie auf seine mediativen Fähigkeiten an. Er ist verantwortlich für
eine optimale Moderation des Mediationsvorganges.

§ 28 (1) lit g RAO enthält einen wichtigen mediativen Ansatz: Zum
Wirkungskreis des Ausschusses einer Rechtsanwaltskammer gehört
ua „die Vermittlung entstandener Irrungen zwischen Mitgliedern
der Kammer in dienstlicher Beziehung“.

Ein guter legistischer Einstieg für Mediation in der Anwaltskanzlei.

Dr. Max J. Allmayer-Beck,
Rechtsanwalt in Wien,

Generalsekretär der AVM

Seminarangebot für die nächste Zeit:

Grundseminar Mediation: (in Zusammenarbeit mit dem Österrei-
chischen Bundesverband für Psychotherapie)

Einführung in die Mediation:
(Voraussetzung für Grundseminar Mediation)

AVM-Seminare:

Aus unserer Jahresfortbildung in Wirtschaftsmediation gelangen
folgende Module (begrenzt für weitere acht Teilnehmer) auch ein-
zeln zur Ausschreibung:

Nähere Informationen über die AVM und das Seminarangebot

senden wir Ihnen gerne zu:

AVM, Anwaltliche Vereinigung für Mediation und
kooperatives Verhandeln

1010 Wien, Rosenbursenstraße 4/3

Tel 01/513 12 01 Fax 01/513 12 05

e-mail: office@avm.co.at

Besuchen Sie uns auch im Internet: www.avm.co.at !

Frühjahr
2000

Wien
Lehrgang 12

Herbst
2000

im Bundesland mit der größten Nachfrage
Lehrgang 13 – Voranmeldungen willkommen

31. März Wien

16. Juni voraussichtlich Tirol

15. Sept. Wien

17. Nov. voraussichtlich Salzburg

alle: Mag. Wolfgang Vovsik, Jurist und Mediator

30. März
bis 2. April
2000

Salzburg
Dynamik und Verstehen, der Schlüssel zum Erfolg
in der Mediation
Jack Himmelstein und Len Riskin

18. Mai
bis 21. Mai
2000

Salzburg
Arbeit mit Gruppen in der Mediation
Veronika Dahlheimer und Gerhard Falk

6. Juli
bis 9. Juli
2000

Salzburg
Special Skills für die Mediation
Liz O’Brien und Barbara Filner

und weiters:

21. Sept.
bis 23.Sept.
2000

Salzburg
Einführung in Familien- und Wirtschaftsmediation
Dr. Gerhard Falk
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Änderungen der Liste

Burgenland

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragung

Mag. STEFLITSCH Claus-Peter,
7400 Oberwart, Hauptplatz 14,
Tel. 03352/326 34,
Telefax 03352/337 19,
e-mail: ra-steflitsch@gmx.at,
per 3. 1. 2000

Kanzleisitzverlegung

Dr. WEINWURM Wolfgang,
7540 Güssing,
Pater-Gratian-Leser-Straße 6,
Tel. 03322/446 90,
Telefax 03322/446 90-18,
e-mail: kzl.guessing@wlp.at,
per 3. 1. 2000

Gründung einer Kanzleiniederlassung

Dr. WEINWURM und Dr. LEEB Rechts-
anwaltspartnerschaft, 7540 Güssing,
Pater-Gratian-Leser-Straße 6,
Tel. 03322/446 90,
Telefax 03322/446 90-18,
e-mail: kzl.guessing@wlp.at
per 1. 1. 2000

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritt

RAA Mag. WEINWURM Claudia
per 3. 1. 2000
bei Dr. Wolfgang Weinwurm, Güssing

Kärnten

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Dr. SKRUBE Harald,
9500 Villach, Peraustraße 19,
Tel. 04242/241 23,
Telefax 04242/234 47,
e-mail: dr.rischnig-dr.skrube@
villach.net,
per 1. 1. 2000

Dr. WINALEK Peter,
9020 Klagenfurt, Pfarrhofgasse 2,

Tel. 0463/50 11 11,
Telefax 0463/50 11 11-20,
e-mail: office@attorneys-at.com,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 1. 1. 2000

Kanzleisitzverlegungen

Dr. KERN Helmut,
Klagenfurt, Radetzkystraße 10,
Tel. 0463/577 78,
Telefax 0463/577 78-22,
e-mail: dr.helmut.kern@netway.at,
per 1. 1. 2000

Dr. SCHUBERT Reinhard,
Völkermarkt, Hauptplatz 24/I,
Tel. 04232/31 55,
Telefax 04232/43 50,
per 1. 1. 2000

GesbR-Gründung

Dr. RISCHNIG Herwig, Dr. SKRUBE
Harald, 9500 Villach, Peraustraße 19,
Tel. 04242/241 23,
Telefax 04242/234 47,
e-mail: dr.rischnig-dr.skrube@
villach.net,
per 1. 1. 2000

Verzicht

Dr. SCHNITZER Günter, Klagenfurt,
per 31. 12. 1999,
mStv Dr. Günter Medweschek,
Klagenfurt

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Mag. SCHUKLE Wolfgang
per 9. 12. 1999
bei Dr. Margot Tonitz, Klagenfurt

RAA Mag. TISCHITZ Norbert
per 1. 12. 1999,
bei Dr. Franz Oberlercher, Spittal/Drau

RAA Mag. MIKOSCH Klaus
per 1. 1. 2000
bei Dr. Wilhelm Eckhart, Klagenfurt

RAA Mag. RAGGER Christian
per 21. 1. 2000
bei Dr. Peter Stromberger, Wolfsberg

Niederösterreich

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragung

Mag. HEGENBART Gerald,
2500 Baden, Kaiser-Franz-Ring 13,
Tel. 02252/855 00, 494 90,
Telefax 02252/425 77, 479 10,
per 14. 12. 1999

Kanzleisitzverlegung

Dr. BORNS Werner, 2230 Gänserndorf,
Dr.-Wilhelm-Exner-Platz 6,
Tel. 02282/608 02,
Telefax 02282/608 24,
e-mail: borns@borns.at,
korrespondiert in englischer und
französischer Sprache,
per 1. 1. 2000

Gründung einer KEG

Dr. RÖßLER Gerhard Rechtsanwalt KEG,
3910 Wels, Hamerlingstraße 1,
Tel. 02822/522 08,
Telefax 02822/522 08-20,
e-mail: office@anwalt-zwettl.at,
per 27. 6. 1998

Änderung der Telefonnummer

Dr. FRANEK Silvia, Baden,
Tel. 02252/223 61 entfällt!

Änderung der Telefaxnummer

Mag. MARSCHITZ Helmut, Mistelbach,
Telefax 02572/50 60-70

e-mail-Adressen

Mag. GERSTACKER Gerald, Mödling,
e-mail: ra.mag.gerstacker@aon.at

Dr. FRANEK Silvia, Baden,
e-mail: ra.dr.silvia.franek@aon.at

Verzicht

Dr. PRANZ Eduard, St. Pölten,
per 31. 12. 1999,
mStv Dr. Anton Hintermeier, St. Pölten

Dr. SCHLESINGER Walter, Baden,
per 31. 12. 1999,
mStv Dr. Karl Mayer, Baden



150 AnwBl 2000/3

Amtliche Mitteilungen

Dr. ELS Erich, Stockerau,
per 31. 12. 1999,
mStv Dr. Hans Jürgen Krehan,
Stockerau

Dr. BERGER Manfred, Pressbaum,
per 31. 12. 1999,
mStv Dr. Wolfgang Ehrnberger,
Purkersdorf

Dr. HADERER Ernst, Klosterneuburg,
per 31. 12. 1999,
mStv Dr. Karl König, Klosterneuburg

Beschluss

Frau Dr. Karin SCHLAPFER wurde mit Er-
kenntnis des Disziplinarrates vom 23. 11.
1999 zu GZ D 2/99 die Ausübung der
Rechtsanwaltschaft für die Dauer eines hal-
ben Jahres untersagt. Außerdem ist sie auf-
grund ihres eigenen Antrages vom 12. 11.
1999 erkrankt.

Spruch

Der Referent gemäß § 26 Abs 4 RAO des
Ausschusses der Rechtsanwaltskammer
NÖ für die Bestellung zum mittlerweiligen
Stellvertreter bestellt aufgrund des Erkennt-
nisses des Disziplinarrates der Rechtsan-
waltskammer NÖ vom 23. 11. 1999, GZ
D 2/99, in welchem die Disziplinarstrafe
der Untersagung der Ausübung der Rechts-
anwaltschaft für die Dauer eines halben
Jahres verhängt wurde und aufgrund des
Antrages der Frau Dr. SCHLAPFER Karin
vom 12. 11. 1999, Herrn Dr. Michael
Schwarz, RA in 3100 St. Pölten, Brunn-
gasse 12/2, per 22. 12. 1999 zum mStv
der Frau Dr. Karin Schlapfer.

Begründung

Gemäß § 34 (2) Z 2 RAO ruht die Berech-
tigung zur Ausübung der Rechtsanwalt-
schaft bei Untersagung der Ausübung der
Rechtsanwaltschaft im Rahmen eines Dis-
ziplinarverfahrens.
Gemäß § 34 (4) leg cit ist dem Rechtsan-
walt in diesem Fall ein mStv zu bestellen.
Ein mStv ist auch bei Erkrankung eines
Rechtsanwaltes für die Dauer der Verhin-
derung zu bestellen, wenn der Rechtsan-
walt nicht selbst einen Substituten namhaft
gemacht hat oder namhaft machen kann.

Frau Dr. SCHLAPFER Karin hat selbst mit
Schreiben vom 12. 11. 1999, GZ VE
393/99 mitgeteilt, dass sie dauerhaft be-
rufsunfähig ist. Dies kommt einer Erkran-
kung iSd § 34 (4) RAO gleich, sodass
auch aus diesem Grund einen mStv zu
bestellen war.
Es war daher insgesamt spruchgemäß zu
entscheiden.
Gemäß § 28 (1) lit h RAO gehört zum
Wirkungskreis des Ausschusses die Bestel-
lung eines mStvs in den von diesem Gesetz
oder dem Disziplinarstatut angeordneten
Fällen.

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Mag. WÖHRER Bernhard
per 22. 11. 1999
bei Mag. Erich Allinger, Wr. Neustadt

RAA Mag. BIRKNER Renate
per 21. 12. 1999
bei DDr. Gerald Fürst, Mödling

RAA Mag. BÜRTLMAIR Hannes
per 1. 1. 2000
bei Dr. Max Urbanek, St. Pölten

Oberösterreich

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Mag. STORCH Rainer Oliver,
4020 Linz, Bürgerstraße 62,
Tel. 0732/66 18 61,
Telefax 0732/66 18 61-19,
per 21. 1. 2000

Mag. Dr. BUCHBERGER Rainer,
4810 Gmunden, Stelzhamerstraße 8,
Tel. 07612/641 90, 638 02
Telefax 07612/641 90-13,
e-mail: ddr.w.buchberger@aon.at,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 1. 1. 2000

Mag. Dr. HUMER Thomas,
4600 Wels, Ringstraße 4,
Tel. 07242/472 40-0, 464 62-0,
Telefax 07242/686 80,
e-mail: office@hofer-humer.at,
per 1. 1. 2000

Kanzleisitzverlegungen

Mag. KARTE Anton,
Linz, Rainerstraße 15/IV,
Tel. 0732/60 20 86,
Telefax 0732/60 55 39,
per 1. 1. 2000

Dr. KAMPENHUBER Franz,
4020 Linz, Rainerstraße 15/4,
Tel. 0732/60 12 30,
Telefax 0732/60 11 81,
per 1. 1. 2000

Dr. BITTER Julius,
4560 Kirchdorf, Schmideggstraße 5,
Tel. 07582/600 40,
Telefax 07582/600 40-4,
e-mail: ra.bitter@aon.at
per 1. 1. 2000

Mag. Dr. BRANDL Adolf,
5310 Mondsee, Marktplatz 2,
Tel. 06232/272 45,
Telefax 06232/40 78
per 1. 1. 2000

Gründung einer KEG

BUCHBERGER Rechtsanwalts KEG,
4810 Gmunden, Stelzhamerstraße 8,
Tel. 07612/641 90,
Telefax 07612/641 90-13,
e-mail: ddr.w.buchberger@aon.at,
per 15. 1. 2000

GesbR-Gründungen

Mag. STORCH German,
Mag. STORCH Rainer Oliver,
4020 Linz, Bürgerstraße 62,
Tel. 0732/66 18 61
Telefax 0732/66 18 61-19,
per 21. 1. 2000

HOFER-HUMER Rechtsanwälte,
4600 Wels, Ringstraße 4,
Tel. 07242/472 40,
Telefax 07242/686 50,
e-mail: office@hofer-humer.at,
per 15. 12. 1999

Löschung einer OEG

Dr. HAUCK Otto & Dr. BITTER Julius,
Rechtsanwalts-Partnerschaft,
Kirchdorf/Krems,
wurde per 31. 12. 1999 aufgelöst!
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Löschung einer GesbR

Dr. STÜGER Margit, Mag. Dr. STÜGER
Adolf, Frankenmarkt,
wurde per 4. 1. 2000 aufgelöst

Änderung der Telefonnummer

Dr. MAYRHOFER Robert, Dr. KÖPPLIN-
GER Johann, Ried i. Innkreis,
Tel. 07752/872 77 entfällt!

Änderungen der Telefaxnummern

Dr. LUGER Manfred, Freistadt,
Telefax 07942/738 06-4

AFLENZER & EBMER, Linz,
Telefax 0732/77 77 86-18 entfällt!

e-mail-Adressen

Dr. LUGER Manfred, Freistadt,
e-mail: dr.luger@aon.at

Dr. POULAKOS Johann, Linz,
e-mail: ra-poulakos@aon.at

Dr. MORSCHER Martin, Dr. MORSCHER-
SPIEßBERGER Monika, Vöcklabruck,
e-mail: ra-morscher-spieszb.@aon.at

Dr. BEHAWY Peter, Rohrbach,
e-mail: ra.dr.behawy@lion.cc

DDr. PEYRL Gunter, Freistadt,
e-mail: ra.peyrl@epnet.at

Dr. PRAMER Ludwig,
Dr. LINDINGER Peter, Linz,
e-mail: ra.pramerlindinger@ooe.net

Dr. HOFER Josef, Wels,
e-mail: office@hofer-humer.at

Dr. HOFMANINGER Maximilian,
Vöcklabruck,
e-mail: ra.hofmaninger@vbnet.at

Dr. BANWINKLER Peter, Linz,
e-mail: ra-banwinkler@aon.at

Dr. MAYRHOFER Robert,Dr. KÖPPLINGER
Johann, Ried i. Innkreis,
e-mail: dr.mayrhofer-dr.koepplinger@
utanet.at

Verzicht

Prof. Dr. HASLINGER Alfred, Linz,
per 31. 12. 1999,
mStv DDr. Heinz Mück, Linz

Dr. SCHNEDITZ-BOLFRAS Erasmus,
Gmunden, per 31. 12. 1999,
mStv Dr. Schneditz-Bolfras Michael,
Gmunden

Dr. KALTENBRUNNER Hansjörg, Linz,
per 24. 12. 1999,
mStv Dr. Jaeger Alfred, Linz

Dkfm. DDr. BUCHBERGER Waldemar,
Gmunden, per 31. 12. 1999,
mStv Mag. Dr. Buchberger Rainer,
Gmunden

Dr. WELZL Emmerich, Linz,
per 31. 12. 1999,
mStv Dr. Welzl Oskar, Linz

Dr. STORCH Helmut, Linz,
per 31. 12. 1999,
mStv Mag. Storch German, Linz

Dr. BEURLE Christian, Linz,
per 31. 12. 1999,
mStv Dr. Beurle Ludwig, Linz

Dr. REITER Karl, Wels,
per 31. 12. 1999,
mStv Mag. Eschlböck Franz, Wels

Dr. SCHAUER Hubert, Linz,
per 30. 12. 1999,
mStv Dr. Müller Gernot, Linz

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Mag. NARZT Heike
per 6. 12. 1999
bei Dr. Eduard Saxinger, Linz

RAA Mag. DÄMON Roland
per 3. 12. 1999
bei Dr. Elfriede Dämon, Vorchdorf

RAA Mag. HEITZINGER Roland
per 3. 12. 1999
bei Dr. Martin Stossier, Wels

RAA Mag. PACHINGER Erika
per 22. 12. 1999
bei Mag. Josef HOFINGER,
Grieskirchen

RAA Mag. WASSERMANN Matthias
per 28. 12. 1999
bei Dr. Martin Stossier, Wels

RAA Mag. HAAS Susanne
per 1. 1. 2000
bei Dr. Gerald Haas, Wels

Salzburg

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Dr. WARGA Markus,
5400 Hallein, Ederstraße 1,
Tel. 06245/85 60 00,
Telefax 06245/85 70 00-17,
per 1. 1. 2000

Mag. WIMMER Bernhard,
5020 Salzburg, Hofhaymerallee 42,
Tel. 0662/82 00 99,
Telefax 0662/82 00 99-99,
per 3. 1. 2000

Mag. SPIELBÜCHLER Hanna,
5020 Salzburg, Imbergstraße 26,
Tel. 0662/64 88 99,
Telefax 0662/64 88 98-14,
e-mail: sluka&spielbuechler@eunet.at,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 1. 1. 2000

Dr. ROSENKRANZ Bernhard,
5020 Salzburg, Bergstraße 22,
Tel. 0662/87 08 28,
Telefax 0662/87 68 22,
per 1. 1. 2000

Dr. SEDLAZECK Katharina,
5020 Salzburg, Petersbrunnstraße 2,
Tel. 0662/84 24 26, 84 37 05,
Telefax 0662/84 37 05-4,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 4. 1. 2000

Mag. BERGER Siegfried,5600 St. Johann/
Pongau, Hauptstraße 12,
Tel. 06412/422 70,
Telefax 06412/78 66,
per 4. 1. 2000

Wiedereintragung

Dr. NEUREITER Wolfram,
5020 Salzburg, Rudolfskai 48,
Tel. 0662/84 08 11,
Telefax 0662/84 08 11-21,
per 1. 1. 2000



152 AnwBl 2000/3

Amtliche Mitteilungen

Gründung einer OEG

LIEBSCHER HÜBEL & Partner
Rechtsanwälte, 5027 Salzburg,
Paris-Lodron-Straße 19,
Tel. 0662/87 23 50,
Telefax 0662/87 12 14,
e-mail: lhp@lhp.at,
per 6. 1. 2000

GesbR-Gründungen

Dr. SLUKA Wilhelm,
Mag. SPIELBÜCHLER Hanna,
5020 Salzburg, Imbergstraße 26,
Tel. 0662/64 88 99,
Telefax 0662/64 88 98-14,
e-mail: sluka&spielbuechler@eunet.at,
per 1. 1. 2000

Dr. SEDLAZECK Berndt, Dr. SEDLAZECK
Katharina Rechtsanwälte,
5020 Salzburg, Petersbrunnstraße 2,
Tel. 0662/84 24 26,
Telefax 0662/84 37 05-4,
per 4. 1. 2000

LIRK, LIRK & CSAKY,
5020 Salzburg, Rochusgasse 4/
Franz-Huemer-Straße 16,
Tel. 0662/82 92 08,
Telefax 0662/82 92 08-110,
per 1. 1. 2000

RAMSAUER & PERNER,
5020 Salzburg, Rochusgasse 4/
Franz-Huemer-Straße 16,
Tel. 0662/83 29 59-0,
Telefax 0662/83 29 59-21,
per 1. 1. 2000

SCHUBECK & SCHUBECK Rechtsanwälte,
5020 Salzburg, Erzabt-Klotz-Straße 8,
Tel. 0662/84 60 60,
Telefax 0662/84 60 60-6,
e-mail: schubeck@law.firm.at,
per 1. 1. 2000

e-mail-Adresse

Dr. ZITTA Rudolf, Dr. SCHWENDINGER
Harald, Salzburg,
e-mail: zitta-schwendinger@online.
edvg.co.at

Verzicht

Dr. ENGELE Michael, Salzburg,
per 30. 12. 1999,
mStv Dr. Gerhard Lebitsch

Dr. PRANKL Hellmut, Salzburg,
per 31. 12. 1999,
mStv Dr. Hellmut Prankl jun

Steiermark

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Dr. KOLAR-SYRMAS Maria Christina,
8010 Graz, Marburger Kai 47,
Tel. 0316/81 28 81,
Telefax 0316/81 28 81-28,
korrespondiert in englischer, französi-
scher und griechischer Sprache,
per 1. 1. 2000

Mag. STOFF Gottfried,
8010 Graz, Kaiserfeldgasse 15,
Tel. 0316/82 77 20,
Telefax 0316/82 77 20-28,
e-mail: g.stoff@aon.at,
korrespondiert in englischer und
französischer Sprache,
per 3. 1. 2000

Kanzleisitzverlegungen

Dr. GRIESSMEIER Silvia,
8010 Graz, Schießstattgasse 17,
Tel. 0316/81 28 13,
Telefax 0316/81 28 14,
e-mail: griessmeier@gmx.at,
per 10. 1. 1999

Dr. HIRTLER Klaus, 8700 Leoben,
Krottendorfer Gasse 5/I,
Tel. 03842/421 45-0,
Telefax 03842/421 45-4,
e-mail: office@ra-hirtler.com,
per 17. 1. 2000

Dr. GORSCHEG Dieter,
8200 Gleisdorf, Bürgergasse 32A,
Tel. 03112/24 39,
Telefax 03112/24 39-30,
e-mail: office@law.gorscheg.at,
per 7. 10. 1999

Dr. AUGUSTIN Michael,
8700 Leoben, Krottendorfer Gasse 4,

Tel. 03842/481 17, 483 21,
Telefax 03842/483 21-11,
e-mail: office@ra-augustin.at,
per 18. 10. 1999

Mag. RUSSOLD Heinz, 8580 Köflach,
Judenburger Straße 24,
Tel. 03144/708 94,
Telefax 03144/708 94-4,
per 2. 11. 1999

Dr. HAMMER Rudolf,
8010 Graz, Marburger Kai 47/III,
Tel. 0316/81 54 54,
Telefax 0316/81 54 54-22,
per 1. 1. 2000

Dr. SCHIFFNER Manfred,
Mag. DIEBALD Werner,
8580 Köflach, Rathausplatz 1,
Tel. 03144/21 69,
Telefax 03144/25 18,
per 25. 8. 1999

Gründung einer OEG

Rechtsanwälte LANG & SCHULZE-BAUER
OEG, 8280 Fürstenfeld,
Realschulstraße 2a,
Tel. 03382/537 37-0,
Telefax 03382/537 37-37,
e-mail: rechtsanwaelte.lsb@
fuerstenfeld.at,
per 1. 10. 1999

GesbR-Gründung

FRÖHLICH KOLAR-SYRMAS
Rechtsanwälte,
8010 Graz, Marburgerkai 47/II,
Tel. 0316/81 28 81,
Telefax 0316/81 28 81-28,
e-mail: raefroekosy@aon.at,
per 1. 1. 2000

Änderungen der Telefonnummern

Dr. ISOLA Alexander, Graz,
Tel. 0316/83 37 77-16

Dr. GRISS Gunter, Dr. Mag. KRENN
Gabriele, Mag. Dr. MÄCHLER Edwin,
Mag. HOLLER Wilhelm, RAe, Graz,
Tel. 0316/82 23 79 entfällt!

Änderung der Telefaxnummer

Dr. FLESCH Heinz-Dieter, Voitsberg,
Telefax 03142/222 76-4
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e-mail-Adressen

Dr. HERDEY Stefan,
Dr. GSELLMANN Roland, Graz,
e-mail: office@herdeygsellmann.at

Dr. FLESCH Heinz-Dieter, Voitsberg,
e-mail: flesch@vip.rdb.at

PACHER & Partner, Graz,
e-mail: rechtsanwaelte@
pacherundpartner.at

Mag. BERCHTOLD Andreas, Graz,
e-mail: rae@kcp.at

Dr. TIROCH Jörg, Knittelfeld,
e-mail: dr.tiroch@leox.net

Dr. VACARESCU Wolfgang, Graz,
e-mail: wolfgang.vacarescu@
vacarescu.at

Dr. STELZER Norbert, Fürstenfeld,
e-mail: advokatur@stelzer-ra.at

Dr. KROPIUNIG Elfriede, Leoben,
e-mail: ra-dr.kropiunig@telebox.at

Dr. TROLL Raoul, Graz,
e-mail: RA-Troll@aon.at

Dr. MOSER Christian, Graz,
e-mail: buero@ra-moser.at

Dr. KLEMENT Helmut, Dr. STIPANITZ-
SCHREINER Annemarie, Graz,
e-mail: klement.schreiner@aon.at

Dr. ROTH Gerhard, Murau,
e-mail: dr.roth@murau.at

Dr. THURNER Werner,
Dr. SCHADEN Peter, Graz,
e-mail: thurner.schaden@styria.com

Dr. GRISS Gunter, Graz,
e-mail: g.griss@griss.at

Dr. Mag. KRENN Gabriele, Graz,
e-mail: g.krenn@griss.at

Mag. Dr. MÄCHLER Edwin, Graz,
e-mail: e.maechler@griss.at

Mag. HOLLER Wilhelm, Graz,
e-mail: w.holler@griss.at

Dr. GRISS Gunter, Dr. Mag. KRENN
Gabriele, Mag. Dr. MÄCHLER Edwin,
Mag. HOLLER Wilhelm, RAe, Graz,
e-mail: office@griss.at

Verzicht

Dr. SPAT Hans, Stainz,
per 5. 10. 1999,
mStv Dr. Gerhard Hackenberger,
Graz

Dr. HUBER Ingrid, Graz,
per 30. 12. 1999,
mStv Dr. Franz Goral, Graz

Dr. STAMPFER Mathias, Stainz,
per 12. 1. 2000,
mStv Dr. Peter Fürnschuß, Stainz

Dr. GSTIRNER Erwin, Graz,
per 31. 12. 1999,
mStv Dr. Alois Siegl, Graz

Mag. JANTSCHER Wolfgang, Graz,
per 31. 12. 1999,
mStv Dr. Gerhard Waisocher, Graz

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Mag. LINDPOINTNER Caroline
per 22. 11. 1999
bei Dr. Christian Purkarthofer, Graz

RAA Mag. JEITLER Daniela
per 1. 12. 1999
bei Dr. Peter Schlösser, Graz

RAA Mag. FÄNERICH Isabella
per 1. 12. 1999
bei Mag. Horst Bruckner, Leibnitz

RAA Ref. BITSCH Tanja
per 1. 12. 1999
bei Dr. Gerhard Braumüller, Graz

RAA MMag. DDr. SCHOLZ Karl
per 1. 10. 1999
bei Dr. Klaus Kollmann, Graz

RAA Mag. PRATL Johannes
per 1. 10. 1999
bei Dr. Manfred Rath, Graz

RAA Mag. BÜSEL Barbara
per 1. 10. 1999
bei Dr. Peter Steinbauer, Graz

RAA Mag. AXMANN Michael
per 1. 10. 1999
bei Dr. Michael Pacher, Graz

RAA Mag. HAIDACHER Hermann
per 1. 11. 1999
bei Dr. Armin Haidacher, Graz

RAA Mag. BUCHER Wilfried
per 22. 11. 1999
bei Dr. Klaus Kocher, Graz

Tirol

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Mag. GANZER Markus, 6020 Innsbruck,
Wilhelm-Greil-Straße 19A,
Tel. 0512/57 39 00,
Telefax 0512/57 39 00-6,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 10. 12. 1999

Dr. JUEN Thomas,
6020 Innsbruck, Leopoldstraße 31a,
Tel. 0512/58 11 19,
Telefax 0512/57 04 26,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 10. 1. 2000

Dr. PLATZGUMMER Walter, 6020 Inns-
bruck, Speckbacherstraße 25,
Tel. 0512/56 06 85,
Telefax 0512/56 06 85-5,
e-mail: rechtsanwaelte@eunet.at,
per 3. 1. 2000

Kanzleisitzverlegungen

Dr. KERSCHBAUMER Robert,
Lienz, Burghard-Breitner-Straße 4,
Tel. 04852/625 62-0,
Telefax 04852/625 62-16,
per 17. 1. 2000

Mag. STEINLECHNER Martin,
Innsbruck, Bürgerstraße 17,
Tel. 0512/57 25 18,
Telefax 0512/57 25 18-76,
per 15. 1. 2000

Mag. KAPFERER Mathias,
Innsbruck, Anichstraße 24/III,
Tel. 0512/58 50 54,
Telefax 0512/58 50 48,
per 1. 1. 2000

Dr. SCHWÄRMER Klaus, Dr. WUELZ
Martin, Innsbruck, Burggraben 6,
Tel. 0512/58 13 75,
Telefax 0512/58 13 75-4,
per 1. 1. 2000
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Dr. SCHULER Robert, Mag. PEISSER
Robert, Innsbruck, Burggraben 6,
Tel. 0512/58 65 86,
Telefax 0512/57 24 40,
per 1. 1. 2000

GesbR-Gründung

Rechtsanwälte Dr. P. SELLEMOND –
Dr. W. PLATZGUMMER, 6020 Inns-
bruck, Speckbacherstraße 25,
Tel. 0512/56 06 85,
Telefax 0512/56 06 85-5,
e-mail: rechtsanwaelte@eunet.at,
per 3. 1. 2000

e-mail-Adressen

Dr. JANOVSKY Erich,
Dr. RITZBERGER Dietmar, Schwaz,
e-mail: anwaelte.ritzberger.janovsky@
aon.at

Mag. PEISSER Robert, Innsbruck,
e-mail: RA.R.Peisser@utanet.at

Dr. SCHUMACHER Hubertus, Innsbruck,
e-mail: H.Schumacher@aon.at

Dr. SCHULER Robert, Innsbruck,
e-mail: RA.R.Schuler@utanet.at

Dr. KEUSCHNIGG Anton, Kitzbühel,
e-mail: a.keuschnigg@tirol.com

Verzicht

Dr. GROSCH Herwig, Kitzbühel,
per 31. 12. 1999,
mStv Dr. Günther Harasser, Kitzbühel

Dr. HUBER Heimo, Kitzbühel,
per 31. 12. 1999,
mStv Dr. Sebastian Hagsteiner,
Kitzbühel

DDr. SANTNER Armin, Innsbruck,
per 31. 12. 1999,
mStv Dr. Peter Lechner, Innsbruck

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Mag. GRONES Anton
per 1. 1. 2000
bei Dr. Horst Brunner, Kitzbühel

RAA Mag. SCHERWITZEL Angelina
per 13. 12. 1999
bei Dr. Herwig Frei, Innsbruck

Vorarlberg

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Dr. LECHER Hanno,
6900 Bregenz, Wolfeggstraße 1,
Tel. 05574/442 17,
Telefax 05574/442 17-7,
e-mail: lecher@weh.at,
per 31. 12. 1999

Dr. GANAHL Christoph,
6850 Dornbirn, Kirchgasse 6,
Tel. 05572/511 00,
Telefax 05572/511 01,
per 31. 12. 1999

Kanzleisitzverlegungen

Dr. FINK Markus, 6870 Bezau, Brugg 36,
Tel. 05514/24 11,
Telefax 05514/24 11-7,
e-mail: ra.fink@vlbg.at,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 31. 12. 1999

Mag. HELBOK Dieter,
6973 Höchst, Kirchplatz 11/1,
Tel. 05578/777 22,
Telefax 05578/777 22-4,
e-mail: d.helbok@vol.at,
per 20. 12. 1999

Dr. STRELE Peter,
6900 Bregenz, Belruptstraße 27,
Tel. 05574/464 75,
Telefax 05574/447 21,
per 20. 12. 1999

Dr. SCHERTLER Nikolaus,
6991 Riezlern, Walserstraße 44,
Tel. 05517/200 70,
Telefax 05517/200 70-7,
per 1. 10. 1999

GesbR-Gründungen

Dr. WEH Wilfried Ludwig,
Dr. LECHER Hanno Rechtsanwälte,
6900 Bregenz, Wolfeggstraße 1,
Tel. 05574/442 17,
Telefax 05574/442 17-7,
e-mail: weh@weh.at, lecher@weh.at,
per 31. 12. 1999

Mag. LUGER Johannes,
Dr. GANAHL Christoph,

6850 Dornbirn, Kirchgasse 6,
Tel. 05572/511 00,
Telefax 05572/511 01,
per 31. 12. 1999

e-mail-Adresse

Dr. BARNAY Michael, Bregenz,
e-mail: ra-barnay@aon.at

Ableben

Dr. HAGEN Werner, Bregenz,
verstorben am 21. 12. 1999,
mStv Dr. Reinhard Weber, Bregenz

Verzicht

Dr. LORENZ Bernhard, Bregenz,
per 1. 1. 2000,
mStv Dr. Martin Kloser, Feldkirch

Berufsunfähigkeit

Dr. MARGREITER Norbert, Bezau,
per 31. 12. 1999,
mStv Dr. Markus Fink, Bezau

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Dr. MÖLLER Markus
per 1. 12. 1999
bei Dr. Klaus Grubhofer, Dornbirn

RAA Mag. RAUCH Hannes
per 1. 1. 2000
bei Dr. Hubert Fitz, Feldkirch

RAA Mag. FETZ Alexander
per 3. 1. 2000
bei Dr. Manfred De Bock, Dornbirn

Wien

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Mag. GEPPERT Stefan, 1010 Wien,
Franz-Josefs-Kai 3,
Tel. 01/513 95 40-0,
Telefax 01/513 95 40-12,
e-mail: office@hhw.at,
korrespondiert in englischer und
französischer Sprache,
per 14. 1. 2000

Mag. KAPEK Wolfgang,
1030 Wien, Schwarzenbergplatz 7,
Tel. 01/716 55-0,
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Telefax 01/716 55-99,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 18. 1. 2000

Dr. NORDBERG Christian,
1010 Wien, Goldschmiedgasse 5,
Tel. 01/532 35 32-0,
Telefax 01/532 35 32-3,
e-mail: office@hule-heinke.at,
korrespondiert in englischer und
italienischer Sprache,
per 14. 1. 2000

Mag. PAUL Franz,
1150 Wien, Mariahilfer Straße 196,
Tel. 01/891 29-0,
Telefax 01/894 26 96,
e-mail: paul@singer.at,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 23. 12. 1999

Dr. PROHASKA-MARCHRIED Martin,
1030 Wien, Schwarzenbergplatz 7,
Tel. 01/716 55-0,
Telefax 01/716 55-99,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 14. 1. 2000

Mag. Dr. SEHORZ Felix,
1010 Wien, Getreidemarkt 18,
Tel. 01/585 58 97,
Telefax 01/585 58 97-18,
e-mail: sehorz@utanet.at,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 23. 12. 1999

Dr. SCHILLHAMMER Ernst,
1210 Wien, Holzmeistergasse 12,
Tel. 01/271 73 31,
Telefax 01/271 73 31-17,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 14. 1. 2000

Mag. SPIEGEL Thomas,
1010 Wien, Mahlerstraße 7/4/32,
Tel. 01/513 86 16,
Telefax 01/513 86 26,
e-mail: spiegel.law@magnet.at,
per 14. 1. 2000

Mag. SUMPER Beate,
1040 Wien, Gußhausstraße 23,
Tel. 01/505 88 31,
Telefax 01/505 94 64,
e-mail: sumper@netway.at,

korrespondiert in englischer Sprache,
per 14. 1. 2000

Dr. XELL-SKREINER Ursula,
1170 Wien, Dornbacher Straße 62,
Tel. 01/480 34 70,
Telefax 01/480 34 70-66,
e-mail: office@rechtsanwaeltin.at,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 14. 1. 2000

Kanzleisitzverlegungen

Dr. SCHÖNHERR Georg,
Wien, Stubenring 16,
Tel. 01/514 30,
Telefax 01/514 30-9,
per 17. 1. 2000

Dr. JURANEK Johannes,
1040 Wien, Gußhausstraße 2,
Tel. 01/504 41 42,
Telefax 01/504 41 42-43,
e-mail: juranek@juranek.at,
per 1. 1. 2000

Dr. SCHETT Gregor,
1040 Wien, Gußhausstraße 2,
Tel. 01/504 41 42-0,
Telefax 01/504 41 42-43,
per 1. 1. 2000

Dr. PITTNER Thomas,
1040 Wien, Waaggasse 5/10,
Tel. 01/586 38 90,
Telefax 01/586 38 90-90,
per 1. 1. 2000

Dr. RENNER Wolfgang,
1070 Wien, Mariahilfer Straße 76,
Tel. 01/523 38 33,
Telefax 01/523 38 20,
per 3. 1. 2000

Dr. KOCH Oliver,
1010 Wien, Kramergasse 3,
Tel. 01/532 28 00, 532 28 28,
Telefax 01/532 28 28-28,
e-mail: office@ra-koch.at,
per 20. 12. 1999

Dr. LAIMBÖCK Herbert,
1070 Wien, Neustiftgasse 3/5,
Tel. 01/523 44 02,
Telefax 01/523 44 02-10,
e-mail: office@laimboeck.at,
per 1. 1. 2000

Dr. PRCHLIK Georg,
1010 Wien, Johannesgasse 16,
Tel. 01/513 16 83,
Telefax 01/512 31 86-33,
per 1. 1. 2000

EBERT & HUBER Rechtsanwälte,
1010 Wien, Tuchlauben 11/18,
Tel. 01/532 60 00,
Telefax 01/532 60 00-40,
per 21. 12. 1999

Dr. POINSTINGL Herbert,
Mag. POINSTINGL Erich,
1060 Wien, Capistrangasse 8,
top Nr 8,
Tel. 01/587 84 42, 586 82 80,
Telefax 01/587 84 42-4,
per 3. 1. 2000

Dr. BUSCHMANN Thomas,
1010 Wien, Goethegasse 3,
Tel. 01/409 09 83,
Telefax 01/406 33 34,
per 10. 1. 2000

Dr. ZAUNER-GROIS Marcella,
1130 Wien, Am Platz 5,
Tel. 01/876 54 21, 01/876 54 22,
Telefax 01/877 59 11,
per 31. 12. 1999

Dr. HEJSEK Ulrich,
1030 Wien, Fasangasse 17/9,
Tel. 01/798 57 60,
per 1. 1. 2000

Dr. SCHWARZINGER Ingrid,
1010 Wien, Rotenturmstraße 29/9,
Tel. 01/533 33 300,
Telefax 01/532 84 83,
e-mail: office@lansky.co.at,
per 10. 1. 2000

Dr. LESKOSCHEK Christian,
1010 Wien, Spiegelgasse 19/17,
Tel. 01/512 66 82,
Telefax 01/513 94 50-20,
per 3. 1. 2000

Dr. BLASL Ernst,
1020 Wien, Praterstraße 43,
Tel. 01/216 17 53,
Telefax 01/216 17 52,
per 1. 1. 2000
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Mag. KAROLLUS-BRUNER Daniela,
1010 Wien, Ebendorferstraße 3,
Tel. 01/404 43-255,
Telefax 01/404 43-9200,
per 1. 1. 2000

Dr. ROSSKOPF Reinhard, 1020 Wien,
Franzensbrückenstraße 8/II/3,
Tel. 01/219 85 250,
per 1. 1. 2000

Gründung einer Kanzleiniederlassung

WOLCZIK, KNOTEK, WURST, WINALEK,
RAe, 1010 Wien, Stadiongasse 2,
Tel. 01/409 57 47-0,
Telefax 01/409 57 47-20,
e-mail: office@attorneys-at.com,
per 1. 10. 1999

GesbR-Löschungen

Dr. FLENDROVSKY Friedrich,
Dr. PITTNER Thomas, Wien,
wurde per 31. 12. 1999 aufgelöst!

ZAUNER & DUNST, Wien,
wurde per 31. 12. 1999 aufgelöst!

Änderungen der Telefonnummern

Mag. RUMPF Francisco Javier,
Tel. 01/585 41 68-0 ergänzt!

o.Univ.-Prof. Dr. Dr. BARFUSS Walter,
Wien,
Tel. 01/534 37-122

Hon.-Prof. Dr. Dr. TORGGLER Hellwig,
Wien,
Tel. 01/534 37-123

Dr. HAUER Christian, Wien,
Tel. 01/534 37-124

Mag. Dr. WILTSCHEK Lothar, Wien,
Tel. 01/534 37-125

Dr. KUCSKO Guido, Wien,
Tel. 01/534 37-126

Dr. SCHMELZ Christian, Wien,
Tel. 01/534 37-227

Dr. FROTZ Stephan, Wien,
Tel. 01/534 37-144

Dr. HERBST Christian, Wien,
Tel. 01/534 37-129

Mag. Dr. MADL Peter, Wien,
Tel. 01/534 37-231

Dr. FEYL Peter, Wien,
Tel. 01/534 37-132

Dr. LINDINGER Christoph, Wien,
Tel. 01/534 37-130

Mag. Dr. WENGER Thomas, Wien,
Tel. 01/534 37-154

Dr. ZEILER Gerold, Wien,
Tel. 01/534 37-133

Mag. Dr. WOLLMANN Hanno, Wien,
Tel. 01/534 37-152

Dr. HERMANN Gerhard, Wien,
Tel. 01/534 37-174

Dr. KONWITSCHKA Peter, Wien,
Tel. 01/534 37-248

Änderungen der Telefon- und Telefaxnummern

Mag. Dr. SEHORZ Felix, Wien,
Tel. 01/585 58 97,
Telefax 01/585 58 97-18

Dr. BERCHTOLD-OSTERMANN Eleonore,
Wien,
Tel. 01/533 10 18 entfällt!,
Telefax 01/533 10 17-7

e-mail-Adressen

Mag. PAUL Franz, Wien,
e-mail: paul@singer.at

Mag. PUTZ-HAAS Sabine, Wien,
e-mail: office.tschon_putz@yline.com

Dr. WOLF Peter Paul, Wien,
e-mail: dr.peter.paul.wolf@kanzlei-
wolf.at

PRETTENHOFER & JANDL Partnerschaft,
Wien,
e-mail: office@lawco.at

Mag. RUMPF Francisco Javier, Wien,
e-mail: office@rumpf.at

Dr. GREGORICH Peter, Wien,
e-mail: greg.advocat@aon.at

Verzicht

Dr. APPEL Margareta, Wien,
per 31. 12. 1999,
mStv Dr. Wilhelm Frysak, Wien

Dr. GESSELBAUER Ingrid, Wien,
per 31. 12. 1999,
mStv Dr. Andreas Köb, Wien

Dr. FUCIK Inge, Wien,
per 31. 12. 1999,
mStv Dr. Othmar Slunsky, Wien

Dr. PEWNY Peter, Wien,
per 31. 12. 1999,
mStv Dr. Peter Bibiza, Wien

Dr. SCHMERSCHNEIDER Ernst, Wien,
per 31. 12. 1999,
mStv Dr. Hilbert Aubauer, Wien

Dr. WEISER Hellmut, Wien,
per 31. 12. 1999,
mStv Dr. Brigitte Weiser, Wien

Dr. GOTTESMANN Christoph, Wien,
per 31. 12. 1999,
mStv Mag. Beate Aberham, Wien

Dr. MIRECKI Ruth, Wien,
per 31. 1. 2000,
mStv Dr. Andreas Mirecki, Wien

Ableben

Dr. MÜHLGASSNER Helmut, Wien,
verstorben am 16. 12. 1999,
mStv Dr. Manfred Hintersteininger,
Wien

Dr. PREM Christian, Wien,
verstorben am 25. 12. 1999,
mStv Dr. Michael Mathes, Wien

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Mag. BERGER-HANZL Eva
bei Mag. Dr. Dirk Just

RAA Mag. BLASCHKE Peter
bei Dr. Wulf Gordian Hauser

RAA Mag. DISCHENDORFER Martin
bei Dr. Matthias Öhler

RAA Mag. DISSMANN Christoph
bei Dr. Günter Schandor

RAA Mag. EBERT Rainer
bei Dr. Roman Eckelhart

RAA Dr. EGGER Hans-Jürgen
bei Dr. Norbert Gugerbauer

RAA Mag. EPPELEIN Alexander
bei Dr. Walter Lattenmayer

RAA Dr. GSCHÖPF Marwin
bei Mag. Bettina Windisch
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RAA Mag. GSTÖTTNER Michael
bei Mag. Dr. Haig E. Asenbauer

RAA Mag. HAGER Bernhard
bei Mag. Dr. Hanno Schatzmann

RAA Mag. HAIDER Johannes
bei Dr. Maximilian Eiselsberg

RAA Mag. HUBER Johanna
bei Mag. Dr. Georg Fialka

RAA Mag. JANOVSKY Stefan
bei Dr. Claus Janovsky

RAA Mag. KAUZ Martin
bei Mag. Bettina Windisch

RAA Dr. KIENAST Gerhard
bei Univ.-Doz. DDr. Peter Lewisch

RAA Mag. KÖNIG Mario A.
bei Dr. Martin Brodey

RAA Mag. KUKLA Caroline
bei Dr. Karin Uitz-Gelbenegger

RAA Mag. MEYER Sandra
bei Dr. Helmut Platzgummer

RAA Mag. NOLL Jürgen
bei Dr. Reinhard Kohlhofer

RAA Mag. POLLAN Thomas
bei Dr. Georg Diwok

RAA Mag. POSCH Katharina Maria
bei Dr. Gerold Zeiler

RAA Mag. PROKSCH Nicola
bei Dr. Richard Proksch

RAA Mag. RATH Josef
bei Mag. Thomas Koller

RAA Mag. SCHEDLE Maria
bei Mag. Dr. Dieter Spranz

RAA Mag. SCHILCHER Kerstin
bei Mag. Dr. Rainer Roniger

RAA Mag. SCHMIDT Irena
bei Dr. Gernot Pettauer

RAA Dr. SCHNEIDER Claus
bei Mag. Bettina Windisch

RAA Dr. SCHUMACHER Christian
bei Dr. Guido Kucsko

RAA Mag. STOCKNER Christa
bei Dr. Helmut Winkler

RAA Mag. STRACKE Amina
bei Dr. Markus Schuster

RAA MMag. Dr. TICHY Maximilian
bei Mag. Dr. Peter Csoklich

RAA Mag. TOIFL Gerald
bei Mag. Dr. Christian Hoenig

RAA Dr. TON Manfred
bei Dr. Wilfried Seist

RAA Mag. TREFIL Barbara
bei Mag. Dr. Tibor Fabian

Liste der Richteramtsanwärter

Ersteintritt

RiAA Mag. CSOKAY Daniela
bei Dr. Hans Christian Nemetz

RiAA Dr. DIMMEL Dagmar
bei Dr. Walter Engler

RiAA Mag. KALLINA Christoph
bei Mag. Johannes Schreiber

RiAA Dr. SPITZER Tatiana
bei Dr. Michael Mathes

RiAA Mag. TEMSCH Christian
bei Mag. Michael Rudnigger

RiAA MMag. THUMB Renate
bei Dr. Friedrich Schwank
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Eingelangte Gesetzesentwürfe
Die eingelangten Gesetzesentwürfe sowie allenfalls bereits vor-
liegende Stellungnahmen im Begutachtungsverfahren können im
Generalsekretariat eingesehen werden.

00/1 Bundesministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales
GZ 39.007/41-7/99
Entwurf eines Abkommens zwischen der Regierung der
Republik Österreich und der Regierung der Tschechischen
Republik über die Beschäftigung in Grenzzonen; Entwurf
eines Abkommens zwischen der Regierung der Republik
Österreich und der Regierung der Tschechischen Repub-
lik über den Austausch von Arbeitnehmern zur Erweite-
rung der beruflichen und sprachlichen Kenntnisse
Referent: Dr. Karl Claus, RAK Niederösterreich
Stellungnahme abgegeben am: 8. 2. 2000

00/2 Bundeskanzleramt
GZ 31-502/11-VI/9/99
Entwurf einer Giftverordnung 2000; vereinfachtes Begut-
achtungsverfahren

00/9 Bundesministerium für Justiz
GZ 12.105/78-I 5/1999
Exekutionsordnungs-Novelle 2000 (EO-Nov 2000)

Referent: Dr. Gernot Hain, RAK Niederösterreich
Stellungnahme abgegeben am: 11. 2. 2000

00/11 Bundesministerium für Finanzen
GZ 04 4282/22-IV/4/99
Doppelbesteuerungsabkommen Österreich–Schweiz
Referent: Dr. Gerhard Benn-Ibler, RAK Wien

00/14 Bundesministerium für Finanzen
GZ 04 3422/15-IV/4/99
Doppelbesteuerungsabkommen Österreich–Marokko; ver-
einfachtes Begutachtungsverfahren

00/16 Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten
GZ 56.033/1-I/B/4/00
Bundesgesetz, mit dem das BG über die Auszeichnung
von Preisen (Preisauszeichnungsgesetz – PrAG) und das
Bundesgesetz gegen den unlauteren Wettbewerb 1984
geändert wird
Referent: Dr. Helmut Steiner, RAK Niederösterreich
Stellungnahme abgegeben am: 24. 2. 2000

00/17 Bundesministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales
GZ 20.579/0-VIII/A/4/200
Verordnung über die grundlegenden Anforderungen an
Medizinprodukte und VO über die Klassifizierung von
Medizinprodukten; vereinfachtesBegutachtungsverfahren
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European Criminal Bar
Association – Tagungen
Rückblick (Rom 30. 4./1. 5. 1999) und
Ausblick (Berlin 28./29. 4. 2000)

Im Jahr 1999 hat diese Vereinigung von europäischen Strafvertei-
digern ihre jährliche Konferenz in Rom abgehalten. Die Tagung
hat sich einem betont „europäischen“ Thema gewidmet:

The Corpus Juris in the European Context

Die finanziellen Interessen der Europäischen Union verlangen – so
die schon längere Zeit vorherrschende Lagebeurteilung – einen
besonderen Schutz; die nationalen Strafgesetze weisen diesbezüg-
lich Defizite auf. Jedenfalls werden schon seit einigen Jahren
im Auftrag des Europäischen Parlaments von einer universitären
Arbeitsgruppe entwickelte Vorschläge diskutiert. Das vorläufige
Arbeitsergebnis, das „Corpus Juris der strafrechtlichen Regelungen
zum Schutz der finanziellen Interessen der Europäischen Union“,
liegt seit 1998 in deutscher Übersetzung mit einer Einführung vor;
als Herausgeberin des beim Carl Heymanns Verlag erschienen

Bandes 7 der Schriftenreihe zum Europäischen Strafrecht fungiert
die Leiterin der Arbeitsgruppe Prof. Dr. Mireille Delmas-Marty (Uni-
versität Sorbonne).

Das Corpus Juris wird gerne als eine Chance für Europa bezeich-
net, in diesem Zusammenhang sei „kleinkariertes Souveränitätsden-
ken“ abzulegen, gebraucht werde nämlich eine „funktionsfähige
Justiz in und für Europa und damit eine Zusammenarbeit der Justiz-
behörden ohne nationale Grenzen, welche die Verbrecher bereits
seit langem nicht mehr kennen“ (StA Dr. Rudolf Koll, Corpus Juris:
Der Anfang eines Europäischen Strafrechtes? JBl 1999, 683f; sein
Beitrag beinhaltet eine kurze, informative Zusammenfassung der
wesentlichen Regelungen des Corpus Juris).

Die bei der Tagung in Rom am 30. 4./1. 5. 1999 anwesen-
den Strafverteidiger waren mit ihren Einschätzungen der Anfänge
eines Europäischen Strafrechts etwas zurückhaltender, skeptischer.
Vorerst sei jedoch berichtet:

Zu Beginn der Konferenz hielt Prof. Christine Van den Wyngaert
von der Universität Antwerpen, die an der Ausarbeitung des Cor-
pus Juris mitgewirkt hatte, ein einführendes Referat. Weitere Vor-
träge hatten insbesondere die Rolle des vorgeschlagenen „Euro-
pean Public Prosecutor“ einerseits und das Spannungsverhältnis
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von Regelungen des Corpus Juris mit nationalen Rechtstraditionen
(am Beispiel von England, Italien und Holland) andererseits zum
Gegenstand. Die stattgefundenen Diskussionen waren informativ
und spannend. Es blieb nicht dabei, dass nur vereinzelt Kritik am
Corpus Juris geäußert wurde; vielmehr kam es erfreulicherweise
am Ende der Tagung zur Verabschiedung einer Entschließung.

Resolution der European Criminal Bar Association, beschlossen in
Rom am 1. 5. 1999 (abgedruckt unter Verwendung einer Überset-
zung aus dem Englischen von Prof. Dr. Franz Salditt):

„1. Die European Criminal Bar Association erkennt das Anliegen
an, die finanziellen Interessen der Europäischen Gemeinschaft zu
schützen. Die European Criminal Bar Association vertritt dazu
aber die Auffassung, dass Fortschritte auf diesem Weg von den
Mitgliedstaaten ausgehen und innerhalb der Strafjustiz der jewei-
ligen Mitgliedstaaten gesucht werden sollen.

2. Bisher fehlt es an signifikanten Beweisen dafür, daß die im Ent-
wurf des ‚Corpus Juris‘ vorgeschlagene Regelung notwendig ist und
daß die Gesetzgebung der einzelnen Mitgliedstaaten beim Kampf
gegen Straftaten zum Nachteil der Europäischen Gemeinschaft
Mängel aufweist. Die European Criminal Bar Association vertritt
die Auffassung, daß das gesetzte Ziel am wirksamsten durch die
einzelnen Mitgliedstaaten selbst erreicht werden kann.

3. Die European Criminal Bar Association hält rechtliche Regelun-
gen innerhalb der Mitgliedstaaten für geeignet und flexibel, um
Straftaten zum Nachteil der Europäischen Gemeinschaft angemes-
sen zu verfolgen. Mit Besorgnis nimmt die European Criminal Bar
Association zur Kenntnis, daß der Entwurf fertiggestellt worden ist,
ohne mit den Anwalts- und Verteidigervereinigungen der Mitglied-
staaten Verbindung aufzunehmen.

4. Im Blick auf den notwendigen Schutz der Bürgerrechte vertritt
die European Criminal Bar Association die Auffassung, daß der
vorgelegte Entwurf, so wie er derzeit formuliert worden ist, die
Anwendung und die Entwicklung wirksamer Verfahrensregelungen
zum Schutz der Grundrechte aushöhlt.“

Im Übrigen widmeten sich Referate neuen Entwicklungen betref-
fend „Geldwäsche“ und Fragen der Rechtshilfe.

Nicht zuletzt verdient besondere Aufmerksamkeit, dass in Rom
auch eine Entschließung zum Verfahren gegen Abdullah Öcalan
gefasst wurde. In dieser Resolution wurde zunächst festgestellt,
dass das Verständnis der Menschenrechte innerhalb der Strafjustiz
die Todesstrafe nicht zulässt. Sodann wurden die zuständigen tür-
kischen Stellen aufgefordert, dafür Sorge zu tragen, dass – kurz
gesagt – die vorläufigen Anordnungen des Europäischen Gerichts-
hofes für Menschenrechte vom 4. 3. 1999 befolgt und ein faires
Verfahren ermöglicht werden.

Bei der nächsten Konferenz, die diesmal in Berlin im Zeitraum
28./29. 4. 2000 stattfinden wird und den Arbeitstitel

What is the Role of the Criminal Defence Lawyer
in Times of Crises?

hat, soll die Funktion von Strafverteidigern nicht nur im Allgemei-
nen und im Zusammenhang mit „ständigen“ Streitfragen der Ver-
teidigung, sondern auch vor dem Hintergrund besonderer Erfah-
rungen erörtert werden. Referate sind daher auch für sehr spezielle
Themen vorgesehen (Strafverteidigung und NS-Zeit; Fairness des
Verfahrens vor Kriegsverbrechertribunalen). Anknüpfend an die
Rom-Tagung werden auch die in Tampere, Finnland, im Oktober
1999 gemachten Vorschläge zu einem „Genuine European area
of justice“ ausgiebig thematisiert werden. Das (vorläufige) Pro-
gramm und weitere Auskünfte können gerne beim Verfasser dieses
Berichts angefragt werden.

Richard Soyer
soyer@anwaltsbuero.at
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Demokratie- und Transparenz-
defizit in der EU-Rechtsetzung
ohne demokratische Kontrolle
Ich verweise darauf, dass die EU-Rechtsetzung ohne demokrati-
sche Kontrolle erfolgt.

20 Kommissare bereiten die Richtlinien vor, die dann von einer
Ministerrunde verabschiedet werden. Dieser sog Rat ist vom
Grundprinzip einer Demokratie der Gewaltenteilung nicht nur weit
entfernt, sondern unterliegt in Wahrheit auch keiner Kontrolle, da
seinen Mitglieder ausschließlich von den Regierungen ihrer Hei-
matländer entsandt werden, sich keiner Wahl stellen müssen, dem-
nach auch nicht zur Rechtfertigung genötigt werden können. Es
sind lediglich Minister von demokratischen, gewählten Regierun-
gen. Dieser Rat hat praktisch unbeschränkte Macht, ohne sich
rechtfertigen zu müssen oder kontrolliert werden zu können. Ich
verweise in diesem Zusammenhang nicht nur auf verschiedene für
die Bürger unverständliche und nachteilige Entscheidungsfindun-
gen, wie das Verhalten in Sachen Rinderimport britischer Vieh-
züchter oder auf die, auf Eigeninteressen ehemaliger französischer
Kolonien in Sachen Bananen zweifellos beruhende Bananenver-
ordnung.

Ich verweise weiters auf die von der EU verlangte Einführung der
Getränkesteuer für österreichische Weinbauern bei Verkäufen ab
Hof, obwohl die Befreiung von dieser Steuer vom österreichischen
Gesetzgeber wegen des Wetterrisikos, das den Weinbauer im
Gegensatz zum Händler trifft, verfügt wurde, des Weiteren die
Aufhebung der Anonymität der Sparbücher oder den Beschluss,
dass genmanipulierte Lebensmittel nicht hinreichend gekennzeich-
net werden müssen uvam.

In einer Demokratie muss die Meinungsbildung vom Volk zu den
Staatsorganen und nicht umgekehrt verlaufen. Letzteres ist jedoch
bei der derzeitigen EU-Regierung der Fall. Dem Straßburger Par-
lament fehlt derzeit jede Macht, sodass im Hinblick auf das Primär-
recht der EU die österreichischen Abgeordneten im Parlament
nichts mehr zu und die europäischen noch nichts zu sagen haben.
Sie müssen sich jedem Diktat aus Brüssel beugen und Entscheidun-
gen hinnehmen, deren Zustandekommen sie weder verfolgen noch
beeinflussen können.

Das die Regierung ausübende oberste Beschlussorgan der Gemein-
schaft – der europäische Rat in Brüssel – ist unerreichbar, sowohl
für den EU-Bürger als auch für die Presse als ständiges Verbin-
dungs- und Kontrollorgan zwischen seinen gewählten Vertretern in
Parlament und Regierung.

Dieser Rat setzt sich aus je einem Vertreter jedes Mitgliedstaates
zusammen, das sind derzeit 15.

Bei Dekreten, die einer qualifizierten Mehrheit bedürfen, werden
87 Stimmen verteilt, wobei 10 auf die großen Staaten und 2 für

einen kleinen Staat wie Luxemburg, einem Land, dessen Einwoh-
nerzahl einem Wiener Gemeindebezirk entspricht, entfallen. Es
bedarf keiner besonderen Ausführungen, dass diese derzeit statt-
findende Handhabung der Willensbildung ohne das Volk und
ohne Kontrollmöglichkeit gerade nach Einführung und Hand-
habung einer eigenen Währung, die ja für die gesamte wirtschaft-
liche, gesellschaftliche und politische Entwicklung eines Landes
von entscheidender Bedeutung ist, ohne vorausgehende Reform
und Einführung einer demokratischen Verfassung zwangsläufig zu
Spannungen und politischen Veränderungen führen muss, die am
besten vermieden werden sollten und zwar noch vor der endgül-
tigen Realisierung der bereits beschlossenen Inkraftsetzung des
Euro.

Hermann Gaigg
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Seminare

ISLA (International Sport
Lawyers Association)
Doping und seine Rechtsfolgen

Die ISLA veranstaltet am Freitag, den 5. 5. 2000 in Salzburg im
Salzburgerhof ein Seminar mit dem Thema „Doping und seine
Rechtsfolgen“.

Referenten sind: Dr. Margareta Baddeley (Genf), Dr. Christian
Krähe (Überlingen), Dr. Clemens Prokop (Kelheim), Prof. Dr. Wolf-
gang Holzer (Universität Graz)

Neben den Schwerpunktreferaten, nämlich „Die Dopingsperre als
Verbandsanktion aus nationaler und internationaler Sicht; Beweis-
fragen bei Dopingsanktionen, Auswirkungen von Dopingverstößen
auf Arbeitsverträge, Lizenzverträge und Sponsorenverträge; Prob-
leme der aktuellen Dopingbekämpfung aus Sicht nationaler und

internationaler Verbände“ wird ausreichend Zeit für die Diskussion
eingeplant.

Der Tagungsbeitrag beträgt DM 400,– (SFr 320,–).

Die Verpflegung ist inbegriffen. Die Gebühr ist im Voraus einzu-
bezahlen.

Anmeldungen bitte per Telefax an Rechtsanwalt Dr. Jochen
Fritzweiler, Marktler Straße 23, 84489 Burghausen, Deutschland,
Telefon 0049/86 77/62 0 93; Telefax 0049/86 77/62 0 93
(oder E-Mail: Dr.Fritzweiler@t-online.de.)

Anmeldeschluss ist der 21. 4. 2000. Der Seminarteil beginnt um
10 Uhr und dauert bis ca 16 Uhr. Konferenzsprachen sind Eng-
lisch und Deutsch.

Für Rückfragen steht in Österreich zur Verfügung: Dr. Herwig
Hasslacher, Rechtsanwalt, Hauptplatz 25, 9500 Villach, Tele-
fon 04242/21 93 99, Telefax 04242/21 93 66 sowie E-Mail:
ra-hasslacher@aon.at.
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Disziplinarrecht
7649

§ 23 RAO, § 21 DSt –
Überwachungspflicht des Ausschusses

Art 6 Abs 1, 7 EG Richtlinie 16. 2. 1998 –
Dienstleistungsrichtlinie für RAe

1. Der Antrag eines DB auf Vorlage eines Vorab-
entscheidungs-Ersuchens an den EuGH ist man-
gels Antragsrechtes zurückzuweisen.

2. Ein auf § 21 DSt gestützter Auftrag des Aus-
schusses an den KA, eine Berufung (zum Nach-
teil des Besch) einzubringen, ist nicht „EU-rechts-
widrig“.

OBDK 22. 11. 1999, 14 Bkd 3/99

Aus den Gründen:

Da eine Verfahrenspartei mangels Antragsrechtes keinen Rechts-
anspruch auf Vorlage von Vorabentscheidungsersuchen an den
Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften hat (Schuster, EG-
Recht Rz 293), war der diesbezügliche Antrag des DB zurückzu-
weisen.

Nur der Vollständigkeit halber ist festzuhalten, dass die Voraus-
setzungen für eine derartige Antragstellung auch meritorisch nicht
vorliegen:

Anlass für den Antrag des DB ist der einleitende Passus der
Rechtsmittelschrift des KA, wonach die Berufung „über Weisung
(zu ergänzen: des Ausschusses) der X-RAK“ eingebracht werde.
Der DB vertritt dazu den Standpunkt, dass diese auf § 24 DSt
(ersichtlich gemeint: § 21 DSt) gestützte Weisung „EU-rechtswid-
rig“ sei. Der Ausschuss der RAK habe die Interessen der Anwalt-
schaft bzw des jeweiligen Anwalts zu vertreten und könne schon
unter diesem Gesichtspunkt nicht Weisungen erteilen, die zur dis-
ziplinären Verurteilung eines Vertretenen führen sollen; diese Dop-
pelfunktion als „Interessen wahrender Ausschuss“ und als wei-
sungsberechtigte „DisBehörde“ gewährleiste kein faires Verfahren
und stehe demzufolge mit EU-rechtlichen Grundsätzen nicht im Ein-
klang. Darüber hinaus widerspreche die Maßregelung eines An-
waltes nicht durch den DR, sondern durch die eigene Standes-
vertretung dem Diskriminierungsverbot im Dienstleistungsverkehr,
weil einem ausländischen, im EU-Bereich tätigen RA diese auf eine
Weisung des Ausschusses zurückzuführende Maßregelung von
vornherein nicht treffen könne.

Die Argumentation des DB ist in jeder Hinsicht verfehlt.

Gem § 23 RAO obliegt sowohl der Kammer als auch dem
Ausschuss die Wahrung der Ehre, des Ansehens und der Rechte

wie auch der Überwachung der Pflichten des RA-Standes. Um
dieser Aufgabe gerecht werden zu können, räumt § 21 DSt dem
Ausschuss die Möglichkeit ein, dem KA den Auftrag zu disziplinä-
ren Verfolgungsschritten zu erteilen; die Entscheidung darüber
obliegt jedoch dem unabhängigen (§ 14 Abs 1 DSt) DR. Inwieweit
diese gesetzliche Regelung mit gemeinschaftsrechtlichen Prinzi-
pien unvereinbar sein soll, ist dem Vorbringen des DB nicht einmal
andeutungsweise zu entnehmen und auch sonst nicht nachvoll-
ziehbar.

In Ansehung des vom DB angesprochenen freien Dienstleistungs-
verkehrs der RAe ist vorweg festzuhalten, dass sich die berufliche
Qualifikation des RA nach Gemeinschaftsrecht nach dem Recht
des Herkunftslandes richtet, die berufliche Tätigkeit jedoch nach
dem Recht des Dienstleistungsstaates, was besonders auch für den
Bereich der Standesregeln gilt (Schuster, EG-Recht Rz 571, 572).
Art 6 Abs 1 der Richtlinie des Europäischen Parlaments und des
Rates vom 16. 2. 1998 zur Erleichterung der ständigen Ausübung
des RA-Berufes in einem anderen Mitgliedstaat als dem, in dem
die Qualifikation erworben wurde, normiert, dass der unter seiner
ursprünglichen Berufsbezeichnung tätige RA neben dem im Her-
kunftsstaat geltenden Berufs- und Standesregeln hinsichtlich aller
Tätigkeiten, die er im Aufnahmestaat ausübt, den gleichen Berufs-
und Standesregeln wie die RAe unterliegt, die unter der jeweili-
gen Berufsbezeichnung des Aufnahmestaates praktizieren. Art 7
dieser Richtlinie regelt das DisVerfahren in Bezug auf den im
Aufnahmestaat tätigen ausländischen RA (vgl Schuppich/Tades,
RAO6 Seite 314f), sodass von der behaupteten Diskriminierung
keine Rede sein kann.

Anmerkung:

Zu 1. Auch nach ständiger Judikatur des OGH hat ein Revisions-
oder Nichtigkeitswerber keine Legitimation zur Stellung eines An-
trages, der OGH möge aus Anlass der jeweiligen Sache beim
EuGH eine Vorabentscheidung (Art 177 Abs 3 EG Vertrag) bean-
tragen; solche Anträge des jeweiligen RM-Werbers werden regel-
mäßig zurückgewiesen. Geht man aber davon aus, dass ein Ge-
richt letzter Instanz – und nach neuer Rechtsmeinung ist auch die
OBDK ein „Gericht“ iSd Art 177 EGV – zur Anrufung des EuGH
verpflichtet ist, wenn eine der im Abs 1 angeführten („derartigen“)
Fragen eine präjudizielle Vorfrage ist, deren Beantwortung nicht
nur wie nach Abs 2 von einem unteren Gericht subjektiv für erfor-
derlich gehalten wird, sondern objektiv erforderlich ist und das
letztinstanzliche „Gericht“ es – noch dazu trotz Anregung durch
die Partei – unterlässt, die Stellung eines Vorabentscheidungs-
Antrages an den EuGH nach Abs 3 zu beschließen, so liegt nach
Judikatur des VfGH ein „Entzug des gesetzlichen Richters“ vor,
weil der VfGH den supranationalen EuGH als (quasi inländischen)
gesetzlichen Richter ansieht.

Zu 2. Siehe dazu auch 7 Bkd 5/99, AnwBl 2000, 43.

Strigl
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7650

§ 1 DSt – Ehre und Ansehen des RA-Standes
§ 2 RL-BA – leichtfertige Anzeigen

Grundsätzlich kommen dem RA als Besch in
einem Strafverfahren dieselben Rechte zu wie
jedem anderen Besch auch, allerdings darf er
keine Anzeigen oder Aufsichtsbeschwerden er-
statten, die durch leichtfertige Vorwürfe nega-
tive Rückschlüsse auf den RA-Stand zulassen
könnten.

Dem Besch muss zugebilligt werden, dass die
von ihm unverzüglich gesetzten Schritte die
Erhebung und Klarstellung des Sachverhaltes
beschleunigt oder gefördert hätten, sodass ihm
wegen Erstattung von Anzeigen und Dienstauf-
sichtsbeschwerden kein Vorwurf in Richtung § 2
RL-BA gemacht werden kann.

OBDK 18. 10. 1999, 4 Bkd 2/98

Anmerkung:

Die auf den Einzelfall bezogene Begründung der OBDK ist sehr
ausführlich. Unbestritten ist, dass der Besch mit seinem Pkw ein
Polizeifahrzeug überholte und dessen Insassen und er unterschied-
liche Angaben über seine Geschwindigkeit machten. Die Sache
kulminierte in Anzeigen des Besch wegen Amtsmissbrauches und
der Polizisten wegen Verleumdung. (Ergebnis: zweimal § 90
StPO, dann in einer Dienstaufsichtsbeschwerde gegen die Polizis-
ten und in einer Strafverfügung des Pol Koates.)

Interessant ist die von der OBDK wiedergegebene Äußerung des
GenProk.

In seiner Äußerung hat der GenProk ausgeführt, der Beschwerde
des KA komme keine Berechtigung zu; aus dem Standesrecht
der RAe ergäbe sich keine allgemeine Einschränkung dahin,
dass einem RA das grundsätzlich jedermann zustehende Anzeige-
und Beschwerderecht nur in einem geringeren Umfang zukomme
als einer Person, die keine standesrechtlichen Bindungen habe
(14 Bkd 8/97-8 vom 17. 11. 1997); das DisRecht untersage in
dieser Hinsicht nicht die Beanspruchung der Rechtsinstitute in
einem jedermann zugänglichen Ausmaß, wohl aber eine unange-
messene formale und inhaltliche Gestaltung der Vorbringen und
ein Verhalten, welches – unabhängig davon, ob der Einschreiter
ein RA ist oder nicht – ein Rechtsmissbrauch wäre. Letzteres wäre
dann der Fall, wenn es an einem Beschwerde- oder Anzeigeanlass
fehlte oder wenn bewusst wahrheitswidrige Behauptungen vorge-
bracht würden; dies wäre dann der Fall, wenn der DB sein Vorbrin-

gen über das fragliche Geschehen im Straßenverkehr wider besse-
res Wissen erstattet hätte. Einen derartigen Tatverdacht habe der
DR im Rahmen seines Hinweises auf die unterbliebene Strafverfol-
gung des DB wegen Verleumdung der Sache nach verneint und
werde der Ausspruch über dieses wesentliche Sachverhaltselement
in der Beschwerde auch nicht bekämpft.

Zur Erinnerung: § 2 RL-BA gilt für den RA auch in eigener Sache.

Strigl

7651

1. § 3 RL-BA –
Nichterfüllung von (Judikats-)Schulden

2. § 19 RAO –
Abrechnungspflicht, verspäteter Gerichtserlag

1. In der erst nach Exekutionsführung und Ein-
bringung eines Konkursantrages erfolgten Erfül-
lung einer Unterhalts-Judikatsschuld ist eine Be-
einträchtigung von Ehre und Ansehen des Stan-
des zu erblicken.

2. Die nicht gehörige Abrechnung vereinnahm-
ter Klientengelder und ein verspäteter Gerichts-
erlag sind Berufspflichtenverletzungen und Be-
einträchtigungen von Ehre und Ansehen des
Standes.

OBDK 22. 11. 1999, 6 Bkd 4/99

Aus den Gründen:

Zu 1. In seiner Berufung rühmt sich der DB sogar noch dafür, dass
es ihm „bei Anwendung einfachster Rechtskenntnisse gelungen sei,
die (Unterhalts-)Zahlung auf 12 Jahre zu verschieben“ und ver-
meint unter völliger Verkennung der maßgeblichen Sach- und
Rechtslage, seine Vorgangsweise könne ihm nicht als Verschulden
angelastet werden.

In gleicher Weise unbeachtlich beruft sich der DB auch darauf, der
DR hätte sich durch Einleitung eines DisVerfahrens und den Schuld-
spruch wegen der inkriminierten Vorgangsweise des DB in sein
„Familien- und Privatleben eingemischt, die Unterhaltsforderung
sei eindeutig als Familien- und Privatangelegenheit zu werten, und
zwar auch dann, wenn diese durch staatliche Gerichte behandelt
worden wären, es läge daher ein Verstoß gegen Art 8 MRK vor“.
Dabei verkennt der DB geflissentlich, dass hier überhaupt kein
Anwendungsfall des Art 8 MRK vorliegt, sondern es allein darum
geht, dass der DB entgegen seinen Standespflichten nach § 3
RL-BA und hiezu gefestigter Standesauffassung und stRsp der
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OBDK, ihm durch rk Urteile auferlegte Zahlungsverpflichtungen
weder innerhalb der Leistungsfrist noch nach Einleitung einer Fahr-
nisexekution beglich, sondern erst Jahre später aufgrund eines
gegen ihn gestellten Konkursantrages und einen Tag vor Konkurs-
tagsatzung am 30. 5. 1994 Zahlung leistete.

Selbst nach der eigenen – wenn auch unbeachtlichen – Auffassung
des DB in seiner Berufung wäre er nach rk Ausspruch der Eheschei-
dung mit Revisionsurteil vom 22. 11. 1988 zur sofortigen Unter-
haltszahlung und Erfüllung des rk Urteiles zu AZ . . . verpflichtet
gewesen. Trotzdem hat er die Zahlung erst 5½ Jahre später ge-
leistet.

Die Schuldberufung des DB erweist sich daher zu diesem Faktum in
jeder Richtung als unbegründet.

Zu 2. Auch die rechtliche Würdigung des DR zur Begründung des
Schuldspruches wegen der DisVergehen der Berufspflichtenverlet-
zung und der Beeinträchtigung von Ehre und Ansehen des Standes
wegen mehrfacher Verletzung der Bestimmungen des § 19 Abs 3
RAO durch nicht gehörige Abrechnung vereinnahmter Klientengel-
der und verspätetem Gerichtserlag ist gerechtfertigt.

Anmerkung:

Beiden Punkten ist nichts hinzuzufügen. Wie schön!

Strigl
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§ 2 Abs 1 dritter Satz RAO –
Teilzeitbeschäftigungsanrechnung

Gegen § 2 Abs 1 RAO (idF BGBl 1985/556) im
Zusammenhalt mit Abs 2 und 3 leg cit bestehen –
wie schon bisher – keine verfassungsrechtlichen
Bedenken. Das Hauptberuflichkeitserfordernis
gilt jedoch bei verfassungskonformer Auslegung
nur für die zwingend erforderliche dreijährige
Tätigkeit bei einem RA. Auf die maximal fün-
zehnmonatige, nicht zwingend bei einem RA
oder bei Gericht zu verbringende Ausbildungs-
zeit, ist dagegen – analog zu den möglichen
Ersatztätigkeiten – auch Teilzeitbeschäftigung bei
einem RA aliquot anzurechnen.

VfGH 6. 10. 1999, B 434/98, OBDK 12. 12. 1997 BKv 4/97

Nach erfolgreichem Abschluss des nach § 1 Abs 2 RAO erforder-
lichen Studiums hat die zur Ausübung der RA-schaft erforderliche
praktische Verwendung insgesamt fünf Jahre zu dauern. Hievon
sind im Inland mindestens neun Monate bei Gericht und mindes-
tens drei Jahre hauptberuflich und ohne Beeinträchtigung durch

eine andere berufliche Tätigkeit bei einem RA zu verbringen. (Die
Tätigkeit bei der Finanzprokuratur wird der Tätigkeit bei einem RA
uneingeschränkt gleichgesetzt). Die Anrechnung einer in § 2 Abs 1
erster Satz zweiter Halbsatz RAO (rechtsberuflichen) Alternativ-
oder Ersatzpraxis bei einem Notar oder, wenn die Tätigkeit für die
Ausübung der RA-schaft dienlich ist, bei einer Verwaltungsbehörde
(wobei der Begriff der Verwaltungsbehörde extensiv zu interpre-
tieren ist – vgl VfSlg 13.560/1993), einer Hochschule oder bei
einem beeideten Wirtschaftsprüfer und Steuerberater ist mit maxi-
mal fünfzehn Monaten begrenzt.

§ 2 Abs 1 RAO idF BGBl 1985/556 lässt für diese Tätigkeiten die
Anrechnung einer Teilzeitbeschäftigung zu: So ist – wie die OBDK
bereits mehrfach ausgesprochen hat – für die Alternativ- oder Er-
satzpraxis auch eine Halbtagsbeschäftigung bis zum gesetzlichen
Höchstmaß von fünfzehn Monaten (aliquot) anrechenbar (vgl etwa
OBDK 1. 2. 1993, Bkv 8/91). Die Anrechnung einer Teilzeitver-
wendung bei einem RA ist im Gesetz (in der hier maßgeblichen
Fassung vor der RAO-Novelle BGBl I 1999/71) nicht ausdrücklich
vorgesehen.

Die gänzliche Nichtanrechnung einer Teilzeitbeschäftigung bei
einem RA wäre daher nur bei strikter Wortinterpretation des § 2
Abs 1 dritter Satz RAO möglich; ein derartiges Ergebnis unterstellt
jedoch dem verfassungsrechtlich unbedenklichen § 2 Abs 1 RAO
idF BGBl 1985/556 einen gleichheitswidrigen Inhalt, weil es jene
ReAA, die – wie in den vorliegenden Beschwerdefällen – nur halb-
tags oder drei Tage pro Woche bei einem RA beschäftigt sind,
gegenüber jenen, die eine – weniger berufsspezifische – Alter-
nativ- oder Ersatzpraxis in Teilzeitverwendung in 20 Stunden pro
Woche absolvieren, ohne sachlich gerechtfertigten Grund diskri-
miniert. Die Teilzeitbeschäftigung bei einem RA kann hinsichtlich
ihrer Anrechenbarkeit keinesfalls anders bewertet werden als eine
Teilzeitbeschäftigung im Rahmen der für die Anrechenbarkeit zu-
lässigen Alternativ- oder Ersatzpraxis.

Wenn die bel Beh nun argumentiert, § 2 Abs 1 dritter Satz RAO
schließe bereits die Anrechenbarkeit einer rechtsberuflichen Teil-
zeitbeschäftigung bei einem RA aus, ist ihr entgegenzuhalten, dass
sich diese Bestimmung nur auf die zwingend erforderliche dreijäh-
rige Tätigkeit bei einem RA bezieht. Nur für diese dreijährige Pra-
xis ist eine Anrechnung einer Teilzeitbeschäftigung bei einem RA
ausgeschlossen. Wie der VfGH bereits in VfSlg 14.873/1997
ausgeführt hat, ist diese dreijährige hauptberufliche Tätigkeit bei
einem RA sachlich gerechtfertigt,

„weil durch eine solche Tätigkeit gewährleistet ist, daß der ReAA umfassend
mit allen Facetten des Berufsbildes des RA vertraut gemacht werden kann.
Darüber hinaus wird dem ausbildenden RA durch den mit der hauptberufli-
chen Beschäftigung des ReAA verbundenen intensiven persönlichen Kontakt
die Möglichkeit eingeräumt, sich umfassend Kenntnis von den einzelnen
Fähigkeiten des ReAA zu verschaffen und die Ausbildung entsprechend zu
gestalten“.
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Es fehlt jedoch (in der hier maßgeblichen Fassung des § 2 Abs 1
RAO vor der RAO Novelle BGBl I 1999/71) eine Regelung, die
eine (aliquote) Anrechnung für eine rechtsberufliche Teilzeitver-
wendung bei einem RA auf die – für die Anrechnung nur in Betracht
kommende – fünfzehnmonatige Ausbildungszeit, die nicht zwin-
gend bei Gericht oder einem RA im Inland zu verbringen ist, vor-
sieht. So lässt sich unter dem Wortlaut der Bestimmung des § 2
Abs 1 erster Satz zweiter Halbsatz RAO die (aliquote) Anrechnung
einer Teilzeitbeschäftigung bei einem RA nicht subsumieren, weil
diese Bestimmung nur Alternativ- oder Ersatztätigkeiten erfasst –
also jene Tätigkeiten, die nicht bei Gericht oder bei einem RA im
Inland zu verbringen sind. Es geht jedoch weder aus diesem Wort-
laut noch aus dem Sinn des § 2 RAO idF BGBl 1985/556 noch
aus den Gesetzesmaterialien zu den Novellen 1973 (BGBl 1973/
570) und 1985 (BGBl 1985/556) des § 2 Abs 1 RAO die Absicht
des Gesetzgebers hervor, die Anrechnung einer (rechtsberufli-
chen) Teilzeitbeschäftigung bei einem RA zur Gänze unberücksich-
tigt zu lassen. Aus dem offenkundigen Zweck des Gesetzes, die
Ausbildung bei einem RA in den Mittelpunkt der Ausbildung eines
ReAA zu stellen, kann dagegen geschlossen werden, dass hier
eine planwidrige Gesetzeslücke vorliegt, die im Hinblick auf das
Gebot der verfassungskonformen Interpretation im Wege der ana-
logen Anwendung des § 2 Abs 1 erster Satz zweiter Halbsatz
RAO iVm § 2 Abs 2 RAO zu schließen ist.

Anmerkung:

Der VfGH hält an der Verfassungsmäßigkeit von § 2 Abs 1 RAO
fest. Dessen dritter (in der damals maßgeblichen Fassung: letzter)
Satz, wonach die praktische Verwendung bei einem Rechtsanwalt
nur anrechenbar ist, wenn sie hauptberuflich und ohne Beeinträch-
tigung durch eine andere berufliche Tätigkeit ausgeübt wird, diffe-
renziert nicht zwischen den zwingend bei einem RA zu verbringen-
den drei Jahren (Abs 2) und jenen (höchstens) fünfzehn Monaten,
die auch in anderer („dienlicher“) Verwendung verbracht werden
können. Die OBDK hat daher die Anrechnung einer Verwendung
in Teilzeitbeschäftigung bei einem RA überhaupt abgelehnt, wäh-
rend Teilzeitbeschäftigung in einer für die spätere Ausübung der
Rechtsanwaltschaft „dienlichen“ Verwendung schon bisher aliquot
angerechnet worden war (AnwBl 1992/4222; 1993/4436;
1995/4969).

Mit solch „strikter Wortinterpretation“ unterstellte die OBDK der
Vorschrift nach Meinung des VfGH einen gleichheitswidrigen
Inhalt, weil damit die anwaltliche Verwendung gegenüber der
weniger berufsspezifischen diskriminert werde. Die vom VfGH vor-
genommene teleologische Reduktion auf die zwingend erforder-
liche dreijährige  Tätigkeit beim RA stellt zwar Gleichheit und ‚Ver-
fassungsfrieden’ wieder her – freilich zulasten der Rechtssicherheit:
eine Korrektur des Gesetzeswortlauts, der die notwendige Differen-
zierung vermissen lässt, wäre jedenfalls vorzuziehen gewesen.

Der OBDK wird entgegengehalten, dieses Versäumnis des Gesetz-
gebers nicht (erkannt und) interpretativ korrigiert zu haben. Indem
die OBDK das Gesetz so gelesen hat, ‚wie es steht’, hat sie es –
so der VfGH – „denkunmöglich“ ausgelegt. Der Qualität der Ge-
setzgebung im Allgemeinen wie im Besonderen wäre mE dagegen
besser gedient gewesen, hätte der VfGH den Gesetzgeber zu ver-
fassungskonformer Formulierung angehalten.

Die Ergänzung des § 2 Abs 1 RAO durch die Berufsrechtsnovelle
1999 hat übrigens am Problem nichts geändert, weil sie die Teil-
zeitanrechnung auf die taxativ angeführten Fälle beschränkt und
wiederum nicht zwischen den zwingend beim RA zu verbringen-
den und den übrigen Verwendungszeiten unterscheidet.

Dr. Michael Wukoschitz
(am Verfahren beteiligt)

Nachbemerkung:

Der VfGH hat in sehr logischer Weise differenziert, dass diese die
dreijährige Pflichtdauer der RA-Praxis übersteigende weitere (Teil-
zeit-)Praxis bei einem RA nicht schlechter behandelt werden kann
als eine als Teilzeitbeschäftigung jedenfalls mögliche Alternativ-
oder Ersatztätigkeit bei einer der anderen in § 2 RAO vorgesehe-
nen Ausbildungsstellen.

Diese Meinung geht von der Zulässigkeit einer Teilzeitbeschäfti-
gung bei diesen anderen Ausbildungsstellen aus; maW: Gäbe
es diese Alternativ- oder Ersatzpraxis andernorts nicht, würde es
(nach 3 Jahren RA-Praxis) auch keine Teilzeitkonzipienten geben.
Jetzt gibt es sie. Motto: „Die ich rief, die (Alternativ-Praxis-)Geister,
werd’ ich nun nicht los“ (der Gesetzgeber als Zauberlehrling, frei
nach Goethe).

Strigl

Kostenrecht

7653

§ 45 ZPO

Kein Kostenersatzanspruch des betreibenden
Gläubigers als beklagte Partei gem § 45 ZPO für
die Verrichtung der ersten Tagsatzung bzw der
mündlichen Streitverhandlung, falls der Exscin-
dierungswerber als klagende Partei bereits in
der Klage unter Vorlage der Eigentumsnach-
weise „Ruhen“ des Verfahrens ohne Kosten-
begehren gegen Nachweis der Einstellung der
Exekution anbietet.

LG Salzburg 17. 11. 1999, 22 R 328/99k
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Aus der Begründung:

Wenn die Klage angebracht wurde, ohne dem betreibenden Gläu-
biger vorher den Eigentumsanspruch anzuzeigen, hat der Exscin-
dierungskläger dem anerkennenden Bekl die Kosten zu ersetzen.
Allerdings ist auch in der Klage, die alle Tatsachen auf die sich der
Exscindierungsanspruch stützt und auch die Beweismittel anführt,
eine Aufforderung zur Einstellung zu erblicken. Wenn sich der
betreibende Gläubiger nicht in den Rechtsstreit einlassen will, muss
er in der Zwischenzeit zwischen Zustellung der Klage und münd-
licher Streitverhandlung die Einstellung der Exekution hinsichtlich
des Gegenstandes, dessen Exscindierung begehrt wird, beantra-
gen. Dies gilt vor allem dann, wenn die klagende Partei zugleich
mit der Klage auch jene Urkunden in Kopie vorlegt, auf die der
Widerspruchsgrund gestützt wird. Unterlässt der Bekl unter diesen
Voraussetzungen die Einstellung der Exekution . . . so rechtfertigt
er dadurch die Notwendigkeit der Klageführung und wird auch im
Falle des sofortigen Anerkenntnisses kostenersatzpflichtig.

Das Erscheinen des Bekl zur Tagsatzung wird dann nicht als zur
zweckentsprechenden Rechtsverfolgung erforderlich angesehen,
wenn der Kl bereits in der Klage erklärt hat, zur Tagsatzung nicht
zu erscheinen und keine Kosten zu begehren, falls der Bekl die
Exekution hinsichtlich der exscindierten Gegenstände einstellt.

Anmerkung:

Diese praxisorientierte Entscheidung stellt klar, dass auch bei
Fehlen einer vorangehenden außergerichtlichen Aufforderung zur
Einstellung des Exekutionsverfahrens, welche – wie auch im vor-
liegenden Fall – aus zeitlichen Gründen und aufgrund der Vielzahl
von betreibenden Gläubigern oft untunlich ist, mangels zur zweck-
entsprechenden Rechtsverfolgung notwendiger Kosten unter den
genannten Voraussetzungen kein Ersatzanspruch des betreiben-
den Gläubigers besteht.

RAA Mag. Roland Zimmerhansl,
RA Dr. Gerhard Wagner
(am Verfahren beteiligt)

Gebühren- und Steuerrecht
Mittelbare Grundstücksschenkung

7654

§ 3 Abs 1 Z 1 ErbStG

Die Annahme einer sogenannten „mittelbaren
Grundstücksschenkung“ setzt voraus, dass der
Bedachte im Verhältnis zum Geschenkgeber
nicht über das ihm gegebenenfalls übergebene
Geld, sondern (erst) über das Grundstück verfü-

gen kann (vgl die bei Fellner, ErbStG § 3 Rz 15b
wiedergegebene Rsp des deutschen BFH). Wird
aber eine Zuwendung nach der Übergabe der
Liegenschaft zur Tilgung des (gestundeten) Kauf-
preises erbracht, dann liegt eine mittelbare
Grundstücksschenkung keinesfalls vor (vgl BFH
9. 11. 1994, II R 87/92, BFHE 176/53).

VwGH 1. 9. 1999, 98/16/0401

Sachverhalt:

Am 13. 8. 1997 wurde beim Finanzamt für Gebühren und
Verkehrssteuern in Wien eine Schenkungssteuererklärung über die
Zuwendung eines Sparbuches mit einem Einlagenstand von
S 1,000.673,75 von Dr. Gertraud M an ihre Tochter, die Bf, ein-
gebracht. Als Zweck der Zuwendung wurde in der Abgabenerklä-
rung ausdrücklich „Vorleistung auf das Erbe“ angegeben.

Gegen den hierauf an die Bf erlassenen Schenkungssteuerbescheid
wurde von ihrem steuerlichen Vertreter Berufung erhoben. Darin
wurde ausgeführt, es habe sich „bei der Übergabe des Sparbu-
ches als Vorausleistung auf das Erbe um ein zinsenloses Darlehen“
gehandelt, das im Erbfall auf das Erbe anzurechnen sei. Das Spar-
buch mit dem oben angeführten Einlagenstand sei der Tochter am
27. 7. 1997 übergeben worden. Weiters wurde in der Berufung
die Steuerfreiheit der Zuwendung nach § 15 Abs 1 Z 17 ErbStG
geltend gemacht, weil eine unterschiedliche Belastung der Rechts-
vorgänge insbesondere dann nicht zu rechtfertigen sei, wenn es
sich um eine Vorleistung auf das Erbe handle.

Nach Abweisung der Berufung mit einer Berufungsvorentschei-
dung stellte die Bf einen Antrag auf Entscheidung über die Beru-
fung durch die Abgabenbehörde zweiter Instanz. In dieser Ein-
gabe wurde ausgeführt, der gegenständliche Geldbetrag sei zum
Erwerb einer Liegenschaft übergeben worden. Folge die Abgaben-
behörde daher nicht der Ansicht, dass es sich bei der Übergabe
des Geldbetrages um ein zinsenloses Darlehen handle, so habe
sie bei der Berechnung der Schenkungssteuer nicht den Geld-
betrag, sondern den anteiligen Einheitswert zu Grunde zu legen.
Zum Beweis würden der Kaufvertrag vom 7. 3. 1997 (richtig: 7. 5.
1997) über die Liegenschaft EZ 1181 KG Ober St. Veit und
der Einzahlungsbeleg über S 1,000.000,– als Teil der zweiten
Kaufpreisrate vorgelegt. Aufgrund der zeitlichen Nähe zwischen
Abschluss des Kaufvertrages, Bezahlung der ersten und zweiten
Kaufpreisrate und Übergabe des Sparbuches sowie dem familiä-
ren Naheverhältnis sei davon auszugehen, dass die Zuwendende
nicht erst nach dem Erwerb der Liegenschaft von diesem erfahren
habe, sondern dass die Mutter der Tochter von Anfang an einen
Anteil an der Liegenschaft geschenkt habe.

Mit dem angef B wurde die Berufung als unbegründet abgewie-
sen. In der Begründung wurde darauf hingewiesen, dass die Bf mit
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Kaufvertrag vom 7. 5. 1997 die Liegenschaft EZ 1181 KG Ober
St. Veit um einen Kaufpreis von S 6,200.000,– erworben habe
und ein Teilbetrag von S 3,300.000,– durch Übergabe zweier auf
Überbringer lautender Sparbücher mit der Unterfertigung begli-
chen worden sei. Ein weiterer Teilbetrag von S 1,500.000,– sei
bis 30. 7. 1997 zu entrichten gewesen. Ebenfalls am 7. 5. 1997
habe die Bf mit Rechtsanwalt Dr. Friedrich S einen Treuhandver-
trag abgeschlossen, wonach sie die Hälfte der Liegenschaft als
Treuhänderin für Dr. S erworben habe. Dr. S habe den auf ihn ent-
fallenden Kaufpreisteil von S 3,100.000,– zur Verfügung zu stel-
len. Der Einheitswert der Liegenschaft habe zum 1. 1. 1997
S 332.000,– betragen. Nach Auffassung der bel Beh könne die
Hingabe eines Geldbetrages, die erst einige Zeit nach Abschluss
des Kaufvertrages erfolgt, nicht als Grundstücksschenkung angese-
hen werden; sei eine Sache bereits im Besitz des Zuwendungsemp-
fängers, könne es nicht mehr im Willen des Zuwendenden gelegen
sein, die Sache selbst für den Zuwendungsempfänger zu erwer-
ben.

In der Beschwerde gegen diesen Bescheid werden dessen inhalt-
liche Rechtswidrigkeit sowie Rechtswidrigkeit infolge Verletzung
von Verfahrensvorschriften geltend gemacht. Die Bf erachtet sich in
ihrem Recht auf Bemessung der Schenkungssteuer nach dem antei-
ligen Einheitswert der Liegenschaft und nicht nach der Höhe des
Realisates des übergebenen Sparbuchs verletzt.

Spruch:

Abweisung als unbegründet.

Aus den Gründen:

Gegenstand einer nach § 3 Abs 1 Z 1 ErbStG der Schenkungs-
steuer unterliegenden Schenkung ist diejenige Sache, die nach
dem übereinstimmenden Willen der Parteien geschenkt sein soll.

Bei einer Schenkung von Geld zum Erwerb einer Sache ist für die
Frage des Schenkungsgegenstandes entscheidend, ob nach dem
Parteiwillen der Geldbetrag oder mittelbar die Sache, die mit dem
Betrag erworben werden soll, Gegenstand der Schenkung sein
sollte. Wird Geld zur Anschaffung einer bestimmten Sache ge-
schenkt, ist im Zweifel dieser Gegenstand als geschenkt anzusehen
(vgl Erk 24. 5. 1991, 89/16/0068, auf das sich die Bf stützt).

Im Beschwerdefall ist zunächst darauf zu verweisen, dass schuld-
rechtlichen Vereinbarungen zwischen nahen Angehörigen nach st
Rsp nur dann steuerrechtliche Relevanz beigemessen werden
kann, wenn diese Vereinbarungen nach außen ausreichend zum
Ausdruck kommen und einen eindeutigen, klaren und jeden Zwei-
fel ausschließenden Inhalt haben. Die Behauptung der Bf, der in
Rede stehende Betrag sei zum Erwerb der – bereits mit Kaufvertrag
vom 7. 5. 1997 erworbenen – Liegenschaft EZ. 1181 KG Ober
St. Veit zugewendet worden, wurde erstmals im „Vorlageantrag“
vom 9. 3. 1998 aufgestellt. Demgegenüber war in der Schen-

kungssteuererklärung die (im amtlichen Vordruck enthaltene) Frage
nach dem Zweck der Zuwendung mit den Worten „Vorleistung auf
das Erbe“ beantwortet. Auch in der Berufung gegen den Schen-
kungssteuerbescheid war keine Rede davon, dass die Zuwendung
zur Anschaffung einer bestimmten Sache erfolgt sei. Vielmehr
wurde – offenkundig zur Vermeidung einer Steuerpflicht – die
Behauptung aufgestellt, mit der Übergabe des Sparbuches sei ein
zinsenloses Darlehen hingegeben worden. Im Hinblick auf die
Unvereinbarkeit der jeweils gegebenen Darstellungen kann aber –
wie dies die bel Beh im Ergebnis richtig erkannt hat – keine Rede
davon sein, dass es sich bei der in der Beschwerdeschrift behaup-
teten Vereinbarung über den Zweck der Zuwendung um eine ein-
deutige, klare und jeden Zweifel ausschließende Abrede der Par-
teien handelte, die nach außen ausreichend zum Ausdruck gekom-
men ist.

In der Beschwerde, die eine zusammenfassende Darstellung des
von der Bf behaupteten Sachverhaltes vermissen lässt, wird ausge-
führt, die Übergabe und Verbücherung der Liegenschaft sei erst
lange Zeit nach Übergabe des Sparbuchs erfolgt. Abgesehen
davon, dass es sich bei diesem Vorbringen um ein im verwaltungs-
gerichtlichen Verfahren unbeachtliches neues Vorbringen handelt,
kommt es aus der Sicht des Beschwerdefalles nur auf den nach
außen zu Tage getretenen Willen der Vertragsparteien im Zeit-
punkt des Abschlusses des Schenkungsvertrages und nicht auf den
Zeitpunkt der Erfüllung des damit nicht in unmittelbarem Zusam-
menhang stehenden Grundstückskaufvertrages an.

Folgte man aber der im Verwaltungsverfahren auf eine ausdrück-
liche Anfrage der bel Beh zuletzt aufgestellten Behauptung der Ge-
schenkgeberin, wonach das Sparbuch mit der Auflage überlassen
worden sei, den Kaufpreis der Liegenschaft (teilweise) zu tilgen, so
wäre auch daraus für die Bf nichts gewonnen: Die Annahme einer
so genannten mittelbaren Grundstücksschenkung setzt voraus,
dass der Bedachte im Verhältnis zum Geschenkgeber nicht über
das ihm gegebenenfalls übergebene Geld, sondern (erst) über
das Grundstück verfügen kann (vgl die bei Fellner, ErbStG9, § 3
Rz 15b, wiedergegebene Rsp des deutschen Bundesfinanzhofes).
Wird aber eine Zuwendung nach der Übergabe der Liegenschaft
zur Tilgung des (gestundeten) Kaufpreises erbracht, dann liegt eine
mittelbare Grundstücksschenkung keinesfalls vor (vgl das zur
Tilgung eines zur Finanzierung eines landwirtschaftlichen Wirt-
schaftsgebäudes aufgenommenen Bankdarlehens ergangene Urteil
des deutschen Bundesfinanzhofes 9. 11. 1994, II R 87/92, BFHE
176/53).

Anmerkung:

1. Im gegenständlichen Erk geht es um eine sogenannte „mittel-
bare Grundstücksschenkung“. Darunter versteht man den Vorgang,
dass Vermögen (insbesondere Geld oder Sparbücher) geschenkt
wird, um damit dem Beschenkten die Anschaffung eines Grundstü-
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ckes zu ermöglichen. Als schenkungssteuerrechtliche Bemessungs-
grundlage wird dann nicht das Nominale des Geldbetrages oder
des Sparbuches (vgl § 19 Abs 1 ErbStG iVm § 14 BewG), sondern
der Einheitswert des Grundstückes herangezogen (§ 19 Abs 2
ErbStG). Dies bringt eine beträchtliche Steuerersparnis, da der
durch das Geld bzw die Sparbücher abgedeckte Kaufpreis des
Grundstückes idR um ein Vielfaches über dem Einheitswert liegen
würde.

2. Die mittelbare Grundstücksschenkung war im konkreten Fall
auch die einzige Möglichkeit, der Schenkungssteuerpflicht für das
Sparbuch zu entkommen: die Befreiung des § 15 Z 17 ErbStG für
endbesteuertes Vermögen – zu dem grundsätzlich auch ein Spar-
buch bei einer inländischen Bank zählt – greift nämlich nur bei
einem „Erwerb von Todes wegen“ (§ 15 Z 17 iVm § 2 ErbStG) und
daher nicht bei einer „Vorleistung auf das Erbe“, die vielmehr als
Schenkung gem § 3 Abs 1 Z 1 ErbStG iVm §§ 938ff ABGB zu
werten ist.

3. Das Konstrukt der mittelbaren Grundstücksschenkung hat der
VwGH bereits ausführlich in den Erk 23. 9. 1985, 85/15/0171,
ÖStZB 1986, 190 und 24. 5. 1991, 89/16/0068, ÖStZB 1992,
403 behandelt. Er maß in diesen Erk insbesondere dem Parteiwil-
len Bedeutung bei: ob statt der Schenkung von Vermögen wie
Geld oder Sparbüchern doch die Schenkung eines Grundstückes
vorliegt, hänge davon ab, ob nach dem Parteiwillen von Schen-
kendem und Beschenktem ein Grundstück zugewendet werden
soll. Diese Anknüpfung an den Parteiwillen ist auch zivilrechtlich
konsequent (siehe dazu auch Rief/Toifl, Immobilien und Verkehr-
steuern, in Baumann, Hrsg, Immobilien und Steuern, 1996, 71f).
Der Gerichtshof zog im Erk 85/15/0171 (daran anknüpfend 89/
16/0068) allerdings eine Grenze: wenn der offenkundige Sach-
verhalt eindeutig die Verwirklichung des erklärten Willens rechtlich
nicht zulässt, kann dieser Wille für die Beurteilung der Frage, was
geschenkt worden ist, auch nicht herangezogen werden. Er präzi-
siert im Erk 85/17/0171 allerdings nicht genau, welcher Zeitpunkt
die äußerste Grenze bildet. Einerseits sieht er es als verspätet an,
wenn die Zuwendung des Kaufpreises durch den Schenkenden
erst nach dem Besitzerwerb des Grundstückes durch den Beschenk-
ten erfolgt ist, andererseits spricht er davon, dass das Grundstück
im Zeitpunkt des vom Schenkenden gefassten Zuwendungsent-
schlusses (für das Geld bzw die Sparbücher) nicht bereits im Besitz
des Beschenkten sein darf. Das vorliegende Erk 98/16/0401
nimmt diese Präzisierung ebenfalls nicht vor (arg: „keinesfalls“).
Der VwGH setzt nur als äußerste Grenze – in Anlehnung an das
zitierte Urteil des BFH 9. 11. 1994, II R 87/92, BStBl 1995 II 83 =
BFHE 176/53 – den Zeitpunkt der Zuwendung des Kaufpreises
fest: eine mittelbare Grundstücksschenkung liege keinesfalls mehr
vor, wenn die tatsächliche Zuwendung des Kaufpreises nach der
„Übergabe“ (= Besitzerwerb?) des Grundstückes erfolgt.

Christoph Urtz

Ausgewählte Prüfungs-
beschlüsse – VfGH

9. 12. 1999–15. 12. 1999

Gewerbliches Sozialversicherungsgesetz

Prüfung des § 27 Abs 1 Z 3 GSVG (BGBl 560/1978 idF ASRÄG
1997 [BGBl 139/1997] und der 23. Novelle zum GSVG [BGBl I
139/1998]) betreffend den höheren Beitragssatz in der Pensions-
versicherung für die „neuen Selbständigen“ gegenüber allen übri-
gen Pflichtversicherten

9. 12. 1999, B 2251/98 ua (gem Art 140 Abs 1 B-VG von Amts
wegen)

Fremdengesetz

Prüfung einer Wortfolge in § 28 Abs 2 FremdenG (BGBl I 75/
1997) betreffend die ausschließlich an das Aufenthaltsrecht der
Mutter geknüpfte Befreiung von der Sichtvermerkspflicht von in
Österreich geborenen Kindern Fremder

10. 12. 1999, B 1017/98 (gem Art 140 Abs 1 B-VG von Amts
wegen)

Pensionssicherungsbeitragsverordnung 1996

Prüfung einer Wortfolge in § 1 Z 1 PensionssicherungsbeitragsV
1996 (BGBl 72/1996) nach Feststellung der Verfassungswidrig-
keit der gesetzlichen Grundlagen

15. 12. 1999, B 2180/96 (gem Art 139 Abs 1 B-VG von Amts
wegen)
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rechnung, Missbrauch und wirtschaft-
liche Betrachtungsweise bei Stiftungs-
vorgängen

857. Huber, Katharina: Lärmvor-
schriften in Österreich

860. Moosbauer, Heinz und Wolf-
gang Gratt: Betriebslärm – Ist-Maß
und Messungen

865. Kind, Martin: Lärmprobleme
mit Schanigärten

872. Fitzal, Claudia: Rechtspre-
chungsübersicht Lärmimmissionen im
Zivilrecht

Finanz-Journal
12, 319. Kneidinger, Christian:Bindungs-

wirkung eines Urteils für das Abgabe-
verfahren und der abgabenrechtli-
chen Entscheidung für das Finanzstraf-
verfahren

Der Gesellschafter
4, 208. Tanzer, Michael: Die Zurech-

nung von Einkünften bei juristischen
Personen im Körperschaftsteuerrecht (I)

218. Harrer, Friedrich: Die stille Ge-
sellschaft in der Krise des Geschäfts-
inhabers

226. Beiser, Reinhold: Die handels-
rechtliche Ausschüttungspolitik im Licht
der steuerlichen Einlagenrückzahlung

234. Winkler, Oskar und Albert
Birkner: Informationsweitergabe bei
due diligence und Aktienerwerb

Gewerblicher Rechtsschutz und
Urheberrecht
Internationaler Teil
12, 995. Mankowski, Peter: Besondere

Formen von Wettbewerbsverstößen
im Internet und Internationales Wett-
bewerbsrecht

immolex
12, 333. Tonkli, Oskar: Wohnrecht und

Einsparcontracting

Juristische Blätter
12, 758. Roth, Marianne und Verena

Döring: Das Haager Abkommen über
den Schutz von Kindern. Eine Revision
des Haager Minderjährigenschutzab-
kommens von 1961

773. Bußjäger, Peter: Bemerkungen
zur Neuregelung der Kompetenzver-

teilung auf dem Gebiet des Dienst-
rechtes der öffentlich Bediensteten

781. Weiß, Dieter: Tarifeinheit oder
Tarifvielfalt im ungegliederten Misch-
betrieb? Grenzen der Tarifeinheit
nach § 9 Abs 3 ArbVG

791. Reindl, Susanne: Die nachträg-
liche Offenlegung von Vermittlungs-
daten des Telefonverkehrs im Strafver-
fahren („Rufdatenrückerfassung“)

Liechtensteinische Juristen-Zeitung
4, 63. Ritter, Christian: Das Recht auf

Akteneinsicht im liechtensteinischen
Strafverfahren

70. Vorhauser Malin, Helene und
Patricia Büchel: Das begleitete Be-
suchsrecht in Liechtenstein

73. Bösch, Harald: Bemerkungen
zur Haftung des Treuhänders für fal-
sche Angaben und zu anderen aktu-
ellen Fragen des liechtensteinischen
Treuhandrechts. Zugleich eine Bespre-
chung des oberstgerichtlichen Urteils
vom 1. 7. 1999, 3 C 46/95-71 (in
diesem Heft S 248)

Neue Juristische Wochenschrift
51, 3737. Spindler, Gerald: Das Jahr

2000-Problem in der Produkthaftung:
Pflichten der Hersteller und der Soft-
warenutzer

3745. Hartmann, Peter: Das neue Ge-
setz zur Förderung der außergerichtli-
chen Streitbeilegung

3750. Bartosch, Andreas: Die neue
EG-Kabelfernseh-Richtlinie

1/2000, 7. Rodi, Michael: Grundlagen
und Entwicklungslinien des Atomrechts

14. Grundmann, Stefan: Europäi-
sches Schuldvertragsrecht

23. Heß, Burkhard: Die „Europäi-
sierung“ des internationalen Zivilpro-
zessrechts durch den Amsterdamer
Vertrag – Chancen und Gefahren

2/2000, 118. Seitz, Walter: Kopf gegen
Bauch. Anwaltsschriftsätze und ihr ge-
setzlicher Richter

122. Kittler, Matthias: Die öffentli-
che Hand als Werbeträger im Internet
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Österreichische Blätter für
gewerblichen Rechtsschutz
und Urheberrecht
6, 267. Schönherr, Georg: Wettbe-

werbsrechtliche Aspekte des Internet

Österreichische Juristen-Zeitung
23–24, 861. Hopf, Gerhard und Johannes

Stabentheiner: Das Eherechts-Ände-
rungsgesetz 1999. 2. Teil

877. Wegscheider, Herbert und
Oliver Plöckinger: Zur Funktion des
Generalprokurators im Verfahren vor
dem OGH

884. Strasser, Gottfried: Die Gene-
ralprokuratur – ein „unbekanntes
Wesen“, aber keine „Anklagebe-
hörde“

886. Buchberger, Waldemar: Die
„sonstigen Leistungen“ gemäß § 8
Abs 5 AHR

Österreichische Richterzeitung
1/2000, 2. Grafl, Christian: Überlegun-

gen zur unterschiedlichen Rechtspre-
chung in Verkehrsstrafsachen

13. Bittmann, Klaus-Peter: Das Eu-
ropäische Justitielle Netzwerk (EJN)

15. Knöbl, Friedrich H.: Der Aus-
gleichsanspruch der Kfz-Händler –
Die Münchner Formel

Österreichische Zeitschrift
für Wirtschaftsrecht
4, 97. Thurnher, Viktor: Energieliefer-

verträge im neuen Umfeld. Alte und
neue Strom- und Gaslieferverträge
nach der Energierechtsreform

105. Ritter, Markus: Sprachliche An-
forderungen an Warenetikettierungen
und freier Warenverkehr

Österreichisches Recht
der Wirtschaft
12, 769. Thiele, Clemens: Ersatz von

Detektivkosten

774. Öhler, Matthias: Vergaberecht:
Anfechtbarkeit der Zuschlagsentschei-
dung und Aufhebung bereits erteilter
Aufträge

795. Burger, Karin: Neuerungen
beim Karenzurlaub

Steuer- und Wirtschaftskartei
35/36, S 832. Koch, Oliver: Selbstbelas-

tung durch Selbstanzeige? Zur Selbst-
anzeige der Wirte beim Zusammen-
hang mit den „Letztverbraucherliefe-
rungen“ durch Brauereien

1/2000, S 30. Schneider, Robert: Zuord-
nung der Bezüge von Lehrbeauftrag-
ten. Einleitung eines Verordnungsprü-
fungsverfahrens durch den VfGH

2/2000, W 4. Lauss, Wolfgang: Neue
OGH-Entscheidung zu den Grenzen
der Zulässigkeit des Down-stream-
mergers

Wirtschaftsrechtliche Blätter
Dezember, 529. Köck, Elisabeth: Submis-

sionsabsprachen: Betrug oder Straf-
barkeit nach dem Kartellgesetz?

539. Gruber, Michael: Kfz-Werk-
stätte und Markenschutz – EuGH Rs
C-63/97 „BMW“

Wohnrechtliche Blätter
1/2000, 1. Schauer, Martin: Die Euro-

Umstellung und ihre Auswirkungen
auf das Wohnrecht

13. Vonkilch, Andreas: Ein kriti-
scher Blick auf den neuen § 44 MRG.
Vorgeschichte, verfassungsrechtliche
Bedenken und erste dogmatische
Analyse der Detailprobleme

Zeitschrift der unabhängigen
Verwaltungssenate
4, 10. Schrammel, Walter: Die Be-

schäftigung ausländischer Staatsbür-
ger aus europarechtlicher und natio-
naler Sicht

Zeitschrift für Insolvenzrecht
und Kreditschutz
6, 181. Burgstaller, Alfred und Elisabeth

Sittenthaler: Überschuldung als Kon-
kursgrund bei Gemeinden?

185. Fellner, Markus und Sabine
Kristen: Umsatzsteuer aus Sondermas-

sekosten – Bemessung des Ersatzan-
spruches

191. Konecny, Andreas und Romana
Weber: Aufrechnung durch Sozialver-
sicherungsträger im Privatkonkurs

Zeitschrift für Verkehrsrecht
12, 398. Reindl, Peter und Johannes

Stabentheiner: Fun-Parks für Snow-
boarder

425. Kaltenegger, Armin und Thomas
Koller: Die Entwicklung der Gurtenan-
legepflicht. Chronologische Übersicht

Zeitschrift für Verwaltung
6, 814. Baumgartner, Gerhard: Bau-

landmobilisierung durch Beitragsvor-
schreibungen nach dem oö ROG

828. Faber, Ronald: Die Neuord-
nung der Gemeindewachkörper durch
die B-VG-Novelle 1999

Neu erschienen
Diese Liste soll Ihnen einen Überblick über
Neuerscheinungen bieten, erhebt aber kei-
nesfalls einen Anspruch auf Vollständigkeit.
B-VG. Bundes-Verfassungsgesetz mit Ne-

benverfassungsgesetzen. 9. Aufl.Stand
1. 10. 1999. Von Klecatsky/Mor-
scher. Verlag Manz, Wien 1999.
XVI, 478 Seiten, br, S 168,–.

Gefahrgutrecht. Von Heinz Berger. Verlag
Österreich, Wien 1999. 245 Seiten,
br, S 398,–.

GmbHG und die wichtigsten Nebengesetze.
8. Aufl. Stand 1. 12. 1999. Von
Torggler/Torggler. Verlag Manz,Wien
1999. XXII, 334 Seiten, br, S 288,–.

Kodex Verfassungsrecht. 15. Aufl. Stand
1. 10. 1999. Bearbeitet von Christoph
Lanner. Verlag Orac, Wien 2000.
920 Seiten, br, S 295,–, Abo S 236,–.

Kodex zur ZPO. 2. Aufl. Von Walter Rech-
berger. Verlag Springer, Wien 2000.
XXII, 1527 Seiten, geb, S 3450,–.

StPO. Strafprozeßordnung. GRBG. 3. Aufl.
Stand 1. 1. 2000. Von Pleischl/
Soyer. Verlag Österreich, Wien
2000. 492 Seiten, br, S 398,–.
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Für Sie gelesen
■ Anwaltsrecht. Von Erich Feil / Fritz

Wennig. 2. überarbeitete Auflage1999.
Verlag Linde, Wien 1999. 652 Seiten,
geb, S 1290,–.

Im Anwaltsblatt 1998/8 wurde das „An-
waltsrecht“ von Feil und Wennig, damals
neu erschienen, als großer Wurf gewür-
digt; in meiner damaligen Rezension habe
ich dieses Werk als Standardwerk über
die Darstellung des Disziplinarrechtes be-
zeichnet.

Nunmehr liegt die zweite überarbeitete
Auflage vor, die das Rechtsanwalts-Berufs-
recht-Änderungsgesetz 1999 eingearbei-
tet erhielt, wobei die Anmerkungen auf-
grund dieser Gesetzesänderungen neu for-
muliert und angeglichen und die seit dem
Erscheinen der ersten Auflage ergangenen
Entscheidungen eingearbeitet wurden.

Beim RAPG wurde zu § 8 die jüngste
höchstgerichtliche Entscheidung (AnwBl
1999/177) in den Anmerkungsteil aufge-
nommen. Beim RATG wurden in den An-
merkungen die jüngste Judikatur und Lite-
ratur mit Stand 1. 9. 1999 eingearbeitet
und auch die durch das BGBl I 1999/71
eingetretenen Änderungen berücksichtigt
und die Anmerkungen in diesen Gesetzes-
änderungen angeglichen.

Der Anmerkungsteil zu den AHR wurde
durch Einarbeitung weiterer Entscheidun-
gen ebenfalls erweitert.

Die Anmerkungen zur Anwaltshaftung
wurden durch Voranstellung einer Über-
sicht benutzerfreundlicher gestaltet und
dazu die jüngste Literatur und Judikatur
eingearbeitet.

Im Anmerkungsteil Disziplinarstatut wurde
die seit dem Erscheinen der ersten Auflage
veröffentlichte Literatur und Judikatur ein-
gearbeitet.

Da auch die an die Autoren herangetra-
genen Anregungen zur ersten Auflage be-
rücksichtigt sind, erweist sich dieses Werk
inzwischen tatsächlich als Standardwerk
für das Anwaltsrecht.

Peter Knirsch

■ EuGVÜ * LGVÜ. Von Matthias Neumayr.
Verlag Orac, Wien 1999. 144 Seiten,
br, S 390,–.

Das 1968 abgeschlossene „Brüsseler Über-
einkommen“ (EuGVÜ) dient in erster Linie
dazu, den „freien Urteilsverkehr“ zwischen
den Mitgliedstaaten der EG zu ermögli-
chen und damit zur Förderung des Binnen-
marktes beizutragen. Erweitert wurde es
20 Jahre später durch das „Lugano-Über-
einkommen“ (LGVÜ), durch welches auch
die EFTA-Staaten miteingebunden wurden.
In Österreich steht das LGVÜ seit dem
1. 9. 1996 und das EuGVÜ seit dem
1. 12. 1998 in Geltung, wodurch das ös-
terreichische Zivilprozessrecht in wichtigen
Teilbereichen nunmehr durch ein europäi-
sches Zivilprozessrecht überlagert wird.
Neumayr hat eine systematische Untersu-
chung beider Übereinkommen vorgelegt,
indem er vorerst die Ziele, den Aufbau und
die Bedeutung des EuGVÜ und des LGVÜ
behandelt, sodann ihre historische Ent-
wicklung und den derzeitigen Ratifizie-
rungsstand. Es folgt eine kurze Darstellung
der Grundregeln der Übereinkommen und
schließlich in einem ersten ausführlicheren
Teil die Behandlung konkurrierender Zu-
ständigkeiten neben dem Wohnsitz bzw
Sitz, wobei insbesondere auf die verschie-
denen Gerichtsstände eingegangen wird.
Ein weiteres Kapitel des Buches ist dem
Anwendungsbereich (sowohl in sachlicher
als auch in persönlicher und zeitlicher
Hinsicht) des EuGVÜ und des LGVÜ, und
dem Ablauf der Zuständigkeitskontrolle im
Erkenntnisverfahren gewidmet. Den Ab-
schluss bilden der Abschnitt über die Aner-
kennung und Vollstreckung sowie ein Aus-
blick auf die Zukunft des europäischen
Zivilprozessrechts.
Als Hilfestellung für die Praxis sind eine
Checkliste zur Prüfung der Zuständigkeit
für eine Zivilklage sowie eine systemati-
sierte Zusammenfassung der zu diesem
Thema ergangenen Entscheidungen des
EuGH und der österreichischen Gerichte
zu verstehen.
Der Verfasser hat eine komprimierte und
daher für den Praktiker sehr hilfreiche Dar-

stellung gewählt. Zugleich liegt für ein rela-
tiv junges und daher literarisch noch
wenig untersuchtes Rechtsgebiet ein aktu-
elles Nachschlagewerk vor. Es ist daher
ein wertvoller Beitrag für jede prozess-
rechtliche Handbibliothek.

Michael Enzinger

■ Allgemeines Verwaltungsrecht. Von
Susanne Fürst. Orac Rechtsskripten/
Öffentliches Recht. Verlag Orac, Wien
1999. 104 Seiten, geheftet, S 160,–.

Der Rechtsstoff, der vom Studenten in
einem Studium, das in allzu viele Einzel-
prüfungen „zerlegt“ ist, verlangt wird, ist
gewaltig angeschwollen. Einzelprüfungen
verleiten darüber hinaus auch so man-
chen Prüfer zu unangemessenen Detailfra-
gen, die er „ernstlich“ beantwortet wissen
möchte und bei denen er sich nicht auf das
prüfen beschränkt, ob der Kandidat das
Problem überhaupt verstanden hat und
sich in geeigneter Weise „weiterzuhelfen“
weiß. Lehrbücher in einem Sinn, wie sie
viele Jahre hindurch verstanden – und ver-
wendet – worden sind, treten in den Hin-
tergrund, und die Kandidaten begnügen
sich mit, wie der Rezensent zu sagen
pflegt, „Vokabeln“, deren „Übersetzung“
bzw Bedeutung sie nicht kennen. Das
Rechtsstudium droht auf diese Art und
Weise – jedenfalls für die Masse der Stu-
denten – ins Abseits zu geraten.

Quasi im Zug einer Pendelbewegung sind
nun wieder skriptenhafte Lehrbücher oder –
wie im vorliegenden Fall – expressis verbis
als „Rechtsskripten“ bezeichnete Lernbe-
helfe in Mode gekommen. Sie sind im All-
gemeinen geeignet, rechtliche und sach-
liche Zusammenhänge darzustellen, die
dem Studenten mehr und mehr verborgen
bleiben – nicht zuletzt auch deshalb, weil
eigenes „Hinterfragen“ und „Forschen“
mehr und mehr – jedenfalls im Durch-
schnitt – unterlassen wird.

Mit einem solchen Skriptum haben wir es
auch hier zu tun. Es werden sehr kurz,
übersichtlich und zum Teil fast schlagwort-
artig – jedoch: immer mit Beispielen verse-
hen – die Grundbegriffe des Allgemeinen
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Verwaltungsrechts, die Organisation der
Verwaltung, die verfassungsrechtlichen
Grundsätze für die Verwaltung, die Rechts-
quellen des Verwaltungsrechts, das hoheit-
liche Verwaltungshandeln, die Privatwirt-
schaftsverwaltung, die schlichte Hoheitsver-
waltung sowie öffentlich-rechtliche Rechte
und Pflichten bzw Verwaltungsrechtsver-
hältnisse und das öffentliche Vermögens-
recht dargestellt.

Die Darstellungen sind, wie schon erwähnt,
kurz und übersichtlich; unter Berücksichti-
gung dieser skriptenartigen Kürze sind sie
auch, wie jedenfalls eine erste Durchsicht
zeigt, richtig. Dem „eiligen“ Studenten
wird daher auch das vorliegende Skriptum
„liegen“.

Dass dieses Skriptum freilich im Allgemei-
nen – zumal dann, wenn es als einzige
Lernunterlage verwendet wird – nicht dazu
anregen wird, aus Eigenem der einen
oder anderen Frage vertieft – zB auch
anhand des Gesetzestextes (!) – nachzu-
gehen, ist eine andere Sache. Mit dieser
Entwicklung müssen wir uns aber ohnehin
abfinden: Wer das weiß, was zB im vorlie-
genden Skriptum zum Allgemeinen Verwal-
tungsrecht geschrieben steht, der wird im
Allgemeinen bei der Prüfung keine Schwie-
rigkeiten haben. Ob dieses Skriptenwissen
freilich über die Prüfung hinaus für eine
seriöse praktische Tätigkeit – von Wissen-
schaft ist ohnehin selten die Rede – taugt,
das muss man als zweifelhaft ansehen. Da
es aber – jedenfalls im Allgemeinen – nur
darum geht, die Prüfungen – in kleine Ein-
heiten „zerlegt“ – zu bestehen und das Stu-
dium formal abzuschließen, ist das vorlie-
gende – an sich sehr gute – Skriptum bes-
tens geeignet, diesem Zweck zu dienen.
Der Rezensent empfiehlt es daher den Stu-
denten ausdrücklich und nachdrücklich.

Walter Barfuß

■ Der Unbegriff des Politischen. Von
Peter Bußjäger. Juristische Schriften-
reihe, Band 126. Verlag Österreich,
Wien 1999. 140 Seiten, br, S 398,–.

„Die kollektive Macht windet und bäumt
sich in den Fesseln des Rechts“, hat

Klecatsky schon 1954 geschrieben. Kaum
irgendwo windet sie sich so wortgewaltig
und auf so hohem theoretischem Niveau
wie bei Bußjäger. Er mokiert sich über
das „traditionelle österreichische Kelsen/
Merkl’sche Verwaltungsmodell“, nach dem
die Verwaltung „als Maschine, die Rechts-
vorschriften und nichts anderes verarbei-
tet“, „funktioniert“. Es werde häufig „per-
horresziert“, daß auch in der Einzelfallent-
scheidung politische Wertentscheidungen
und Interessenabwägungen getroffen wür-
den. Es würde aus seiner Sicht eine Art
„Vergangenheitsbewältigung der Rechts-
wissenschaft“ bedeuten, wenn es ihr ge-
länge, den Begriff der politischen Entschei-
dung aus der grundsätzlichen Vorstellung
von Unsachlichkeit und Willkür heraus-
zuführen. Das Prinzip der Gesetzmäßig-
keit des Verwaltungshandelns habe als
„Mythos eher eine Verdrängung, denn
eine Bewältigung des Politischen bewirkt“.

Er meint, daß der Stufenbau der Rechtsord-
nung im Sinne Kelsens das Problem des
Souveränitätsbegriffes dadurch „löse, daß
er es negiere“. Durch „Gegenbürokratien“
und die „schon fast zum Mythos erho-
bene integrative Gesamtschau“ werde ein
„Mythos von der Allwissenheit der Exper-
ten“ fabriziert, der in Wahrheit die inhalt-
liche Kontrolle durch den Formalismus
ersetze.
Der Autor mißt seine Ergebnisse an der
geltenden Spruchpraxis der Gerichtshöfe
des öffentlichen Rechts und versucht, Lö-
sungswege aufzuzeichnen. Für den Rechts-
praktiker ist die Studie interessant, weil sie
seine eigenen Beobachtungen bestätigt.
Eine andere Frage ist jene nach der
Lösung. Auch hier lohnt sich eine Ausein-
andersetzung mit dem Buch, weil die
Verwaltung in Wahrheit so agiert, wie es
Bußjäger theoretisch zu legitimieren ver-
sucht.

Indexzahlen Dezember 1999

Berechnet vom Österreichischen Statistischen Zentralamt

Index der Verbraucherpreise 96 (∅ 1996 = 100) 103,9

Großhandelsindex (∅ 1996 = 100) 100,1

Verkettete Vergleichsziffern

Index der Verbraucherpreise 86 (∅ 1986 = 100) 135,9

Index der Verbraucherpreise 76 (∅ 1976 = 100) 211,2

Index der Verbraucherpreise 66 (∅ 1966 = 100) 370,6

Verbraucherpreisindex I (∅ 1958 = 100) 472,2

Verbraucherpreisindex II (∅ 1958 = 100) 473,7

Lebenshaltungskostenindex (April 1945 = 100) 4149,4

Lebenshaltungskostenindex (April 1938 = 100) 3524,3

Kleinhandelsindex (März 1938 = 100) 3576,1

Großhandelsindex (∅ 1986 = 100) 104,4

Großhandelsindex (∅ 1976 = 100) 138,9

Großhandelsindex (∅ 1964 = 100) 231,3

Großhandelsindex (März 1938 = 100) ohne MWSt 2257,2
Zahlenangaben ohne Gewähr
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Bußjägers Antwort ist, daß die Verwaltung
durch die – indirekte – Wahl der obersten
Organe legitimiert sei, und daraus be-
ziehe auch die politische Einzelfallent-
scheidung ihre demokratische Legitima-
tion, was Soziologen für Wahlentschei-
dungen allerdings kaum bejahen werden
(man denke an den 3. 10. 1999).

Im Kern hat Bußjäger aber teilweise recht.
Es gibt natürlich Entscheidungen, die juri-
stisch nicht faßbar sind, es gibt aber auch
den behördlichen Willkürakt, der juristi-
sche Scheinlegitimation über „frisierte“ Tat-
sachenfeststellungen vortäuschen will. Die
Antwort wäre wohl wiederum bei Klecatsky
zu finden, dessen theoretische Arbeiten
zum Ermessen nach wie vor unerreicht
sind. Tatsachenmaßnahmen von Beschei-
den müßten einer rigorosen Tatsachenkon-
trolle durch unabhängige Gerichte mit Au-
genscheinsverhandlung unterworfen sein.
Allein bei sauber festgestellten Entschei-
dungsgrundlagen im tatsächlichen wäre
mancher politische Willkürakt undenkbar.
Bei der Ermessensfrage wird man sich
dagegen wohl manchmal mit einer Exzeß-
kontrolle der Verwaltungsgerichtsbarkeit
begnügen müssen, will man Formaljudika-
tur wie jene der UVS vermeiden.

Wer regelmäßig mit der Verwaltung zu
tun hat, sollte sich mit dem Buch auseinan-
dersetzen. Es schärft den Blick für manche
Scheinjudikatur der Verwaltungsgerichte.

Wilfried Ludwig Weh

■ „Die ‚Neue‘ Arbeit. Die rechtspoli-
tischen Herausforderungen“. Schriften
zur Rechtspolitik. Von Johannes W.
Pichler (Hrsg). Verlag Österreich, Wien
1999. 308 Seiten, br, S 498,–.

Die einzelnen Beiträge einer Tagung, ver-
anstaltet von den Instituten für Arbeits- und
Sozialrecht an den Universitäten Salzburg
und Graz, sind hier zusammengefasst.
Anlass gaben die sich aus der steigenden
Arbeitslosigkeit ergebenden Fragen ande-
rer Erwerbsmöglichkeiten selbstständiger
Art, Umverteilung der Arbeit, die mit inte-
ressanten Beiträgen wie zur Frage des
Abschieds vom Modell der Normalarbeits-

zeit, Flexibilisierung des Arbeitsrechtes,
Wertwandel im Wohlfahrtsstaat bis zu
politischen Themen wie dem Kinderbetreu-
ungsgeld und der Grundsicherung des
Einkommens als Rechtsanspruch diskutiert
wurden. 21 namhafte Vortragende kom-
men zu Wort, wissenschaftlich interessant,
für den Anwalt von zumindest für mich
nicht erkennbarem praktischen Nutzen.

Ruth E. Hütthaler-Brandauer

■ Die Rechte des Arbeitnehmers bei Insol-
venz. Von Wolfgang Holzer / Gert-
Peter Reissner / Walter Schwarz. Ver-
lag des ÖGB, Wien 1999. 726 Seiten,
br, S 820,–.

Nun schon in vierter Auflage erschienen,
hat das vorliegende Buch Altbewährtes mit
Neuem erfolgreich verbunden. An Neuem
wurden seit dem Erscheinen der dritten
Auflage 1993 zahlreich ergangene ein-
schlägige Entscheidungen sowie die be-
deutsamen Novellen zum Insolvenz-Recht
(IRÄG 1997 und Nov 1997 zum IESG)
eingearbeitet. Beibehalten haben die Au-
toren dankenswerterweise den Aufbau die-
ses Werkes, womit sie zur Übersicht dieses
außerordentlichen komplexen Themas we-
sentlich beigetragen haben.

Teil I. enthält eine Kommentierung des
IESG, die ebenso wie Teil II. nach Paragra-
phen gegliedert ist und so die Auffindung
der benötigten Textstellen erheblich verein-
facht. In Teil II. werden von den Autoren
arbeitsrechtbezogene Bestimmungen der
KO sowie der AO kommentiert.

Der Vollständigkeit halber finden sich in
Teil III. einschlägige Rechtsquellen bis hin
zur Insolvenz-Richtlinie der EU.

Den Verfassern ist es mit diesem Werk
wieder einmal gelungen, zwischen detail-
lierten Ausführungen die Übersicht nicht zu
verlieren.

Georg Grießer

■ Strafrecht Besonderer Teil I (zweite Auf-
lage). Von Peter Lewisch. WUV-Univer-
sitätsverlag, Wien 1999. 318 Seiten,
br, S 348,–.

Kommentare zum Besonderen Teil (BT) des
StGB sind verhältnismäßig zahlreich. Die
etwas weniger zahlreichen Lehrbücher zum
BT unterscheiden sich freilich kaum hievon:
Auch darin werden meist nur (isoliert) die
einzelnen Tatbestände des BT kommen-
tiert.

Die somit vorhandene Lücke an systemati-
sierender Literatur zum BT des StGB hat
Peter Lewisch mit seinem 1999 bereits in
zweiter Auflage erschienenen Lehr- und
Studienbuch zum BT I (§§ 75 bis 167
StGB) zu schließen versucht. Das Werk
folgt dabei einem klaren Konzept: Den
einzelnen Tatbeständen des StGB wird
zunächst eine kurze Einleitung vorange-
stellt. In dieser erläutert Lewisch in knap-
pen Worten den entsprechenden Tatbe-
stand und weist zugleich auf die Hauptpro-
bleme des entsprechenden Deliktes hin.
Danach bespricht der Autor den entspre-
chenden Tatbestand, wobei das Wesent-
liche in Normalschrift, Sonderprobleme
oder Randgebiete hingegen im Kleindruck
gestaltet sind.

Das Buch bietet dichte Information: Lewisch
referiert und erörtert nämlich nicht nur die
Judikatur. Er stellt stets auch die bisweilen
kontroversiellen Lehrmeinungen dar, lässt
aber auch eigene kritische Anmerkungen
und Hinweise nicht vermissen. Bei all dem
verliert Lewisch nie den Überblick über die
in der Praxis wesentlichen Fragestellun-
gen, die idR besonders ausführlich – zu-
meist mit besonders vielen Judikaturbei-
spielen – erörtert werden (zB §§ 80f, 88,
127 StGB).

Seiler hat bereits bei der Besprechung der
ersten Auflage des angezeigten Werkes
(JBl 1998, 811 [812]) zutreffend darauf
hingewiesen, dass sich in Lewischs Lehr-
und Studienbuch „gerade zu den Stan-
dardfragen des (Straf-)Rechtsalltages so-
fort die Antwort der hL und Judikatur“
finde. Folglich kann das angezeigte Werk
nicht nur Studierenden, sondern vor allem
auch Praktikern wärmstens empfohlen wer-
den.

Peter Zöchbauer
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Rechtsanwaltskanzlei

Prunbauer, Themmer & Toth
in Wien 1, Biberstraße 15

sucht

engagierte(n) KONZIPIENT(IN)

mit abgelegter RA-Prüfung

oder großer LU

Bewerbungen schriftlich oder telefonisch

unter 01/51506-14

Übernehme Substitutionen in Wien und Umgebung, auch kurzfris-
tig, in Zivil- und Strafsachen (Jugendgerichtshofnähe). Dr. Christa
Scheimpflug, Rechtsanwalt, Erdberger Lände 6, 1030 Wien.

Telefon (01) 713 78 33 und 712 32 28, auch außerhalb der Büro-
zeiten, Telefax 713 78 33-74 oder Mobiltelefon (0663) 02 86 36
und (0664) 430 33 73.

■

RA Dr. Klaus Estl, Schanzlgasse 4a, 5020 Salzburg (100 Meter
vom Landesgerichtsgebäude Salzburg entfernt), übernimmt Substi-
tutionen in Zivil- und Strafsachen.

Telefon (0662) 84 31 64, 84 31 65, Telefax 84 44 43.

■

RA Dr. Michael Drexler, 1090 Wien, Hörlgasse 4/5, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.

Telefon (01) 317 42 88, Telefax 317 42 88-20.

■

RA Dr. Elisabeth Nowak, 1190 Wien, Gymnasiumstraße 68/6,
Telefon (01) 369 59 34, Telefax (01) 369 59 34-4, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung,
insbesondere vor den Bezirksgerichten Döbling und Hernals.

■

Substitutionen in Salzburg und Umgebung, vor Gerichten, Ämtern
und Behörden, macht für Sie Dr. Christian Greinz, RA, 5020 Salz-
burg, Fürstenallee 50, Telefon (0662) 82 57 53, Telefax (0662)
82 57 05, Mobiltelefon (0664) 410 10 25, Privatanschluß
(06212) 71 60, durchgehend erreichbar.

■

RA Dr. Helmut Denck, 1010 Wien, Fütterergasse 1, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.

Telefon (01) 535 60 92, Telefax 535 53 88.

■

RA Dr. Christian Leskoschek, 1010 Wien, Spiegelgasse 19/17,
Telefon (01) 512 66 82, Telefax (01) 513 94 50-20, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung.

■

RA Dr. Christian Adam, 5020 Salzburg, Sigmund Haffner-Gasse 3,
übernimmt Substitutionen aller Art in Salzburg und Umgebung.

Telefon (0662) 84 12 22-0, Telefax (0662) 84 12 22-6.

■

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und Strafsachen
übernimmt RA Mag. Erich Hochauer, 1010 Wien, Fütterergasse 1.

Telefon (01) 532 19 99, Telefax (01) 535 53 88.

RA Dr. Wolf-Georg Schärf, 1010 Wien, Kramergasse 1/12, über-
nimmt Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien sowie vor
den Bezirksgerichten Mödling und Purkersdorf sowie Interventio-
nen bei Exekutionen ab einem Streitwert von S 100.000,–.
Telefon (01) 533 39 51, Telefax (01) 533 39 52.

■

Substitutionen aller Art in Wien und Umgebung, insbesondere vor
den BG Liesing und Hietzing, übernimmt – auch kurzfristig –
RA Mag. Irene Haase, An der Au 9, 1230 Wien.
Telefon/Telefax (01) 888 24 71, (0676) 528 3114, durchgehend
erreichbar.

■

Übernehme Substitutionen aller Art, auch kurzfristig in Wien
und Umgebung: Dr. Wolfgang Langeder, Harkortstraße 9/19,
1020 Wien.
Telefon und Telefax (01) 726 71 44 sowie (0676) 326 86 18.

■

Substitutionen aller Art (auch in Straf- und Exekutionssachen) in
Wien und Umgebung (in Wien auch kurzfristig) übernehmen die
Rechtsanwälte Mag. Wolfgang Reiffenstuhl & Mag. Günther Reif-
fenstuhl, Hofenedergasse 3/2, 1020 Wien.
Telefon (01) 218 25 70, Telefax (01) 218 84 60.



176 AnwBl 2000/3

Anzeigen

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und Strafsachen
übernimmt RA Mag. Georg E. Thalhammer, 1010 Wien, Woll-
zeile 15/15.
Telefon (01) 512 04 13, Telefax (01) 512 62 21.

■

RA Mag. Gerlinde Goach, 8101 Gratkorn, Andreas-Leykam-Platz 2,
übernimmt Substitutionen in Zivil-, Straf- und Verwaltungssachen
vor den Gerichten und Verwaltungsbehörden in Graz, Frohnleiten,
Bruck an der Mur, Leoben, Weiz, Gleisdorf und Leibnitz.
Telefon (03124) 231 77, Telefax (03124) 232 88.

■

Verfahrenshilfe in Strafsachen. RA Dr. Irene Pfeifer-Preclik, Rie-
mergasse 10, 1010 Wien, Telefon und Telefax (01) 512 22 90,
(0664) 302 53 56, übernimmt Substitutionen, auch Verfahrens-
hilfe in Strafsachen und Rechtsmittel.

■

RA Dr. Michaela Iro, 1030 Wien, Invalidenstraße 13, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung.
Jederzeit, auch außerhalb der Bürozeiten, erreichbar.
Telefon (01) 712 55 20 und (0664) 144 79 00, Telefax (01)
713 07 54, e-mail iro@aon.at.

Ich übernehme für Sie Substitutionen vor den BG Thalgau, Mond-
see und St. Gilgen sowie vor dem LG Salzburg:
RA Dr. Hermann Spatt, 5303 Thalgau, Marktplatz 4, Telefon
(06235) 61 10, Telefax (06235) 61 10-11, Mobiltelefon (0699)
17 17 61 10.

■

RA Dr. Susanne Pertl, 1040 Wien, Favoritenstraße 41/16, über-
nimmt Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umge-
bung, auch kurzfristig.

Telefon (0699) 10 50 58 52, Telefax (01) 505 85 21.

■

RA Mag. Doris Perl, 2230 Gänserndorf, Bahnstraße 20, über-
nimmt Substitutionen aller Art, auch kurzfristig, vor allen Gerichten
im Sprengel des LG Korneuburg sowie vor allen Wiener Gerichten.

Telefon und Telefax (02282) 33 99, Handy (0676) 511 94 92.

■

RA Dr. Thomas Würzl, 1010 Wien, Bauermarkt 6, übernimmt in-
folge Kanzleieröffnung Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.

Telefon (01) 532 27 80, Telefax (01) 533 90 45.

■

RA Mag. Johann Meisthuber, Kaigasse 36/1, 5020 Salzburg (un-
mittelbare Gerichtsnähe), übernimmt – auch kurzfristig – Substitu-
tionen aller Art in Salzburg und Umgebung.

Telefon (0662) 84 38 52, Telefax (0662) 84 04 94, e-mail:
RA-MEISTHUBER@AON.AT

■

Substitutionen in Kärnten übernimmt Mag. Dr. Reimer Bahr,
9500 Villach, 8.-Mai-Platz 3.

Telefon (04242) 21 63 30, Telefax 21 63 40, Mobiltelefon (0664)
181 80 36.

■

Substitutionen aller Art, auch kurzfristig, in Wien und Umgebung:
Mag. Katharina Kurz, Fleschgasse 34, 1130 Wien.

Telefon (01) 877 38 90, Telefax (01) 877 38 90-6, Handy (0664)
441 55 33.

■

London: Philip Moser, MA (Cantab), Barrister, Europarecht, Kol-
lisionsrecht und engl Recht, Beratung und Vertretung vor Gericht:
The Chambers of Harvey McGregor QC, 4 Paper Buildings,
Temple, London EC4Y 7EX, Telefon (0044171) 353 33 66, Tele-
fax (0044171) 353 57 78.
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Deutschland: Rechtsanwaltskanzlei Buder & Herberstein stehen
österreichischen Kollegen für Mandatsübernahmen zur Verfügung.

A-1080 Wien, Lerchenfelder Straße 94, Telefon (01) 402 45 31,
Telefax (01) 402 45 31-33, e-mail: buder.herberstein@vip.rdb.at;
D-40235 Düsseldorf, Burgmüllerstraße 8, Telefon (0049 211)
691 14 93.

■

Rechtspraktikant mit sehr guten Englisch- und ausgezeichneten
Französischkenntnissen, Auslandsstudium, EDV-Kenntnissen, Dis-
sertation in Strafrecht, sucht Stelle als Rechtsanwaltsanwärter ab
1. 8. 2000.

Zuschriften an den Verlag unter Chiffre A-100553.

■

Rechtsanwaltskanzlei in Wien mit Schwerpunkt Bauvertrags- und
Wirtschaftsrecht sucht Konzipienten/in mit ca einjähriger RA-
Praxis.

Zuschriften an den Verlag unter Chiffre A-100555.

■

Absolvent der Universität Graz sucht Konzipientenstelle; Gerichts-
jahr mit Mai 2000 abgeschlossen; Interessen im streitigen Verfah-
ren, Europarecht, Strafrecht; örtlich ungebunden; Milizoffizier.

Angebote an Mag. jur. Roland Zistler, 8010 Graz, Grillparzer-
straße 49, Telefon (0676) 630 29 01, e-mail: roland.zistler@kfuni
graz.ac.at

■

Rechtsanwaltskanzlei sucht Sekretärin mit EDV-Kenntnissen (AD-
VOKAT).

Bewerbungen an RAe Dr. Josef Olischar und Mag. Martin Kratky,
1010 Wien, Museumstraße 4, Telefon (01) 523 12 54.

Rechtsanwaltskanzlei (Wirtschafts-/Zivilrecht) in bester Innenstadt-
lage, verkehrsgünstig (U1/U3) bietet Kollegin/Kollegen in Regie-
partnerschaft repräsentative Räumlichkeiten (RA-/u Konzipienten-
büro, Sekretariat), sonstige Infrastruktur (technische Einrichtungen/
Bibliothek etc). Weitere Kooperation möglich.

Zuschriften an den Verlag unter Chiffre A-100548.

Wirtschaftskanzlei mit internationaler Ausrichtung und Tätig-
keitsschwerpunkten in den Bereichen geistiges Eigentum, Ver-
sicherungsvertragsrecht und internationales Privatrecht sucht
Kollegen bzw Kollegin zur Mitarbeit; vorerst auf Regiegemein-
schaftsbasis mit dem Ziel der Vollintegration. Rechtsanwalts-
kanzlei Dr. Andreas A. Lintl, 1010 Wien, Lugeck 7, Telefon (01)
512 60 50, Telefax (01) 512 86 05, e-mail: a.lintl@lintl-law.at.

Rechtsanwaltskanzlei Wien-Zentrum bietet Kollegen Anschluss an
etablierte Kanzleiorganisation in Regiegemeinschaft.

Telefon (01) 533 99 03.

■

Anwaltskanzlei im Zentrum Wiens bietet eingerichtete Regieräume
(Anwalts- und Sekretariatsraum) für ein bis zwei Kollegen sowie
Infrastruktur mit Substitutionsmöglichkeit.

Telefon (01) 512 75 75.

■

Innsbruck: Engagiertes Team in moderner RA-Kanzlei bietet Kol-
legInnen in Regiepartnerschaft repräsentative Räumlichkeit samt
bester (EDV) Infrastruktur zu moderaten Konditionen ein.

Zuschriften an den Verlag unter Chiffre A-100556.

■

Regiepartner für Innenstadtkanzlei in günstiger Verkehrslage ge-
sucht.

Zuschriften an den Verlag unter Chiffre A-100557.

■

Übernahme eine Anwaltskanzlei im Bereich der OLG Sprengel
Wien und Graz gesucht.

Zuschriften an den Verlag unter „Mietrecht“, Chiffre A-100554.

■

Kanzleiübernahme. Alteingesessene Kanzlei wegen Todesfalls
abzugeben.

Anfragen unter „Straf- und Zivilkanzlei“, Chiffre A-100547, an
den Verlag.

■

Umfassende und aktuelle Rechtsanwaltsbibliothek aus Nachlass
(auch teilweise) abzugeben. Preis nach Vereinbarung.

Auskünfte und vollständige Inventarliste bei RA Dr. Josef Lachmann,
Telefon (01) 503 24 04-30, Telefax (01) 503 24 14.

■

Zeitschrift für Verkehrsrecht. Komplette Sammlung der ZVR 1959–
1999 (gebunden bis inkl 1997) samt bisher erschienenen drei
Gesamtregistern, neuwertig, abzugeben.

Angebote erbeten an RA Dr. Peter Pöch, Telefax (01) 533 15 55.

■

Sammlung „Das österreichische Recht“, bis zur Lieferung 1.408
vollständig, wegen Umstellung auf EDV günstig zu verkaufen.

Anfragen an Advokatur Rainer & Pott, 8970 Schladming, Haupt-
platz 36, Telefon 03687/233 86, Telefax 03687/233 85, e-mail:
dr.rainer-dr.pott@aon.at.
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Kanzleiräumlichkeiten, ca 140 m2, an alteingesessenem Anwalts-
standpunkt in Tiroler Fremdenverkehrsort ab sofort zu vermieten.
Miete ATS 12.000,–. Anfragen RA Dr. Dietmar Czernich, Telefon
(0512) 56 73 73.

■

Renovierte Kanzleiräumlichkeiten in der Altstadt von Salzburg
wegen Ortswechsels abzugeben; 40 m2, jedoch repräsentativ,
unmittelbare Gerichtsnähe, Festungsblick. Sekretariat eingerichtet,
ISDN-Leitung, geringe Miete.

Anfragen bitte unter Telefon (0662) 84 88 99 oder 0664/
100 53 54.

■

Baden Fußgängerzone – Innenhof: 5 Büroeinheiten (Wohnungen).
Erdgeschoß: 1. 37,5 m2, 2. 53,5 m2, zusammenlegbar 1 und 2
zus 91,0 m2 EG. Obergeschoß: 3. 53,5 m2, 4. 86,0 m2, zusam-
menlegbar 3 und 4 zus 139,5 m2, 5. 147,5 m2, zusammenlegbar
3 und 4 139,5 m2 und 5 147,5 m2, zus 287,0 m2 OG.

Telefon (0676) 538 78 64.

■

Pferde- und Golfliebhaber Achtung! Familienhaus, Wirtschaftsge-
bäude, erstklassiger Zustand, mit Pferdestalleinrichtung und eige-
ner Zufahrt in wunderschönem, teilweise bewaldetem Areal im
Süden Wiens, Golfplatznähe, zu verkaufen. Abwicklung über
Treuhänder, lastenfreier Erwerb.

Anfragen an Frau Annette Weilner, Telefon (0664) 103 15 26.

■

Englischübersetzungen, insbesondere juristische Fachübersetzun-
gen, beglaubigt und unbeglaubigt, Express Service, mother tongue
standard English, anwaltlich qualifizierte Übersetzer aus England
und Österreich.

BLTS – Business and Legal Translation Services, Inh Univ.-Lektor
Rechtsanwalt Dr. Andreas A. Lintl, A-1010 Wien, Lugeck 7, Tele-
fon (01) 512 60 50, Telefax (01) 512 86 05.

■

Welcher Anwalt hatte Kontakt mit Dr. Duilio Di Censo, Mailand,
geb 19. 10. 1928 in Sulmona, gest 18. 12. 1998 in Mailand,
und kann Auskunft über Verbleib eines Testaments und fehlender
Vermögenswerte geben?

Erbitte hierzu Anwort an den Verlag oder an Ingrid di Censo,
Eichenweg 9, 72119 Ammerbuch-Poltringen/Germany, Telefon
(0049-7073) 67 72, Telefax (0049-7073) 73 50.
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